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Schwellenländer erhalten mehr 
Einfluss bei der Weltbank
FAZ, 27.4. hav. Die Mitglieder der 
Weltbank haben sich darauf geeinigt, 
Schwellenländern künftig mehr Mit-
sprache einzuräumen. Die 186 Mit-
glieder stimmten in Washington da-
für, dass die Schwellenländer künftig 
3,13 Prozent mehr Stimmgewicht als 
bislang erhalten. China machte die Re-
form zum einflussreichsten Weltbank-
Mitglied hinter den USA und Japan. 
Die Schwellen- und Entwicklungs-
länder haben künftig insgesamt ein 
Stimmgewicht von 47,19 Prozent. Bra-
siliens Finanzminister Guido Mantega 
kritisierte, dass die Schwellenländer 
gemessen an ihrer weltökonomischen 
Rolle weiterhin „erheblich unterre-
präsentiert“ seien. Neben China pro-
fitierten auch Brasilien und Indien 
von der Reform. Der Ko-Direktor des 
Center for Economic Policy and Re-
search in Washington, Mark Weisbrot, 
sagte, trotz der Reformen hätten die 
Schwellen- und Entwicklungsländer 
jedoch auch weiterhin keine „maßgeb-
liche Stimme“. Japan büßte am meisten 
Mitsprache ein, bleibt aber nach den 
USA das Land mit dem zweitgrößten 
Einfluss in der Weltbank. Auch die Eu-
ropäer, darunter Deutschland, gaben 
Einfluss ab. Die USA haben künftig 
ein Stimmgewicht von 15,85 Prozent, 
Japan kommt auf 6,84 Prozent. China 
verfügt künftig über 4,42 Prozent der 
Stimmen, was einem Zugewinn von 
60 Prozent entspricht. 2015 will die 
Weltbank über eine weitere Reform 
entscheiden.

Gewerkschafter gegen EU-
Freihandelspakt mit Kolumbien
Neues Deutschland, 23.4. hav. Obwohl 
Kolumbien für Gewerkschafter das 
gefährlichste Land der Welt ist, soll 
am 18. Mai während des EU-Latein-
amerikagipfels in Madrid ein Frei-
handelsabkommen zwischen der EU 
und dem lateinamerikanischen Land 
unterzeichnet werden. Von den ko-
lumbianischen Menschenrechtsorga-
nisationen und Gewerkschaften wird 
das Freihandelsabkommen abgelehnt, 
weil sie eine Legitimierung der re-
pressiven Politik gegen Gewerkschaf-
ter und die Missachtung der Arbei-
terrechte befürchten. Unterstützung 
bekommen sie dabei von der Gewerk-
schaft IG Bauen Agrar Umwelt, die 
in einem Positionspapier wegen der 
schlechten Menschenrechtslage in Ko-
lumbien den Stopp der Verhandlungen 
fordert. Auch im EU-Parlament regt 
sich Widerstand. Die grünen Europa-
abgeordneten Sven Giegold und Ulrike 
Lunacek bezeichnen das Abkommen 
als „Schandfleck für die Europäische 

Union, das weder menschenrecht-
lichen noch ökologischen Kriterien 
genügt“. Die Armutsrate in Kolum-
bien liegt insgesamt bei ca. 50%, auf 
dem Land sogar bei 65%. Die Vertei-
lung von Wohlstand und der Zugang zu 
Land klaffen extrem auseinander. Die 
arme Bevölkerung wird jedoch nicht 
von dem Abkommen profitieren. Denn 
Liberalisierung führt eben nicht auto-
matisch zu Entwicklung. Stattdessen 
setzt die weltweite Liberalisierung des 
Handels einen immer härteren Wettbe-
werb in Gang – zu Lasten von Arbeits- 
und Umweltstandards.

EU-Parlament: Lohndumping und 
Arbeitszeitverlängerung abgelehnt
Gue/Ngl Press, 28.4. hav. Im Aus-
schuss für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten des Europäischen 
Parlaments wurde der Vorschlag der 
Kommission abgelehnt, für selbst fah-
rende Unternehmer eine erheblich hö-
here Arbeitszeit als bei angestellten 
Fahrern einzuführen. Mit der neuen 
Regelung sollten für Selbständige bis 
zu 86 Stunden statt bisher maximal 
60 Stunden Fahrzeit möglich sein. 
Dazu erklärt Thomas Händel (Gue/
Ngl, Die Linke), Mitglied im Ausschuss 
für Beschäftigung und soziale Ange-
legenheiten: „Lohndumping durch 
Verdrängung in die Scheinselbstän-
digkeit sowie Arbeitszeitverlängerung 
und damit eine hohe Gefährdung der 
Straßenverkehrssicherheit wurden 
zunächst verhindert. Die Ablehnung 
durch eine Mehrheit der Ausschussmit-
glieder ist ein wichtiges politisches Si-
gnal: Unternehmer sollen nicht ermu-
tigt werden, angestellte Kraftfahrer 
in prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
und in die „Selbständigkeit“ zu drän-
gen, um wettbewerbsfähig zu bleiben. 
Durch diese Entscheidung wird die 
Arbeitszeitdebatte auf europäischer 
Ebene neu belebt. Die von der Kommis-
sion erwartete günstigere politische 
Situation zum Generalangriff auf die 
Arbeitszeit-, und damit Lebensgestal-
tung europäischer Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer ist offensichtlich 
nicht gegeben.

EAD wird „Militärischer Auswärtiger 
Dienst“
Die Linke, PM, 27.4. hav. „Europa 
braucht keinen neuen milliarden-
schweren militarisierten Dienst. Die 
Konzeption des EAD darf so nicht 
verabschiedet werden, erklärt Sevim 
Dagdelen, Sprecherin der Fraktion Die 
Linke für Internationale Beziehungen, 
anlässlich der Einigung der Außen-
minister der EU zum Europäischen 
Auswärtigen Dienst (EAD). Dagdelen 
weiter: „Die EU-Außenminister haben 
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sich auf einen Europäischen Auswär-
tigen Dienst mit einer starken militä-
rischen Komponente geeinigt. Deshalb 
muss man von einem Militärischen Eu-
ropäischen Auswärtigen Dienst spre-
chen. Damit wird ein bürokratischer 
Apparat in Brüssel geschaffen, der die 
Trennung von Diplomatie und Militär 
aufhebt. Auch die Entwicklungspoli-
tik soll im EAD künftig einer mili-
tärischen Sicherheitspolitik unterge-
ordnet werden. Ohne öffentliche Dis-
kussion und gegen Friedensbewegung 
und Entwicklungsorganisationen, 
haben die EU-Außenminister damit 
ein Projekt auf den Weg gebracht, bei 
dem weder demokratische Kontrolle 
noch ordentliche Haushaltskontrolle 
gewährleistet sind. 

Angesichts der Finanz- und Wirt-
schaftskrise ist es zudem einfach skan-
dalös, dass die Öffentlichkeit über die 
zu erwartenden Mehrkosten für die 
8000 Brüsseler Beamten schlicht im 
Unklaren gelassen wird.“

Kritik an der Afrika-Strategie der EU 
venro, 28.4. hav. Die gemeinsame 
Afrika-EU-Strategie hat wenig Aus-
sicht auf Erfolg, wenn keine Nachbes-
serungen beim zweiten Aktionsplan 
durchgeführt werden. Geschlechter-
gerechtigkeit und ländliche Entwick-
lung müssten stärker in den Fokus der 
Partnerschaft rücken, so die Forderung 
des Verbandes Entwicklungspolitik 
deutscher Nichtregierungsorganisati-
onen (Venro) anlässlich des Treffens 
der Minister der EU und Afrikas in 
Luxemburg am 26. April. „Zu unserem 
Bedauern sind bei der Partnerschaft zu 
Handel, regionaler Integration und In-
frastruktur keinerlei Fortschritte er-
zielt worden. Die Nahrungskrise 2008 
hat deutlich gezeigt, dass vor allem 
die ländliche Entwicklung ein Schwer-
punktthema sein muss. Die meisten 
Menschen in Afrika leben in ländlichen 
Gebieten“, sagt Venro-Vorstandsvor-
sitzender Ulrich Post. 

Venro kritisiert zudem, dass es kei-
ne eigene Partnerschaft zum Thema 
Gender gibt. „Ohne gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen hat die gemein-
same Afrika-EU-Strategie keine Aus-
sicht auf Erfolg“, so Post. In Luxem-
burg wurde ein Ausblick auf den zwei-
ten Aktionsplan 2011–2013 präsentiert. 
„Die Vorschläge sind in keinster Weise 
zufriedenstellend. Es soll kaum Ände-
rungen geben, während wichtige The-
men für die afrikanische Bevölkerung 
ausgeklammert werden. Bereits die 
vergangenen zwei Jahre hätten deut-
lich gezeigt, dass die Strategie erheb-
liche Mängel aufweist. Hiermit müsste 
sich auch der Afrika-EU-Gipfel im No-
vember in Tripolis befassen.“ 

Die gemeinsame Afrika-EU-Strate-
gie wurde im Dezember 2007 auf dem 
Gipfel von Lissabon verabschiedet.

Afghanistaneinsatz: Bundesregierung entgrenzt Einsatzregeln 
Nachdem am Freitag, den 2. April, wei-
tere vier Angehörige der Bundeswehr 
in Afghanistan umgekommen waren, 
reagierten die politischen Spitzen der 
BRD darauf mit Rufen nach verstärk-
ter Bewaffnung. Mitte April entschied 
das Verteidigungsministerium zwei 
Panzerhaubitzen nach Kundus zu ver-
legen.

Dies Waffensystem besteht aus einem 
schwer gepanzerten, stark motorisier-
ten Kettenfahrzeug, das eine Haubitze 
trägt. Haubitzen eignen sich zum in-
direkten Schießen, das Rohr wird in 
steilem Winkel nach oben gerichtet und 
feuert so in hohem Bogen Granaten mit 
großer Sprengkraft auf bis zu 40 Kilo-
meter entfernte Ziele. 

Der Einsatz dieses Waffensystems 
wird die Zahl der zivilen Opfer erhö-
hen, denn die Trefferwirkung entsteht 
breitflächig, etwa wie bei einer Flie-
gerbombe. Luftunterstützung muss die 
Bundeswehr bei den höheren Kom-
mandostellen der alliierten Streitkräf-
te anfordern, die Haubitzen könnte sie 
nach eigenem Ermessen feuern lassen. 

Die Verlegung der Haubitzen kann 
deswegen auch als Zurückweisung 
der Kritik verstanden werden, die 
der Oberkommandierende der alliier-
ten Streitkräfte in Afghanistan, der 
amerikanische General McChrystal, 
etwa anlässlich des Kundus-Massa-
kers führte. Der dabei leitende Bun-
deswehroberst Klein musste dazu die 
Luftunterstützung anfordern, damit 
war das Oberkommando direkt invol-
viert, und es wurde offenbar, dass die 
robuste Einstellung des Oberst Klein 
zur Afghanistan-Strategie der Regie-
rung Obama nicht passt.

Am 19.4. wurde die Verfügung be-
kannt, mit der Generalbundesanwäl-
tin Harms die Ermittlungen gegen 
Oberst Klein einstellte. (http://www.
generalbundesanwalt.de/de/aktuell.
php, 19.4.) Ein für die weitere Ent-
wicklung bedeutsamer Satz in Punkt 
6 der ausführlichen amtlichen Erklä-
rung lautet: „Der Beschuldigte Klein 

durfte davon ausgehen, dass keine Zi-
vilisten vor Ort waren. Deshalb war er 
nicht verpflichtet, Warnhinweise vor 
dem militärischen Angriff zu geben.“ 
Die Nachrichtenlage vor dem tödlichen 
Befehl ist längst kein militärisches 
Geheimnis mehr. Wenn Klein damals 
davon ausgehen „durfte“, dass keine 
Zivilisten vor Ort seien, ist künftig 
faktisch nur noch wichtig, ob Taliban 
im Zielraum vermutet werden kön-
nen. Die Generalbundesanwaltschaft, 
geleitet durch Frau Harms, muss in 
ihrer Amtsführung den Weisungen des 
Bundesjustizministeriums, Ministerin 
Frau Leutheusser-Schnarrenberger, 
folgen. Wenige Tag vor Bekanntwer-
den der Einstellung des Verfahrens 
gegen Oberst Klein hatte das Verteidi-
gungsministerium die Verhandlungen 
mit dem Bremer Rechtsanwalt Karim 
Popal über Entschädigungen für zivile 
Opfer des Luftschlags bei Kundus vom 
4. September 2009 abgebrochen. Die 
Kanzlei habe nicht nachweisen kön-
nen, dass sie tatsächlich Mandate von 
allen Personen habe, die sie zu vertre-
ten angegeben habe, sagte Verteidi-
gungsminister.

Am 21.4. besuchte General McChrys-
tal die BRD zu Gesprächen mit der 
Regierung. Er bekräftigte, dass streng 
darauf geachtet werden müsse, zivile 
Opfer zu vermeiden. – Blickt man auf 
die langen Jahre des Einsatzes zurück, 
so entsteht der Eindruck, dass sich 
die Einsatzgrundsätze und -richtlinien 
der USA und der BRD überkreuzen. 
Während die USA von einer Strategie 
rücksichtsloser Demonstration militä-
risch-technischer Überlegenheit ver-
bal abrücken, begibt sich die politische 
Führung der BRD faktisch auf die-
sen Abweg. Während McChrystal an 
einzelnen Aktionen der Bundeswehr 
Kritik übte, sagen die militärischen 
Fakten etwas anderes: Derzeit werden 
amerikanische Truppen in den Norden 
Afghanistans verlegt, die Kampfhub-
schrauber mitbringen. Panzerhaubit-
zen, Kampfhubschrauber, entgrenzte 
Einsatzregeln, – die aufgefahrenen 
Mittel zeigen, dass die westlichen Ver-
bündeten im Norden Afghanistans das 
Gefecht mit aufständischen Kräften 
suchen. So sagte McChrystal nach 
Presseberichten, zwar habe die Be-
kämpfung der Aufständischen zu-
nächst im Süden Priorität. Aber auch 
im Norden sei eine konsequente und 
effiziente Bekämpfung der Aufstän-
dischen („Counter Insurgency“) nötig.

Das Regionalkommando Nord und 
dessen deutscher Kommandeur trage 
dafür die volle und uneingeschränkte 
Befehlsgewalt. Er habe keinerlei Be-
denken, amerikanische Truppen unter 
deutsches Kommando zu stellen, son-
dern höchstes Vertrauen, sagte Mc-
Chrystal. (FAZ, 22.4.) � Martin Fochler

Panzerhaubitze der niederländischen Ar-
mee im Afghanistan-Einsatz.
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Mit Notkrediten bis zu 110 Milliarden Euro in den 
kommenden drei Jahren will die EU gemeinsam 
mit dem IWF der griechischen Regierung helfen. 
80 Milliarden Euro davon werden von der EU 
aufgebracht. Weitere 39 Milliarden Euro steuert 
der IWF bei. Das ist der Kern des „Hilfepa-
kets“ von EU und IWF, das nach hektischen 
Verhandlungen der griechischen Regierungen 
mit der Europäischen Zentralbank, dem IWF, 
der EU-Kommission und den europäischen 
Regierungen am letzten Wochenende beschlos-
sen und auf den parlamentarischen (Eil)-Weg 
gebracht wurde.

Merkels Taktiererei wurde teuer

Dass es überhaupt zu dieser Ausnahme-
situation gekommen ist, dafür ist nach 
allem, was man so hört, auch die Bundes-
regierung maßgeblich verantwortlich. 
Obwohl seit Wochen für jeden, der sehen 
und hören wollte, unübersehbar war, 
dass starke Akteure auf den Finanz-
märkten sich auf die griechische Regie-
rung eingeschossen hatten, hatte Bun-
deskanzlerin Merkel ein Hilfsprogramm 
an Griechenland an immer neue Bedin-
gungen geknüpft und ein Inkrafttreten 
immer weiter verschoben. Gleichzeitig 
durften nationalistische Schreihälse aus 
der ersten und zweiten Reihe der Regie-
rungsfraktionen mit immer neuen Ein-
fällen (Griechenland raus aus dem Euro, 
alle raus aus dem Euro, griechische Insel 
verkaufen, – warum nicht gleich an die 
FDP-nahe Mövenpick-Hotelgruppe?) die 
Medien beschäftigen und die Gemüter 
aufwühlen.

Am Ende kam es, wie es 
kommen musste. Die Ra-
ting-Agenturen walteten 
ihres Amtes, beurteilten 
die entstandene Gesamt-
situation zu Recht als ris-
kant und lösten damit das 
kreditpolitische Erdbeben 
aus, das die Politik jetzt 
zum Handeln zwingt.

Denn die von den Agen-
turen vorgenommene 
Abstufung der Bonität 
griechischer Anleihen hat 
nicht nur der griechischen 
Regierung neue Anlei-
hen im Grunde unmög-
lich gemacht. Ein solches 
„Rating“ würde, wenn 
es bestehen bleibt, über 
kurz oder lang auch alle 
Schuldnerbanken Grie-
chenlands, darunter nicht 
wenige hiesige Banken, 
dazu zwingen, ihre Be-
stände an Griechenland-
Anleihen aus Gründen der 
„kaufmännischen Vor-
sicht“ abzuwerten. Eine 

neue Verlustwelle der Banken wäre die 
Folge, mit allen negativen Folgen für 
das Kreditangebot, für die Wirtschaft 
usw. usf.

Merkel hat also Recht, wenn sie sagt, 
das Paket sei jetzt „alternativlos“. Sie 
verschweigt aber: dass die Situation an 
den Märkten überhaupt so eskaliert ist, 
dafür trägt sie mit ihrer nationalistischen 
und dilettantischen Verzögerungspoli-
tik maßgeblich Verantwortung. Es ist 
schon pikant und verdient festgehalten 
zu werden, dass erst die Überredungs-
kunst von EZB, IWF, EU-Kommission 
und zahlreichen weiteren europäischen 
Regierungen in der Lage war, die deut-
sche Blockadeposition aufzulösen und 
das Hilfspaket auf den Weg zu bringen.

Wer zahlt wirklich?

Hier und da wird jetzt die Sorge geäu-
ßert, der deutsche Steuerzahler müsse 
für die griechische Regierung zahlen. 
Das ist nicht so. Die Kredite werden 
gegeben von der EZB, der EU und dem 
IWF. Die Bundesregierung bürgt nur 
entsprechend dem deutschen Anteil am 
Kapital der Europäischen Zentralbank. 
Diese Bürgschaft „lohnt“ sich vermut-
lich sogar, denn Griechenland soll nach 
vorliegenden Berichten 5% Zins für diese 
Kredite zahlen. Dass sind 2% mehr, als 
die Kreditgeber an den Märkten für die 
Aufnahme der Geldsumme zahlen müs-
sen, die sie an Griechenland leihen. 2 
Prozent Ertrag im Jahr macht 6% in drei 

Jahren, das sind bei 80 Milliarden Euro 
„EU-Krediten“ immerhin Erträge von 
4,8 Milliarden Euro.

Wirklich „teuer“ ist das Programm 
dagegen für die griechischen Bevölke-
rung. In der Presse ist zu lesen: 4% hö-
here Mehrwertsteuer (von 19 auf 23%), 
Anhebung des Rentenalters um bis zu 
5 Jahre bei gleichzeitiger Senkung der 
Rentenhöhe, Gehaltssenkungen im öf-
fentlichen Dienst (das 13. Gehalt soll um 
30% gekürzt werden, das 14. Gehalt um 
60 Prozent, schreibt etwa die „Rhein-
pfalz“), Einstellungsstopp, Abbau des 
Kündigungsschutzes auch in der Privat-
wirtschaft (was hat das mit Abbau der 
Neuverschuldung zu tun?), Anhebung 
der Tabaksteuer, der Alkoholsteuer, der 
Benzinsteuern. Gleichzeitig berichtete 
die „Frankfurter Zeitung am Sonntag“ 
kürzlich, allein eine griechische Ree-
derfamilie (nicht die Onassis-Gruppe, 
nicht die Niarchos-Gruppe, sondern eine 
„kleinere“ reiche Familie) besäße über 
ihre privaten Fondsgesellschaften grie-
chische Staatspapiere von 60 Milliarden 
Euro. Wer also in Griechenland am Ende 
wirklich wie viel zahlt, darüber tobt jetzt 
dort der – von außen schwer überschau-
bare – Kampf. Absehbar ist aber auch: 
bei einer so massiven Änderung der grie-
chischen Steuer- und Staatspolitik wer-
den es nicht nur „die Reichen“ sein, die 
am Ende zahlen müssen, sondern auch 
ziemlich viele kleine Leute.

Lehren aus der Griechenland-Krise

Es ist sicher richtig, wenn jetzt allenthal-
ben nachgedacht wird über Lehren aus 
der Griechenland-Krise. 

Eine davon ist sicher: Die EU braucht 
ein Krisenregiment für solche Krisen. 

Bisher hat sie keins. Die nati-
onalistische Hinhaltepolitik 
der großen EU-Mächte, allen 
voran der Bundesregierung, 
die von Anfang der weltwei-
ten Finanzkrise an meinten, 
solche „Krisen am Rande der 
EU“ könne man den Märkten 
und dem IWF überlassen, ist 
gescheitert. Regeln müssen 
her, und zwar europaweit 
gültige, faire Regeln, die von 
allen getragen werden.

Zu diesen Regeln wird 
auch gehören, dass eine 
rücksichtslose Exportför-
derpolitik, wie sie hierzu-
lande viele Jahre betrieben 
wurde, keinen Bestand ha-
ben kann in einer großen EU. 
So geht es nicht weiter. Das 
dämmert vielen. Aber wie 
es weiter gehen soll, ist auch 
nicht klar.

„Europäische Anleihen“, 
wie sie hier und da jetzt ins 
Gespräch gebracht werden, 
könnten ein Hilfsmittel sein. 
Anleihen der EU sind si-
cherer als Anleihen einzelner 

Merkels Hinhaltetaktik kommt teuer 

EU-Notkredite an Griechenland
FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG DIENSTAG, 4. MAI 2010 · NR. 102 · SEITE 9Wirtschaft

Wenn die deutsche
Wirtschaft Ombuds-
leute sucht, greift
sie gern auf ehema-

lige Richter zurück. Nun haben das
auch die Rechtsanwälte getan und
Renate Jaeger bestellt. Seite 14

Die neuen Wachstumspläne der
Telekom stoßen unter den
Anteilseignern auf Misstrauen.
Auch die hohen Investitionen in
Amerika werden skeptisch
aufgenommen. Seite 13

Der Vorstand der Ferrostaal AG
wird nach der Eskalation in der
Korruptionsaffäre neu aufgestellt.
Andreas Pohlmann wechselt
überraschend von Siemens. Seite 13

Sime Darby, der größte Hersteller
von Öl aus der Palme, will mit
gutem Beispiel vorangehen: Bis
2012 soll die gesamte Produktion als
nachhaltig zertifiziert sein. Seite 18

Am Montag fiel der Startschuss für
die Nationale Plattform Elektro-
mobilität. Subventionen wird es
zunächst nicht geben. Bis 2020
sollen eine Million Elektroautos auf
hiesigen Straßen rollen. Seite 10

Der riesige Ölteppich, der nach dem
Unfall das einzigartige Ökosystem
im Golf von Mexiko bedroht,
könnte auch für den
Energiekonzern BP zum Desaster
werden. Seite 11

Der vor allem mit Edelmetallen
beschäftigte Werkstoffkonzern
Heraeus hat das beste Quartal in
seiner Unternehmensgeschichte
abgeschlossen. Seite 15

Für Anwalt
und Mandant

Palmöl soll grüner werden

ruh./wmu./hap. FRANKFURT/BRÜSSEL,
3. Mai. Die Europäische Zentralbank
(EZB) weicht ihre Beleihungsregeln aber-
mals auf, um Griechenland und den Ban-
ken die Finanzierung zu erleichtern. Die
Banken des Euro-Systems dürfen grie-
chische Staatsanleihen künftig als Sicher-
heit bei der Zentralbank einreichen, egal,
wie weit das Bonitätsrating des grie-
chischen Staates noch fallen sollte. Die
Regeländerung der EZB verstärkte am
Montag die Kurserholung, die von dem
Rettungspaket der Euro-Staaten ausge-
löst wurde. Zweijährige griechische Anlei-
hen verteuerten sich, so dass die Rendite
– ein Maßstab für die Kosten, zu denen
sich der griechische Staat finanziert – auf
10 Prozent fiel. Die EZB hält derzeit grie-
chische Anleihen im Wert von mutmaß-
lich rund 40 Milliarden Euro. Ihr Markt-
wert werde täglich überprüft, heißt es aus
der EZB. Wenn die Kurse fielen und die
Sicherheiten nicht mehr ausreichten, um
die an eine Bank ausgeliehenen Kredite
zu decken, würden zusätzliche Sicherhei-
ten gefordert.

Nach den Regeln, die bis zum Jahr 2008
galten, müssen Staatsanleihen mindestens
von einer Agentur die Note „A-“ oder
„A3“ erhalten, damit Banken sie bei den
Finanzierungsgeschäften der Zentralbank
als Sicherheit einreichen dürfen. Um das
Bankensystem zu stabilisieren, hat die
EZB die Anforderungen in der Finanzkri-
se gesenkt. Seitdem akzeptiert sie auch Ti-
tel, die BBB-Noten tragen. Selbst dieses
mäßige Niveau erreicht Griechenland
aber nur noch bei zwei von drei führenden
Agenturen, die zudem weitere Herabstu-
fungen in Aussicht gestellt haben.

Jetzt gibt die EZB die Orientierung an
einer externen Kreditbewertung ganz auf
und akzeptiert im Fall Griechenlands die
Staatsanleihen unabhängig von den Ra-
tings. Noch im Januar hatte EZB-Präsi-
dent Jean-Claude Trichet beteuert: „Wir
werden unsere Regeln für die Sicherheiten
nicht zum Wohle irgendeines bestimmten
Landes ändern.“ Bundeskanzlerin Angela
Merkel stellte am Montag in Aussicht, eine
europäische Rating-Agentur zu gründen.

In Brüssel wurde am Montag bekannt,
dass Euro-Staaten mit schlechter Bonität,
die sich selbst kaum finanzieren können,
für Zinsverluste aus dem Hilfspaket kom-
pensiert werden. Als möglicher Anwen-
dungsfall der Regel gilt Portugal. Die Ver-
luste könnten anfallen, wenn die Rendite
für die Anleihen solcher Staaten über den
im Griechenland-Paket vorgesehenen
Zinssatz steigen sollte. Die Vereinbarung
sieht vor, dass die Zinsverluste unter den
Euro-Staaten sozialisiert werden: Sie wür-
den mit den Zinsgewinnen anderer Län-
der – je nach deren Anteil am Gesamtpa-
ket – verrechnet. Der Zins der bilateralen
Kredite an Griechenland beträgt etwa 5
Prozent. Die Rendite für zehnjährige
Staatspapiere Portugals lag zuletzt bei
rund 5,11 Prozent, nachdem sie in den Ta-
gen zuvor auf bis zu 5,8 Prozent geklettert
war. Um die Zinsen für Staatspapiere ein-
zuebnen, hatte vor allem die EU-Kommis-
sion eine Euro-Anleihe gefordert. Dage-
gen hatte sich insbesondere Deutschland
vehement gewehrt.

Die Abwicklung des deutschen Teils des
Kredits wird über die staatseigene Förder-
bank KfW erfolgen. Sie wird dies im Rah-
men eines „Zuweisungsgeschäfts“ tun,
also auf Anweisung durch die Regierung.
Zuweisungsgeschäfte erfolgen außerhalb
des regulären Förderauftrags, sie wurden
zuletzt für den Überbrückungskredit an
Opel und zur Rettung der Bank IKB einge-

setzt. Da die KfW das Geschäft verbucht,
taucht es nicht im Haushalt des Finanzmi-
nisters auf. Die KfW kann den – vom Bund
verbürgten – Kredit nach eigenen Anga-
ben im Rahmen ihres gewöhnlichen Liqui-
ditätsmanagements bereitstellen, das für
das Jahr 2010 eine Mittelaufnahme zwi-
schen 70 und 75 Milliarden Euro vorsieht.
Schwierigkeiten sieht die Staatsbank kei-
ne: Zuletzt plazierte sie am 21. April eine

fünfjährige Anleihe über 5 Milliarden
Euro mit einer Rendite von 2,36 Prozent.
Die Modalitäten der Vergütung sind noch
nicht endgültig festgezurrt. Aller Voraus-
sicht nach wird ein eventueller Ertrag dem
Risikoträger, also dem Bund, zufließen.
Die KfW wird eine Bearbeitungsgebühr er-
halten. (Banken über Finanzbeitrag un-
einig, Seite 11; Renditen von Griechen-
anleihen gehen zurück, Seite 19.)Von Siemens zu Ferrostaal

Heraeus zeigt Stärke
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mas. BERLIN, 3. Mai. Das Bundesfinanz-
ministerium ist mit Blick auf die künftigen
Steuereinnahmen weniger zuversichtlich
als noch im vergangenen Jahr. Gleichwohl
dürften die Steuereinnahmen von 2012 an
jährlich um gut 20 Milliarden Euro wach-
sen. Für dieses Jahr rechnet das Ministeri-
um freilich mit einem Rückgang. Das geht
aus der Vorlage des Ministeriums für die
Steuerschätzer hervor, die an diesem
Dienstag in Lübeck zusammenkommen.
Am Donnerstag will der Arbeitskreis sei-
ne Prognose bis zum Jahr 2014 vorlegen.

Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) bekräftigte seine Positi-
on, dass eine Steuersenkung weder not-
wendig noch möglich sei. Dem wider-
sprach der Koalitionspartner. „In Anbe-
tracht von jährlichen Steuereinnahmen in
Höhe von 511 Milliarden Euro ist eine
steuerliche Entlastung kleiner und mittle-
rer Einkommen in Höhe von 16 Milliar-
den Euro, wie sie von der FDP vorgeschla-
gen wird, vor allem eine Frage des politi-
schen Willens“, sagte ihr finanzpolitischer
Sprecher, Volker Wissing, dieser Zeitung.

Die Erwartungen des Ministeriums lie-
gen für 2010 kaum unter den Schätzungen

vom November. Die Schätzungen von
Schäubles Fachleuten für 2011 und 2012
sind hingegen um jeweils gut 14 Prozent
niedriger als noch im Mai 2009. Für das
Jahr 2013 wurde die Schätzung um 17,4
Prozent gesenkt. Die Steuereinnahmen
für 2014 werden nun erstmals geschätzt.
Das Ergebnis des Arbeitskreises ist Grund-
lage für die mittelfristige Finanzplanung,
die das Kabinett Anfang Juli mit dem
Haushaltsentwurf 2011 beschließen will.

Schäuble wies auf dem Deutschen Steu-
erberaterkongress darauf hin, dass die
Spitzenbelastung in der Einkommensteu-
er um fast 10 Prozentpunkte niedriger
liegt als Ende der neunziger Jahre. Aber-
mals erinnerte er an die neue Schuldenre-
gel im Grundgesetz, nach der das struktu-
relle, also um konjunkturelle Schwankun-
gen bereinigte Defizit bis zum Jahr 2010 je-

des Jahr um rund 10 Milliarden Euro zu-
rückgeführt werden muss. Es liegt dieses
Jahr bei etwa 70 Milliarden Euro. Dies ist
die Ausgangsbasis für den Abbau bis 2016.
Mit der Entscheidung, der Bundesagentur
für Arbeit (BA) dieses Jahr kein Darlehen,
sondern einen Zuschuss zu geben, hat die
Koalition die Ausgangsbasis im Vergleich
zur Planung der großen Koalition erhöht.
Wenn nun künftig die BA ein Darlehen er-
halten sollte, würde das strukturelle Defi-
zit auch ohne Sparbeschlüsse sinken.

Für eine Reform der Einkommensteuer
brauche man einen großen finanziellen
Spielraum, meinte Schäuble. Der Präsi-
dent der Bundessteuerberaterkammer,
Horst Vinken, meinte: „Strukturfragen
sind wichtiger als Tariffragen.“ Er warb da-
für, das Instrument der strafbefreienden
Selbstanzeige beizubehalten.

D ie Wahl in Nordrhein-Westfalen
ist das herausragende innenpoli-

tische Ereignis des Jahres. Die rund
13,5 Millionen Wahlberechtigten tra-
gen an diesem Sonntag abermals enor-
me bundespolitische Verantwortung.
2005 hatte ein überraschend starkes
Votum für CDU und FDP zunächst
das Ende der rot-grünen Landesregie-
rung in Nordrhein-Westfalen bewirkt.
In der daraufhin vorgezogenen Bun-
destagswahl wurde auch das rot-grü-
ne Bündnis in Berlin von der Regie-
rungsverantwortung ausgeschlossen.
Die SPD konnte als Juniorpartner in
der großen Koalition den Abstieg in
die Opposition noch vier Jahre hinaus-
schieben. Auch diesmal könnten die
Wähler starken Einfluss auf die Bun-
despolitik nehmen. Fällt in Düssel-
dorf die bürgerlich-liberale Koalition,
hätten Union und FDP im Bundesrat
keine Mehrheit mehr. Die Bundesre-
gierung hätte die SPD wieder zu be-
rücksichtigen.

2005 waren die Sozialdemokraten
nach fast vier Jahrzehnten Regierungs-
verantwortung in Düsseldorf ver-
braucht, der Drang nach einem Regie-
rungswechsel übermächtig. Das ist
diesmal nicht der Fall. Ministerpräsi-
dent Jürgen Rüttgers (CDU) und sein
Stellvertreter Andreas Pinkwart
(FDP) haben zwar nicht alle Wahl-
kampfversprechen eingelöst. Aber har-
monischer und effektiver als die
schwarz-gelbe Bundesregierung ha-
ben sie in Düsseldorf wichtige Pro-
grammpunkte bearbeitet: Rückfüh-
rung der Neuverschuldung, Personal-
abbau im öffentlichen Dienst, mehr
Lehrerstellen und eine erheblich ver-
besserte personelle Ausstattung zur
Kinderbetreuung sind Beispiele. Für
das Land wäre eine Fortsetzung die-
ser Politik gewiss kein Schaden.

Doch ist der starke Einfluss der Bun-
despolitik auf die Wählerstimmung
im Lande offensichtlich. Mit der Unzu-
friedenheit der Bundesbürger über die
Arbeit der Regierungsparteien in Ber-
lin sinkt auch die Zustimmung für das
Wirken von CDU und FDP in Düssel-
dorf. Rüttgers, den im Januar noch 53
Prozent der Bürger im Amt gern bestä-
tigt hätten, ist in den Umfragen tief ab-
gestiegen. Meinungsforscher sehen
ihn inzwischen fast auf Augenhöhe
mit seiner Gegenkandidatin, der SPD-
Landesvorsitzenden Hannelore Kraft.

Den Stimmungsumschwung hat der
Landesvater zum Teil selbst verschul-
det. Geschadet hat ihm vor allem die
Sponsoren-Affäre im Februar. Die
Landes-FDP wiederum leidet heftig
unter den starken Anlaufschwierigkei-
ten der Bundes-FDP. Möglicherweise
kommt es nun zu einem Patt zwischen
den beiden Blöcken Schwarz-Gelb
und Rot-Grün. Das Zünglein an der
Waage könnte die Linke sein, auch
wenn sie mit ihrem kommunistischen
Programm den im Landtag schon ver-
tretenen Parteien bisher als nicht ko-
alitionsfähig gilt. Prognosen von 5,5
bis 6 Prozent deuten jedenfalls auf ih-

ren Einzug in den Landtag am Düssel-
dorfer Medienhafen hin. „Wer mit
wem“ – darüber gibt es in der Landes-
hauptstadt heftige Diskussionen. Die
Varianten, angefangen bei „Rot-Rot-
Grün“ über „Schwarz-Grün“ bis zur
großen Koalition, lassen sich erst be-
werten, wenn die neue Sitzverteilung
ausgezählt ist.

Die Parteien drängen mit dem Hin-
weis auf eine Schlüsselwahl zum Ur-
nengang. Die Grünen propagieren die
Landtagswahl zugleich als Volksent-
scheid für oder gegen die Kernener-
gie. Sie wollen am Atomausstieg fest-
halten und eine echte Energiewende
einleiten. Auch Rüttgers verspricht in

seinem Wahlprogramm, das Land zur
umweltfreundlichsten Industrieregion
in Europa zu entwickeln. Dazu gehö-
ren für ihn aber auch neue Kohlekraft-
werke als Ersatz für die veralteten An-
lagen. Die FDP will die Subventionen
für den heimischen Steinkohlenberg-
bau vorzeitig einstellen. Die SPD will
das Ende der Zechen mit einem So-
ckelbergbau herauszögern.

Wichtige Streitpunkte im Wahl-
kampf sind die Bildungspolitik, die
Kopfpauschale im Gesundheitswesen
oder der Mindestlohn. Aber für den
bedeutendsten Industriestandort in
Deutschland haben energiepolitische
Aspekte besonderes Gewicht. Selbst
wenn die Energiepolitik Bundessache
ist, sollte doch der in den Landesminis-
terien und in der Administration vor-
herrschende Geist nicht unterschätzt
werden.

Seit Generationen akzeptieren sehr
viele Nordrhein-Westfalen die Nach-
teile eines Industriestandortes. Das
Chemieunternehmen oder das Braun-
kohlenkraftwerk stand halt schon im-
mer in der Nachbarschaft und war – di-
rekt oder indirekt – die Quelle der Ein-
kommen. Aber diese Akzeptanz
schrumpft. Industrielle Projekte sto-
ßen zunehmend auf Widerstand in
der Bevölkerung.

Damit stellt sich bei dieser Wahl die
für das Industrieland entscheidende
Frage der wirtschaftlichen Zukunft.
Branchen mit überdurchschnittlich ho-
hem Energieverbrauch, die Grundche-
mie, die Stahl- und Metallindustrie,
bieten hier noch immer die meisten
Arbeitsplätze. Das gilt auch für den
Dienstleistungssektor, in dem viele
Firmen als Abspaltung aus produzie-
renden oder verarbeitenden Unterneh-
men entstanden sind. Eine Landesre-
gierung, die eine vorwiegend ökolo-
gisch fokussierte Wirtschaftspolitik
verfolgt, kann in Nordrhein-Westfa-
len mehr Begleitschaden verursachen
als in jedem anderen Bundesland.

D ie Griechenland-Hilfe droht zur
politischen Massenbewegung zu

werden. Jeder soll mitmachen, damit
sich hinterher niemand beschweren
kann, wenn es schiefgeht. Nicht genug,
dass die Euro-Staaten vertragswidrig
mit 80 Milliarden Euro aushelfen.
Auch die Europäische Zentralbank
(EZB) erweist sich als biegsam und
pfeift auf ihre Regeln: Sie akzeptiert
griechische Staatsanleihen ohne Rück-
sicht auf die Kreditbewertung,
Ramsch hin oder her. Der Hinweis auf
unfähige oder übermächtige Rating-
Agenturen zieht nicht. Wer die Agentu-
ren wirklich entmachten will, darf ihre
Noten nicht weiter als Maßstab für die
Kapitalbemessung der Banken vor-
schreiben. Doch daran rüttelt nie-
mand. Der Entschluss der EZB, grie-
chische Anleihen jeder Qualität zu ak-
zeptieren, ist schlicht ihr politischer
Beitrag zum Rettungspaket – und da-
mit ein Schlag gegen die eigene Unab-
hängigkeit. Wer so bereitwillig an poli-
tischen Entscheidungen mitwirkt, ver-
liert Ansehen und lädt zu weiterer Ein-
flussnahme der Regierungen ein.

Obendrein drängt die deutsche Poli-
tik Versicherer und Banken, dem grie-
chischen Staat noch mehr Kredit zu ge-
ben. Eben hieß es, das übermäßige En-
gagement der Banken in den finanz-

schwachen Euro-Ländern mache eine
Staatspleite Griechenlands zur unkal-
kulierbaren Gefahr für das Finanzsys-
tem. Kaum ist das Herauskaufen des
Landes beschlossen, werden dieselben
Banken aufgefordert, noch mehr Geld
zu verleihen und das Systemrisiko so
zu vergrößern.

Das Weitere ist vorgezeichnet. Soll-
te doch ein Schuldenschnitt notwendig
werden (der durch die Liquiditätshilfe
kaum unwahrscheinlicher geworden
ist), werden Banken und Versicherer
mit besseren Gründen als bisher ver-
langen, dass man sie heraushaut. Nach
dem Motto: „Die Politik hat uns zum
Kauf griechischer Anleihen aufgefor-
dert, die Zentralbank hat sie als unbe-
denklich eingestuft. Nun schützt uns
vor den Folgen.“

Die Rettung des griechischen Staa-
tes ist längst ein auf Dauer angelegtes
Projekt. Schon sind die nächsten
Schritte absehbar, die sich aus der ers-
ten Hilfszusage scheinbar zwingend er-
geben. Portugal verschuldet sich zu hö-
heren Zinsen als den 5 Prozent, zu de-
nen es das Geld im Rahmen des Hilfs-
programms an Griechenland weiter-
gibt. Mit einem Federstrich wird auch
hier ein Ausgleich beschlossen. Bald
dürften es die Portugiesen leid sein,
dass ihre Schulden höher verzinst sind
als die der Griechen. Ein eigenes Hilfs-
programm wird dadurch verlockend –
mindestens aber die Forderung nach ei-
nem saftigen Ausgleich aus der Ge-
meinschaftskasse.

Partner für das Elektroauto

Öldesaster für alle

Zweifel an der Telekom

Heute

Eine Schlüsselwahl
Von Werner Sturbeck

In Nordrhein-Westfalen
geht es um die Zukunft
des Industriestandortes –
und um die Bundespolitik.

ufe./lid. FRANKFURT, NEW YORK, 3.
Mai. Die amerikanische Luftfahrt ord-
net sich neu. United Airlines und Con-
tinental Airlines gaben ihren Zusam-
menschluss bekannt. Findet die Fusion
via Aktientausch die Zustimmung der
nationalen Kartellwächter, entsteht da-
mit die größte Fluggesellschaft der
Welt, die auch in ihrer Heimat den Ri-
valen Delta Air vom langjährigen Spit-
zenplatz verdrängt. Dahinter rangiert
American Airlines auf Platz drei.

Die neue Hackordnung in dem wich-
tigen Überseemarkt wird in Europa
aufmerksam verfolgt. Denn die wich-
tigsten Anbieter sind mit amerikani-
schen Partnern seit Jahren eng verbun-
den. Wichtigster Nutznießer des neuen
Zusammenschlusses dürfte die Deut-
sche Lufthansa sein. Europas größte
Fluggesellschaft ist mit United Air-
lines über den Flugverbund „Star Alli-
ance“ liiert. Rechtzeitig vor dem jetzt
erfolgten Zusammenschluss trat auch
Continental vor Monaten als Mitglied
der „Star Alliance“ bei. Neben der star-
ken Anbindung an das neue Duo, das
an den zentralen Verkehrs-Drehschei-
ben in Chicago sowie an der amerikani-
schen Ost- und Westküste präsent ist,
besitzt die Lufthansa mit ihrer Beteili-
gung am nationalen Billigflieger „Jet
Blue“ zudem ein eigenes Engagement
in den Vereinigten Staaten.

In Zugzwang geraten die europäi-
schen Rivalen, deren Übersee-Partner
von der nationalen Branchenspitze ver-
drängt wurden. Während beispielswei-
se Air France-KLM über die Service-
Allianz „Sky Team“ mit Delta Air Li-
nes verbunden ist, suchte British Air-
ways über den „One World“-Verbund
enge Bande zu American Airlines. Die
britische Fluggesellschaft hatte kürz-
lich ihre Fusion mit dem spanischen
Partner Iberia verkündet. Gemeinsam
mit Iberia will British-Airways-Chef
Willie Walsh das Bündnis mit Ameri-
can Airlines vertiefen. (United und
Continental schmieden größte Flugge-
sellschaft der Welt, Seite 12.)

Biegsame Notenbank
Von Stefan Ruhkamp

EZB akzeptiert griechische
Ramschanleihen als Sicherheit
Portugal wird für mögliche Zinsverluste entschädigt / KfW wickelt deutschen Kredit ab

Steueraufkommen wird niedriger geschätzt
Finanzminister Schäuble: Entlastungen weder notwendig noch möglich
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Bonität weiterer Staaten:
Vereinigte Staaten
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Spanien
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Griechenland
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B.-H.

Ungarn

Albanien

Weiß-
russland

Kroat. Serb.

Island

Abwertung
wird erwartet

neue Note

Aktuelle Bonität

Abwertung

AAA (beste Note)

Investmentwürdig

Spekulationsbereich

AA+ bis BBB–

B+ bis C–
BB+ bis BB–

Hoher Finanzbedarf, Herabstufung der Kreditwürdigkeit
Bonitätsverschlechterung an Europas Rändern (nach Standard & Poor’s)4)

Hoher Finanzbedarf der schwachen Euro-Staaten (PIIGS) bis 2015
Fällige Staatsanleihen, Zinszahlungen und neue Schulden (in Milliarden Euro)1)

Summe: 274 Mrd.€2)

(in Relation zum BIP 2010: =113%)

andere Skala andere Skala

Griechenland

2010 11 12 13 14 2015

47

58
50

40
46

33

Summe: 142 Mrd.€
(in Relation zum BIP 2010: =86%)

Portugal

1) Ohne Berücksichtigung der Zinsen für neue Schulden, aber unter Annahme, dass die Schuldenprognosen bis 2015 nicht die Zinszahlungen
auf die derzeit in Umlauf befindlichen Staatsanleihen schon berücksichtigen. Angaben gerundet und teilweise hochgerechnet auf Basis der 
EU-Sparpläne und von IWF-Prognosen. 2) Summe jeweils für 2010 bis 2015. 3) Aktuelle Rendite der Staatsanleihen mit zwei und zehn Jah-
ren Laufzeit. 4) Aktuelle Bonität; markiert sind die Herabstufungen in den zurückliegenden 400 Geschäftstagen. Graue Fläche: keine Note.
Quellen: Bloomberg; Europäische Kommission; IWF; F.A.Z.-Archiv; eigene Berechnungen                                                       F.A.Z.-Grafik Brocker

2010 11 12 13 14 2015
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17

Summe: 120 Mrd.€
(in Relation zum BIP 2010: =76%)

Irland

2010 11 12 13 14 2015

28 25 22 18 19

9

Summe: 764 Mrd.€
(in Relation zum BIP 2010: =73%)

Spanien

2010 11 12 13 14 2015

188179
135

99 93
70

Summe: 1430 Mrd.€
(in Relation zum BIP 2010: =92%)

Italien

2010 11 12 13 14 2015

357

300
256

183 170164

Refinanzierungskosten
Aktuelle Anleiherenditen in %3)
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Übersicht über das Gesamtsteueraufkommen
in Mrd. Euro 2009 2010 2011 2012 2013 2014
BMF-Schätzvorschlag 524,0 509,3 512,5 537,9 557,7 577,9
letzte Steuerschätzung 511,5 526,7 552,0 575,1 erstmalig geschätzt
Abweichung –2,2 –14,1 –14,2 –17,4

Differenzen durch Rundungen möglich  Quelle: Bundesfinanzministerium

FAZ, 4.5.
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Zweimal innerhalb weniger Wochen sah ein 
Mensch in Hamburger Abschiebehaft keinen 
anderen Ausweg, als seinem Leben ein Ende zu 
setzen. Am 7. März hatte sich der junge David 
M. nach einem Hungerstreik im Zentralkran-
kenhaus des Untersuchungshaftgefängnisses 
erhängt. Am Morgen des 16. April fanden Be-
dienstete die 34-jährige Indonesierin Yeni P. 
tot in ihrer Zelle in der Frauenabteilung der JVA 
Hahnöfersand. Auch sie hatte sich erhängt.

Die beiden Suizide werfen viele Fragen 
auf: nach konkretem Behördenversagen, 
nach den Bedingungen der Abschiebe-
haft. Aber sie stellen vor allem die Ab-
schiebehaft und die Politik der Abschie-
bungen selbst in Frage. 

Zumindest im Fall David M. hat die 
Justizbehörde die Alarmsignale nicht 
wahrgenommen, die in einem mehr-
wöchigen Hungerstreik sich äußernde 
Verzweiflung ignoriert. Wie kann es 
sein, dass der Anstaltspsychologe, der 
zunächst Suizidgefahr nicht ausschloss, 
nach mehreren „in einfachem Englisch“ 
geführten Gesprächen mit dem Geor-
gier Entwarnung gab? Sowohl im Fall 
David M. wie im Fall Yeni P. haben 
Linksfraktion und SPD die Vorlage der 
Akten beantragt, um eventuelles Behör-
denversagen restlos aufzuklären oder 
gegebenenfalls auszuschließen.

Doch mit der Aufklärung der kon-
kreten Todesumstände sind die Ursa-
chen nicht angegangen. Zu Recht weist 
Fluchtpunkt, eine kirchliche Stelle 
für Flüchtlinge, darauf hin: „Die bei-
den Suizide der vergangenen Wochen 
korrespondieren mit zahlreichen Sui-
zidversuchen in der Abschiebungshaft 
und sehr vielen Suizidversuchen und 
Suiziden im Vorfeld der Abschiebung. 
In jeder Sprechstunde treffen wir auf 
verzweifelte Menschen, deren Angst vor 
einer drohenden Abschiebung so groß 
ist, dass sie einen selbst herbeigeführten 

Tod als einzige Möglichkeit formulieren, 
den Ausgang ihres Lebens noch mitzu-
bestimmen. Wir vermitteln diese Men-
schen in Psychotherapie, aber was sie 
wirklich bräuchten, wäre Sicherheit und 
Anerkennung. Wie viele Flüchtlinge sich 
nach einer Abschiebung das Leben neh-
men, hat noch niemand untersucht.“

Nach dem Suizid von David M. reagier-
te die Innenbehörde auf die öffentliche 
Kritik mit der Ankündigung, ab sofort 
Minderjährige nicht mehr in Abschiebe-
haft zu nehmen. Der Georgier war, wie 
sich nach seinem Tod herausstellte, älter 
als 18, aber er war als vermeintlich 17-
Jähriger in Abschiebehaft genommen 
worden. Obwohl die UN-Kinderrechts-
konvention dem Kindeswohl absoluten 
Vorrang zumisst und obwohl § 42 SGB 
VIII vorschreibt, dass minderjährige 
unbegleitete Flüchtlinge durch das Ju-
gendamt in Obhut zu nehmen sind, hat-
te die Ausländerbehörde dieses Gebot 
nicht einmal als Möglichkeit in Betracht 
gezogen. Stattdessen war David M. unter 
Berufung auf das Dublin-II-Abkommen 
in Haft genommen worden, um ihn nach 
Polen zurückzuschieben. Überhaupt 
warf das Auftreten des Behördenleiters 
im Ausschuss ein grelles Licht auf die 
Ausrichtung der Ausländerbehörde, ge-
setzliche Handlungsspielräume grund-
sätzlich zum Nachteil der Flüchtlinge 
auszugestalten.

Die Ankündigung des als Hardliner 
berüchtigten CDU-Innensenators Ahl-
haus, auf Abschiebungshaft für Minder-
jährige zu verzichten, ist sicher ein Er-
folg. Aber dass ohne öffentliche Kontrol-
le sie nicht sehr weit trägt, wurde schon 
bald nach Davids Verzweiflungstod be-
kannt. Ein 16 Jahre junger ägyptischer 
Flüchtling wurde erst nach einigen 
Wochen Abschiebehaft dem Jugendamt 
übergeben. Er hatte „Glück“, in seinem 
Fall hatte die rechtsmedizinische Unter-

Staaten und also auch zinsgünstiger. Sie 
können aber keine neue Finanzierungs-
quelle für die Fortsetzung von Misswirt-
schaft und Verschwendung auf einzel-
staatlicher Ebene sein. Sie müssten also 
mit strikten Regeln für die Finanz- und 
Haushaltswirtschaft der Einzelstaaten 
verbunden sein. Wie die aber aussehen 
sollen, darüber steht die Debatte noch 
ganz am Anfang. Fest steht nur eins: Die 
sträfliche Vernachlässigung von Europa, 
wie sie sich auch Gewerkschaften und 
Linke lange geleistet haben, muss auf-
hören. Europapolitik geht alle an.

Dritter Punkt: Regulierung der Fi-
nanzmärkte. Die muss kommen. Es wird 
vermutlich sogar knüppeldick kommen 

für manche Finanzmarktakteure. Nicht 
nur in den USA, auch in der EU wächst 
der Groll über die Geschäftssitten von 
Banken, Fonds, Rating-Agenturen usw. 
Ein Gegenschlag ist also sicher. Es wird 
spannend, wo und wie dieser Gegen-
schlag kommt.

Letzter Punkt: die Zeit der flotten 
Staatsschuldenmacherei ist vorbei. Die 
vielen Alt-Keynesianer, die nach dem 
Ausbruch der Weltfinanzkrise ihre ideo
logische Auferstehung wähnten, wer-
den erneut enttäuscht werden. Denn 
nun steht wirklich fest: Staatsschulden 
sind nicht nur unsozial, weil jede Staats-
schuld Zinserträge für den vermögenden 
Teil der Gesellschaft bedeutet, finanziert 

durch Steuern der weniger vermögenden 
Teile. Staatsschulden sind auch ein hohes 
Risiko. Je höher, umso mehr wächst die 
Erpressbarkeit von Staaten.

Selbst die deutsche Bundesregierung, 
die im ersten Quartal 116 Milliarden 
Euro neue Staatsanleihen (Tagesspie-
gel, 2.5.10) ohne Probleme aufgelegt hat, 
muss vorsichtiger werden. Denn wer 
garantiert, dass sich Krisen wie in Grie-
chenland nicht an anderer Stelle wieder-
holen? Die Debatte um die Begrenzung 
der Staatsschuld, bei der sich die Linke 
bisher nicht mit Ruhm bekleckert hat, 
bekommt durch die griechische Krise 
einen neuen, unerwarteten Akzent. Und 
das ist vermutlich ganz gut so! � (rül)

Zwei Suizide in Hamburger 
Abschiebehaft

suchung seine Altersangabe bestätigt. 
Generell zieht die Ausländerbehörde die 
Altersangaben von jugendlichen Flücht-
lingen in Zweifel und lässt ihr Alter 
fiktiv festsetzen. Leider beteiligen sich 
die Ärzte des Rechtsmedizinischen Ins-
tituts daran, obwohl der 110. Deutsche 
Ärztetag 2007 „jegliche Beteiligung von 
Ärztinnen und Ärzten zur Feststellung 
des Alters von Ausländern mit aller Ent-
schiedenheit“ abgelehnt hatte. So waren 
in Hamburg 2009 226 von 402 minder-
jährigen unbegleiteten Flüchtlingen mit 
wissenschaftlich und ethisch mehr als 
bedenklichen Methoden für „mindes-
tens 18“ erklärt und deshalb nicht dem 
Jugendamt in Obhut gegeben worden.

Nach dem zweiten Suizid forderte die 
Fraktion Die Linke im Innenausschuss 
die sofortige Aussetzung der Abschie-
behaft. Obwohl die Behörden verpflich-

Im Januar starb auf den S-Bahn-Gleisen 
zwischen Hamburg-Harburg und Wil-
helmsburg der 23 Jahre alte Wadim. 
Er war 2005 als 18-Jähriger nach Lettland 
abgeschoben worden. Bei der Abschiebe-
aktion, die der ganzen Familie galt, hatte 
seine psychisch kranke Mutter einen Sui-
zid-Versuch begangen. Nur weil die Ärzte 
des Krankenhauses, in das sie eingeliefert 
wurde, protestierten, wurde sie nicht abge-
schoben. Der Vater kam in Abschiebehaft 
und beging dort ebenfalls einen Suizidver-
such. Er wurde trotzdem abgeschoben und 
konnte erst später zu seiner Restfamilie 
zurückkehren. Der abgeschobene Wadim, 
dem nicht einmal der unmittelbar bevor-
stehende Abschluss seiner Ausbildung er-
möglicht wurde, war der lettischen Sprache 
nicht mächtig. Er hatte keine Kontakte und 
lebte in Lettland als Obdachloser. Nach ei-
ner Irrfahrt durch Europa kam 2009 illegal 
nach Hamburg zurück, um seine Familie zu 
sehen. Er hätte legal nur einreisen können, 
wenn er zuvor die ca. 5000 Euro Kosten 
seiner Abschiebung bezahlt hätte. Aber 
weder er noch seine Familie, die außerdem 
ebenso viel für die Abschiebung des Vaters 
zu zahlen hatte, hatten das Geld. Von Entde-
ckung und erneuter Abschiebung bedroht, 
sah Wadim keinen Ausweg mehr und wählte 
den Tod.



� Aktuell aus Politik und Wirtschaft • PB 5/2010

Die Katastrophe von Tschernobyl er-
eignete sich am 26. April 1986 im Kern-
kraftwerk Tschernobyl nahe der Stadt 
Prypjat, Ukraine, als Folge einer Kern-
schmelze und Explosion im Kernre-
aktor Tschernobyl Block 4. Sie gilt als 
die schwerste nukleare Havarie und als 
eine der schlimmsten Umweltkatastro-
phen aller Zeiten.

Das Datum 24. April als Aktionstag 
war auch aus diesem Anlass gewählt 
worden. In dem Aufruf zum Aktionstag 
heißt es: „Mit Zehntausenden Menschen 
wollen wir am 24. April eine große Ak-
tions- und Menschenkette gegen eine 
Aufkündigung des Atomausstiegs ent-

stehen lassen – vom Pannenreaktor 
Krümmel über Hamburg bis zum AKW 
Brunsbüttel. Zum richtigen Zeitpunkt: 
Nach der NRW-Wahl Anfang Mai ge-
hen die Atom-Verhandlungen zwischen 
Regierung und Konzernen in die heiße 
Phase. Unterstützen Sie die Aktion!“ 

Diesem Aufruf sind 146.000 Menschen 
gefolgt. In Ahaus protestierten 6.000 
Menschen, am AKW Biblis umzingelten 
20.000 Menschen das dortige AKW und 
120.000 bildeten die Menschenkette von 
Krümmel nach Brunsbüttel. 

Zuvor hatten am 10. April zur Mo-
bilisierung in 51 Städten Menschen-
kettenaktionen stattgefunden. Es wird 
oft behauptet, junge Leute hätten kein 
Interesse an Politik. Davon konnte in 
Krümmel keine Rede sein, unter den 
Teilnehmerinnen/Teilnehmern waren 
mindestens die Hälfte junge Leute.

Nach Krümmel hatten vor allem die 
Bürgerinitiativen aus dem Wendland 

mobilisiert. Mit der Treckerparade und 
Tausenden von Atomkraftgegnerinnen/
Atomkraftgegnern bot sich ein buntes 
Bild des Widerstands. Dass den Leu-
ten der Atomausstieg ein wirkliches 
Anliegen ist, war an den phantasie-
vollen Aktionen, Spruchbändern und 
der Bekleidung zu sehen. Riesentrans-
parente waren in unmittelbarer Nähe 
des Atomkraftwerks aufgehängt, u.a. 
mit der Forderung: „Sofortige Stillle-
gung aller Atomanlagen und der herr-
schenden Klasse“. 

Auf der Kundgebung sprachen keine 
Vertreter von Parteien.

Bei der Eröffnung der Kundgebung 

durch eine BI-Vertreterin aus Krüm-
mel nach Abschluss der Menschenkette 
wurde gefordert: „Probleme erkennen, 
anpacken sich bewegen, Atomausstieg 
bleibt auch weiter Handarbeit und sollte 
nie einer Regierung überlassen blei-
ben.“ 

In einem weiteren Redebeitrag wur-
de über das Cluster Leukämiefälle in 
Krümmel informiert. Statistisch gibt es 
2 Fälle in 50 Jahren, in Krümmel gibt es 
20 Fälle in 20 Jahren. An allen 17 Stand-
orten gibt es auffällige Zahlen. Die Teil-
nehmenden wurden aufgefordert, zum 
nächsten Castortransport nach Gorle-
ben zu kommen, und die Rede endete 
mit der Aussage: „Mit uns wird es kein 
Endlager in Gorleben geben, keine bil-
lige Lösung in Gorleben.“

Der Vertreter der Bäuerlichen Not-
gemeinschaft bezeichnete die Anwe-
senheit der Protestierenden als Kraft-
paket aus Menschen und Maschinen 

tet sind, Abschiebegefangene strikt von 
Strafgefangenen zu trennen, war die 
Indonesierin in die Frauenabteilung der 
JVA Hahnöfersand gelegt worden. Da 
in der Regel im Stadtstaat gleichzeitig 
höchstens ein bis zwei Frauen in Ab-
schiebehaft sind, wäre die Alternative 
die Totalisolation gewesen, so der Jus-
tizsenator. Wenn aber die Alternativen 
die Missachtung internationaler Rechts-
normen oder folterähnliche Haftbedin-
gungen sind, dann darf Abschiebehaft 
eben nicht vollstreckt werden, argumen-
tierte die Linke. Als Sofortmaßnahme 
müsse die Ausländerbehörde nicht nur 
bei Minderjährigen, sondern auch bei 
Frauen, Eltern minderjähriger Kinder, 
Kranken und Alten darauf verzichten, 
Abschiebehaft zu beantragen. 

Die Innenbehörde lässt bisher jedoch 
jeden Willen vermissen, über die bishe-
rige Ankündigung hinaus Abschiebehaft 
zu vermeiden, und erst recht, die restrik-
tive Abschiebepolitik zu ändern. Im Zu-
sammenhang mit den beiden Suiziden 
machte eine Anfrage der Linksfraktion 
öffentlich, dass eine unter Schill 2001 
erlassene Dienstanweisung weiterhin 
gilt. Danach missachtet die Ausländer-
behörde bei Flüchtlingen grundsätzlich 
Atteste über psychische und somatische 
Krankheiten, lässt sogar amtsärztliche 
Zweitgutachten nicht mehr zu und igno-
riert Abschiebehindernisse wie Suizi-
dalität. Unter der schwarz-grünen Ko-
alition hat sich an der Abschiebepolitik 
nicht viel geändert.

Hatten die Regierungsfraktion unter 
dem Schock des zweiten Suizids einen 
„Runden Tisch“ unter Beteiligung von 
Regierung, Parlament, Flüchtlingsor-
ganisationen und Wissenschaftlern an-
gekündigt, um die Abschiebepraxis zu 
überprüfen, wollten sie schon wenige 
Tage später von einer Beteiligung des 
Parlaments nichts mehr wissen. Im-
merhin hat der GAL-Justizsenator im 
Ausschuss zugesagt, die Abschiebehaft-
bedingungen grundlegend zu überprü-
fen, etwa die Einschlusszeiten (derzeit 
18 Stunden täglich) zu verkürzen oder 
angemessene Besuchsmöglichkeiten si-
cherzustellen. Hier hatte eine Tagung 
„Abschiebungshaft und Seelsorge“ vor 
einem Jahr Forderungen erhoben, etwa 
nach umfassenden Telekommunikati-
onsmöglichkeiten, größtmöglichen Be-
wegungsmöglichkeiten, freier Arztwahl, 
gesunder Ernährung, ständiger Rechts-
/Verfahrensberatung, psychologischer 
Eingangsuntersuchung. Auch hatten die 
Seelsorger gefordert, dass keine Haft-
kosten erhoben und keine Pfändung der 
Barmittel erfolgen dürfte. Yeni P., die 
vermutlich zumindest zeitweilig unter 
Bedingungen von Zwangsprostitution 
in Hamburg gelebt hatte, hatten die Be-
hörden 1.900 Euro abgenommen. Damit 
hätte sie ihre Haft- und Abschiebungs-
kosten selbst bezahlen müssen und wäre 
mittellos in ihrem Herkunftsland abge-
setzt worden.�C hristiane Schneider

„Die Zukunft ist nicht das Strahlen der Atomkraftwerke, sondern der Sonne – Abstimmung in Gorleben  
im Herbst 2010 mit den Füßen!“
Diese Forderungen wurden von allen Rednerinnen/Rednern auf der 
Kundgebung in Krümmel am 24. April erhoben.

Die Menschenkette vor dem Atomkraftwerk in Brokdorf – weithin über den Deich an der Elbe 
sichtbar. Auf 120 Kilometern zwischen dem AKW Brunsbüttel im Westen und dem AKW Krüm-
mel im Osten Hamburgs demonstrierten über 120 000 Menschen aus Norddeutschland. 
Viele von ihnen kamen direkt aus der näheren Umgebung. Foto: Edda Lechner
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Am 1. März 2010 war es 56 Jahre her. Auf 
dem pazifischen Atoll Bikini wurde die 
größte, jemals von den USA gezündete 
Wasserstoffbombe mit dem Codenamen 
„Bravo“ zur Explosion gebracht. Die 15 
Megatonnen Bombe, die im Gebiet der 
Marshall-Inseln getestet wurde, war 
tausendmal stärker als „Little Boy“, 
die über Hiroshima abgeworfen wur-
de. Während der acht Jahre dauernden 
Atomtests auf dem Bikini-Atoll wurden 
66 Bomben gezündet und verseuchten 

die gesamte Region. Jetzt sollen die 1985 
evakuierten Bewohner der Nachbarin-
sel Rongelap zurück auf ihr Atoll.

Die Einwohner des Atolls von Bikini 
wurden vor dem Test evakuiert, aber 
die Bewohner vom 150 Kilometer ent-
fernten Rongelap hatten nicht so viel 
Glück. Ungefähr vier Stunden nach der 
Zündung regnete es feine weiße Asche 
auf die Menschen, die im Freien standen. 
Die Asche löste sich im Trinkwasser auf 
und verunreinigte es. Die schneeartige 

Asche aus Korallenstaub fiel den ganzen 
Tag über bis in die Nacht hinein herab, 
eine etwa zwei Zentimeter dicke Schicht 
bedeckte den Boden. Einen Tag nach 
der Explosion kamen amerikanische 
Wissenschaftler in Schutzanzügen auf 
die Insel, maßen die Strahlung und 
gingen nach 20 Minuten wieder, ohne 
ein Wort an die Einwohner zu richten. 
Obwohl die US-amerikanischen Ver-
antwortlichen wussten, dass die Asche 
durch starke Winde direkt auf Rongelap 

Rückkehr in eine verseuchte Zukunft?

Die Wiederbesiedelung von Rongelap

Links: Ein Foto von 1954: Den Bewohnern von Rongelap wird mitgeteilt, dass sie ihr Atoll verlassen müssen. Rechts: Die Explosion der 
Wasserstoffbombe „Bravo“

„Die Zukunft ist nicht das Strahlen der Atomkraftwerke, sondern der Sonne – Abstimmung in Gorleben  
im Herbst 2010 mit den Füßen!“ in der dritten Generation. Er führte 

aus: „Gorleben ist politisch, nicht geo-
logisch ausgesucht worden. Gorleben ist 
dünn besiedelt, und hat eine konserva-
tive Bevölkerung, dies waren Kriterien 
für den Standort“ und fuhr fort: „Wir 
hängen an unserer Heimat, und die wol-
len wir nicht aufgeben.“ Er kritisierte 
Bundeskanzlerin Merkel, die auf ihrer 
letzten USA-Reise über den verantwor-
tungsvollen Umgang Deutschlands mit 
Atomkraft sprach und das angesichts 
von Asse und Morsleben.

Er führte weiter aus: „Es hat noch 
nie geklappt, dass eine Regierung eine 
Bevölkerung auf Dauer unterdrückt. 
Die Zukunft ist nicht das Strahlen der 
Atomkraftwerke, sondern der Sonne.“ 
In Hinblick auf die anstehenden Cas-
tortransporte im Herbst 2010 sprach er 
die Hoffnung aus: „Vielleicht schaffen 
wir es, sie dahin zurückzuschicken, wo 
sie hergekommen sind.“ Er forderte die 
Anwesenden auf, im Herbst zum Protest 
nach Gorleben zu kommen.

Der Landessuperintendent und Regi-
onalbischof der evangelischen Kirche, 
Hans Hermann Jansen, erinnerte an 

Tschernobyl und brachte seine Freude 
über die Anwesenheit so vieler Men-
schen zum Ausdruck. „Die Evangeli-
schen Kirchen protestieren mit Ihnen 
gegen eine Verlängerung der Atommei-
ler und gegen den Salzstock in Gorle-
ben. Atomkraft verzeiht keine Fehler, 
Menschen machen aber Fehler, diese 
Bürde von Zigtausenden von Jahren 
den Menschen aufzulasten ist unver-
antwortlich.“ Er beendete seine Rede 
damit: „Viele kleine Leute an vielen 
kleinen Orten, die viele kleine Dinge tun 

können, die Welt verändern.“ 
„Nein zu Atomenergie, Ja zu erneuer-

barer Energie, das eint uns“ eröffnete 
der Vertreter der IG Metall, Wolfgang 
Rohde, seine Rede. „Wir sagen nein zu 
Atomenergie, weil sie nicht verantwort-
bar ist und nein, weil es Alternativen 
gibt, man muss es nur wollen.“

Er forderte den Ausbau in Wind- und 
erneuerbare Energie, dass dies auch Ar-
beitsplätze für diejenigen bedeute, die 
jetzt in den Atomkraftwerken arbeiten, 
dass sich der Widerstand nicht gegen 
diese Beschäftigten richten dürfe und 
diese Beschäftigten Brücken brauchen 
für gute Arbeit und gutes Leben, das 
sie auch haben wollen Er beendete seine 
Rede: „Millionen Menschen sind stärker 
als eine Atomlobby, und wir wollen das 
weiterhin unterstützen.“.

Nach Beendigung der Kundgebung 
gab es eine kleinere Zusammenkunft an 
der Elbe von jungen Leuten mit Christi-
an Ströbele, der über seinen Widerstand 
gegen Gorleben berichtete und sie er-
munterte, weiter Widerstand zu leisten. 
Dies wurde begeistert aufgenommen.

�  (bee)
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Türkei: TekelarbeiterInnen attackiert
Seit Dezember 2009 demonstrieren Ar-
beitnehmer des früheren staatlichen Ta-
bakunternehmens Tekel aus Protest ge-
gen eine Blitzentscheidung, ihre Arbeit-
stätten Ende Januar 2010 zu schließen. 
Sie traten u. a. in den Hungerstreik. „Am 
Donnerstag, dem 1. April befanden sich 
Tausende Tekel-ArbeiterInnen auf dem 
Weg nach Ankara, um ihre erste große 
Aktion, einen Monat nach dem Abbau 
der Hungerstreikzelte, abzuhalten. Be-
reits in den Morgenstunden waren Busse 
aus vielen Städten der Türkei unterwegs 
nach Ankara. Nahezu alle Busse wurden 
von der Polizei vor der Einfahrt nach 
Ankara gestoppt. Nach Angaben von 
Gewerkschaftsvertretern wurden Busse 
beschlagnahmt. Hunderte Menschen, de-
nen es gelungen war, die Barrikaden zu 
durchschreiten, hatten sich in der Nähe 
der Türk-Is Zentrale in Ankara versam-
melt. Sie wurden von allen Seiten von der 
Polizei umzingelt. Rund 10.000 Polizisten 
standen den ArbeiterInnen gegenüber. 
Der Polizeiterror wurde von Polizeipan-
zern, Wasserwerfern und Hubschraubern 
begleitet. Es kam zu Übergriffen der Po-
lizei, unter Einsatz von Polizeiknüppeln, 
Gasbomben und Pfeffergas. Es wurde 
von Verletzten und Festnahmen berichtet 
… Gegen 20 Uhr schien sich die Situa-
tion doch noch zu entspannen und die 
Versammlung wurde allmählich von den 
ArbeiterInnen aufgelöst.“ � (quelle: 

indymedia.org)

Europäischer Betriebsrat verurteilt 
Vorgehen von Nestlé in verschiedenen 
Ländern
Der Lenkungsausschuss des europä-
ischen Betriebsrates von Nestlé verur-
teilt die „Nespressionen“ (Anspielung 
auf das Konzern-Produkt „Nespresso“) 
in Indonesien, Tunesien, Russland, Groß
britannien, Ungarn und Spanien.

Während die SBNIP, die Gewerkschaft 
der Beschäftigten von Nestlé Indonesien 
in Panjang, immer noch keine Gelegenheit 
erhalten hat, ihr Recht auf Lohnverhand-
lungen auszuüben, und die Gewerkschaft 
der Nestlé-Beschäftigten in Tunesien um 
die vollständige Umsetzung eines mit 
dem Unternehmen und den staatlichen 
Arbeitsbehörden im Januar unterzeich-
neten Abkommens kämpft, um einen 
Arbeitskampf zu beenden, geraten nun 
auch die Gewerkschaften in Europa un-
ter Druck, wenn sie grundlegende Rechte 
wie die Gründung von Gewerkschaften 
und den Schutz der Interessen ihrer Mit-
glieder wahrnehmen.

Die Mitglieder des Lenkungsaus-
schusses des Nestlé EBR wurden auf ei-
ner Tagung am 8. März über den Stand 
der anhaltenden Konflikte informiert. 
Bezüglich des Konflikts bei Nestlé Wa-
ters in Russland (Diskriminierung der 
Arbeitnehmer, die sich der Gewerkschaft 
anschlossen, und die fadenscheinig be-

wehte, veranlassten sie die Evakuie-
rung erst nach 48 Stunden. Die Ron
gelapesen hatten alle Symptome einer 
schweren Verstrahlung: Übelkeit, Er-
brechen, Durchfall, Juckreiz, Brennen 
der Haut, der Augen und des Mundes. 
Sie litten an schweren großflächigen 
Hautverbrennungen und verloren ihre 
Haare innerhalb von zwei Wochen nach 
der „Bravo“ Explosion. 

Die Rongelapesen wurden drei Jahre 
nach der Evakuierung wieder auf der 
Insel abgesetzt, ohne dass je der Ver-
such einer „Beseitigung“ der Strah-
lenverseuchung der Insel durchgeführt 
worden war. Eine Studie aus dem Jahr 
1979 bewies, dass die nördlichen Mar-
schall-Inseln hochgradig strahlenver-
seucht waren, an manchen Stellen sogar 
höher als auf dem Bikini-Atoll selbst. 
Die US-amerikanischen Behörden in-
dessen waren sich sicher, dass Rongelap 
völlig ungefährlich war. Viele aber wa-
ren krebskrank geworden. Schließlich 
baten die Rongelapesen Greenpeace um 
Hilfe bei der Umsiedlung auf die 180 
Kilometer entfernte Insel Mejatto. Am 
17. Mai 1985 traf die „Rainbow Warrior“ 
vor Ort ein. Nach zehn Tagen waren alle 
300 Einwohner in Sicherheit gebracht. 

Kurze Zeit später wäre diese Aktion 
nicht mehr möglich gewesen: am 10. Juli 
1985 wurde die „Rainbow Warrior“ vom 
französischen Geheimdienst im Hafen 
von Auckland (Neuseeland) versenkt.

Um so mehr waren im vergangenen 
Jahr die Bewohner der Marshall Inseln 
erstaunt, als die US-amerikanische En-
ergiebehörde (Department of Energy, 
DOE) bekannt gab, Rongelap könne nun 
nach mehreren Tests und Säuberungs-
arbeiten wieder besiedelt werden. Die 
Behörde drängt die lokale Verwaltung 
von Rongelag (Rongelap Atoll Local 
Government, RALGov), bis Ende 2011 
die Wiederbesiedlung durchzuführen 
und die Siedlung auf der Insel Mejatto 
– die „temporäre“ Heimat der Insula-
ner seit 1985 – zu schließen. Zugleich 
macht das Department of Energy die 
Auflage, aus gesundheitlichen Gründen 
auf dem wiederbesiedelten Atoll nur 
importierte Nahrungsgüter zu sich zu 
nehmen, sowie kaliumhaltige Dünge-
mittel einzusetzen, um die Aufnahme 
des radioaktiven Cäsiums durch die an-
gebauten Früchte abzuschwächen. Die 
USA haben auf diesen Atollen das Sa-
gen. Die Marshallinseln sind seit 1986 
eine selbstständige Republik in freier 
Assoziierung mit den Vereinigten Staa-
ten von Amerika.

Welche Perspektive werden die  
Menschen haben?

Der Bürgermeister von Rongelap, James 
Matayoshi, berichtete in der Zeitschrift 
„Marshall Islands Journal“, die Ronge-
lap-Insulaner, die zur Zeit auf Mejatto 
leben, wollten schon immer in ihre Hei-
mat zurückkehren. „Aber die Fragen 
des Strahlenschutzes, ebenso wie die 

Probleme der Infrastruktur und daraus 
folgende logistische Fragen kann man 
nicht innerhalb von 18 Monaten lösen.“ 
Er meint, alles werde davon abhängen, 
ob die Menschen bereit seien umzusie-
deln. Es ist fünfundzwanzig Jahre her, 
dass die Leute von Rongelap umgesie-
delt wurden. Sie fanden außer ein paar 
Bäumen nichts auf Mejatto vor. Heute 
ist es die Heimat einer Gemeinschaft 
von fast 400 Menschen, mit einer Schu-
le, Apotheke und Kommunikationsein-
richtungen.

Matayoshi sagt, eine erfolgreiche 
Wiederansiedlung auf der alten Insel 
Rongelap müsse mindestens drei An-
forderungen erfüllen:

• Infrastruktur: Die örtliche Regie-
rung muss auf Rongelap 40 neue Häuser 
errichten zu den neun bereits gebauten. 
Darüber hinaus will ein Teil der Be-
völkerung nicht zurück nach Rongelap, 
sondern auf die benachbarte Insel Enea-
etok Island, weil sie dort traditionelle 
Landrechte hat. Das macht zusätzlich 
40 Häuser auf dieser Insel nötig, ebenso 
eine neue Schule und eine Ambulanz. 

• Strahlenbelastung: Auch wenn das 
Department of Energy sagt, dass Ron-
gelap wieder ohne Gefahr besiedelt 
werden kann: Was ist mit den mehr als 
60 Inseln rund um das Atoll, die für 
die Nahrungsbeschaffung verwendet 
werden? Eine Dekontaminierung vom 
atomaren Fallout hat es nur auf dem 
Hauptatoll gegeben.

• Finanzierung: Die örtliche Regie-
rung von Rongelap fordert vom US-
Kongress 1 Mio Dollar jährlich als 
Bedingung für eine zügige Wiederan-
siedlung. 

„Ehrlich gesagt möchte ich nicht nach 
Rongelap zurück“, erklärt die 69-jährige 
Lemeyo Abon, eine überlebende Ronge-
lapesin des „Bravo“-Tests. Seit dem gra-
vierenden Einschnitt in ihr Leben im 
Jahre 1954 hat sie kein Vertrauen mehr 
zu der US-amerikanischen Regierung. 
„Die USA hielten ihre Arbeit vor uns 
geheim. Sie wussten über die Windrich-
tung und über die Vergiftung Bescheid. 
Wir haben friedlich auf unseren Inseln 
gelebt. Wir waren mit niemandem im 
Krieg, aber sie kamen und vergifteten 
uns. Die Vereinigten Staaten schulden 
uns etwas…Wir lebten friedlich und sie 
taten uns das an und bis heute haben sie 
noch nicht mal ‚Entschuldigung’ zu uns 
gesagt“, so Abon im Gespräch mit dem 
„Marshall Islands Journal“ im Februar 
2010.

Für Lemeyo Abon ist fraglich, was 
passiert, wenn die Rongelapesen zu-
rückkehren und feststellen, dass ein 
Leben in ihrer ursprünglichen Heimat 
wegen der Verstrahlung nicht mehr 
möglich ist. Schließlich hatten die USA 
schon 1985 ihre Evakuierung verwei-
gert. �K arl-Helmut Lechner
Quellen: „Marshall Islands Journal“ 18.12.2009, 
22.01.2010, 12.02.2010, 19.02.2010; zu finden unter 
http://www.marshallislandsjournal.com/)
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gründete Entlassung eines führenden 
Gewerkschafters) vereinbarten die Aus-
schussmitglieder, die Protestschreiben an 
die russische Unternehmensleitung zu 
intensivieren. Die deutschen Nestlé-Ge-
werkschafter, die sich persönlich an den 
Generaldirektor von Nestlé Russland ge-
wandt hatten, da dieser zuvor in leitender 
Funktion in Deutschland tätig gewesen 
war, erklärten sich bereit, die vage und 
nichts sagende Antwort, die dieser ihnen 
geschickt hat, entsprechend scharf zu be-
antworten.

In Großbritannien kündigte Nestlé im 
November einen landesweiten Lohn-
stopp an, fügte jedoch hinzu, dass die 
Beschäftigten Lohnerhöhungen in Form 
von leistungsbedingten Bonuszahlungen 
erhalten würden. Die britischen Be-
triebsvertrauensleute und ihre Gewerk-
schaften haben diesem Versuch, Tarif-
verhandlungen mit willkürlich verfügten 
Lohnanpassungen zu ersetzen, eine Ab-
sage erteilt. Da Nestlé UK seit der An-
kündigung in keinem seiner Betriebe 
Verhandlungen aufgenommen hat, die 
diesen Namen verdienen, bereiten die 
Gewerkschaften nun eine Abstimmung 
durch die Mitgliedschaft vor, ob auf die-
sen Angriff auf das Verhandlungsrecht 
der Gewerkschaften mit Arbeitskämpfen 
reagiert werden soll. 

In Ungarn, wo Nestlé keine Löhne, son-
dern ein aus Lohnnebenleistungen und 
Löhnen bestehendes Paket verhandelt, 
kämpft die Gewerkschaft darum, dass 
dieses System fairer und transparenter 
gestaltet wird. Die in dem Paket vorge-
sehene Höhe der Lohnnebenleistungen 
ist für alle gleich, dennoch verteilt Nestlé 
Lohnerhöhung nach eigenem Ermessen. 
Nestlé Ungarn übt nun Druck auf die Ge-
werkschaft aus, dem von ihm vorgeschla-
genen Paket zuzustimmen, das ein neues 
Gehaltsstufensystem enthält – wobei das 
Unternehmen aber beabsichtigt, dieses 
erst zu einem späteren Zeitraum festzu-
legen. Die Gewerkschaft weigert sich, 
die Interessen ihrer Mitglieder durch die 
Unterzeichnung eines Blankoschecks ab-
zugeben.

In Spanien haben die Verhandlungen 
über die Verlängerung des Tarifvertrags 
im Tiefkühlkostbetrieb von Valladolid 
einen Stillstand erreicht, wobei Nestlé 
seine Ziele auch hier unter Anwendung 

von Repressionen ver-
folgt. Ein Versuch, den 
Verhandlungsausschuss 
der Gewerkschaft zu 
untergraben und bei 
den Beschäftigten Un-
terschriften zugunsten 
des Tarifverhandlungs-
vorschlags des Unter-
nehmens zu sammeln, 
ging nach hinten los: 
Die Arbeitnehmer/innen 
hielten dem Druck stand 
und erklärten, hinter den 
Forderungen ihres Ver-
handlungsausschusses 
zu stehen.

Der Lenkungsausschuss des Nestlé EBR 
verurteilt die Diskriminierung der Ge-
werkschaftsaktivist/innen, die Angriffe 
auf die Tarifverhandlungsrechte und die 
Versuche, den Tarifverhandlungsprozess 
zu untergraben, und erklärt sich mit den 
Gewerkschaften und Arbeitnehmer/in-
nen und ihrem Kampf gegen Repressi-
onen 

Auf der 2. Weltkonferenz der Molke-
reiarbeitergewerkschaften in Buenos 
Aires im März 2010 an der Vertreter/in-
nen aus 22 Ländern teilnahmen. erklärte 
sich die Konferenz mit allen Nestlé-Ar-
beitnehmer/innen solidarisch, die zurzeit 
unter Druck stehen, und insbesondere 
mit der Gewerkschaft von Nestlé Waters 
in Russland und seiner Kampagne für die 
Wiedereinstellung des entlassenen Ge-
werkschaftsführers Sergej Strykow.

� (bee, Quelle: www.iuf.org)

Paris: Sans Papiers wurden geräumt
Am 1. April wurde in Paris im 6. Arron-
dissement in der Rue du Regard ein Haus 
geräumt, dass von 250 ArbeiterInnen der 
Sans Papiers besetzt war, die sich im 
Streik befanden. Seit Dezember hatten 
sich die vorwiegend vom Kontinent Afri-
ka stammenden Menschen im Haus ver-
sammelt und gewohnt und ihre Legali-
sierung gefordert. Die meisten von ihnen 
arbeiten ohne Papiere im Bausektor. 

Am Donnerstagmorgen der Räumung 
waren nach Angaben eines CGT-Vertre-
ters etwa 100 Menschen in dem Gebäude, 
die sich im Innern verbarrikadiert hatten. 
Die Polizei drohte damit, die Menschen 
mit Gewalt aus dem Haus herauszuholen. 
Bereits im Februar hatten sich mehrere 
hundert Persönlichkeiten aus Film und 
Fernsehen, aber auch Politiker zusam-
mengetan, um die Einwanderer zu un-
terstützen. 

Vergangenen Oktober hatten Tausende 
illegale Einwanderer in Frankreich eine 
groß angelegte Bewegung mit Streiks und 
der Besetzung von Baustellen begonnen, 
um gegen ihren illegalen Status zu pro-
testieren. Insgesamt arbeiten nach offi-
ziellen Schätzungen 200.000 bis 400.000 
Menschen ohne gültige Papiere. Seit sechs 
Monaten befinden sich 6000 der Arbeite-
rInnen im Streik. Quelle: .indymedia.org

Großbritannien: Ausbeu-
tung von Migranten und 
Leiharbeitnehmenden
In der fleischverarbeitenden Indus-
trie in Großbritannien kommt es einer 
Untersuchung der Equality and Human 
Rights Comissission (EHRC) zufol-
ge zu weitreichendem Missbrauch und 
der Ausbeutung von Migrantinnen und 
Migranten sowie Leiharbeitnehmenden. 
Betroffene berichten über physische und 
verbalen Missbrauch und das Fehlen von 
Gesundheitsschutzmaßnahmen. 

So würden laufend Menschenrechte 
und Sicherheitsbestimmungen in dem 
Industriezweig, in dem ein Drittel der 
Stammbelegschaft und über zwei Drit-
tel der Leiharbeitnehmer Migranten und 
Migrantinnen sind, unterlaufen.

Mehr als acht von zehn der 260 Arbeit-
nehmenden, die im Rahmen der Unter-
suchung befragt wurden, gaben an, dass 
sie als Leiharbeitnehmende schlechter als 
direkt Beschäftigte behandelt wurden. 
Sieben von zehn Kolleginnen und Kolle-
gen sahen sich aufgrund ihrer Herkunft 
oder Nationalität benachteiligt. Die Be-
fragten berichteten von körperlichen 
und verbalen Misshandlung. So gab ein 
Fünftel der befragten Beschäftigten an, 
durch Vorgesetzte bedrängt, getreten 
oder mit Dingen beworfen worden zu 
sein. Schwangere Frauen wurden zur 
Weiterarbeit gezwungen und mit Kündi-
gung bedroht.

Trotzdem ertrugen ein Drittel der Be-
schäftigten die Behandlung ohne zu kla-
gen, weil sie Angst um ihren Arbeitsplatz 
hatten. Außerdem verfügten sie oft nur 
über wenig Wissen über ihre Rechte und 
Möglichkeiten zu Beschwerden.

Als Ergebnis der Untersuchung wurde 
eine Reihe von Empfehlungen erarbei-
tet. Dazu gehören die Verbesserung der 
Prüfung von Lieferanten, verarbeitenden 
Unternehmen und Agenturen, die Über-
prüfung der Einstellungspraxis und des 
Arbeitsumfelds.
Quelle: Publikation Europa: Integriert April 2010 

– www.migration-online.de

Japan: Zwei Stunden Streik in allen 
Häfen
Asbest – heute nur noch in Ländern, die 
man früher „Dritte Welt“ nannte? Oder 
„Altlast“? In Japan jedenfalls nicht. Weil 
Hafenarbeiter im Freien arbeiten, sind sie 
von den Asbestregeln des Arbeitsministe-
riums ausgenommen, ganz so, als würden 
sie die Stäube so wenig einatmen wie die 
Bürokraten des Ministeriums. Dagegen 
haben sie sich am 26. März 2010 mit einem 
zweistündigen landesweiten Warnstreik 
zur Wehr gesetzt, bei dem die Hauptfor-
derung war, entsprechende Entschädi-
gungsregelungen auch für Hafenarbeiter 
anzuwenden. Der Streik wurde zuvor 
von Zenkowan, der Gewerkschaft aller 
japanischen Hafenarbeiter, beschlossen.
Quelle: labournet – zenkowan.org

Auslands-

nachrichten
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Aktion „Ausbildungsstau“ für ein 
Grundrecht auf Ausbildung
Frankfurt a.M. Am 21. April 2010 haben 
die DGB-Jugend und die Landesschü-
lervertretung (LSV) Hessen in Frank-
furt/Main (Hauptwache) mit einer 
großen Aktion auf den bundesweiten 
Ausbildungsstau in Deutschland hinge-
wiesen. Hintergrund ist der zweite Jah-
restag der Bundestagspetition „Grund-
recht auf Ausbildung“. An der Aktion, 
bei der Teile der Straßen abgesperrt 
wurden, beteiligten sich zahlreiche 
Auszubildende. PassantInnen durch-
lebten so durchaus lebensnah für Minu-
ten das beklemmende Gefühl, im „Aus-
bildungsstau“ feststecken zu müssen. 
Die DGB-Jugend wies darauf hin, dass 
aktuell 1,5 Millionen Jugendliche unter 
30 Jahren keinen qualifizierten Berufs-
abschluss haben – das sind 15 Prozent 
der Gruppe junger Menschen von 20 bis 
29 Jahren. Die Petition „Grundrecht 
auf Ausbildung“ an den Deutschen 
Bundestag feiert derzeit ihr zweijäh-
riges Bestehen und wird demnächst im 
Deutschen Bundestag behandelt. Am 
22. April 2008 hatten Mitglieder der 
Landesschülervertretungen, der DGB-
Jugend und der Gewerkschaft GEW 
über 72.000 Unterschriften der Peti-
tionsunterstützer an Abgeordnete des 
Bundestags überreicht. Sie appellieren 
an den Petitionsausschuss des Bundes-
tages, einer öffentlichen Anhörung zu-
zustimmen. � www.dgb-jugend.de

Flüchtlingsdemonstration in Augsburg
Augsburg. Am 24. April demonstrier-
ten 200 AktivistInnen in Augsburg un-
ter dem Motto „Movement for equal 
and human rights – abolishment of the 
lager!“. Wie dem Titel zu entnehmen 
war, handelte es sich bei dieser Ak-
tion um eine öffentlichkeitswirksame 
Unterstützung von Flüchtlingen und 
Asylbewerbern. Seit Januar 2010 pro-
testierten Flüchtlinge in bayerischen 
Flüchtlingslagern gegen die herr-
schenden prekären Bedingungen. Am 
26. Januar traten einige Flüchtlinge in 
zwei Lagern in Niederbayern in den 

Hungerstreik, welcher nach fast drei 
Wochen beendet wurde. Anschließend 
begannen Dutzende Flüchtlinge die 
Annahme der staatlichen Essenspakete 
zu verweigern. Der Streik weitete sich 
auf Hauzenberg, Breitenberg, Bogen, 
Regensburg, Aholfing und Passau aus. 
Seit Mitte März erreichte der Boykott 
dann auch Augsburg, wo 126 Asylbe-
werber streikten. Die Forderungen sind 
unter anderem Bargeld statt Essens-
pakete, ferner das Recht zu arbeiten, 
die Bewegungsfreiheit statt Land-
kreisbeschränkung durch Residenz-
pflicht, die Abschaffung der Zwangs-
unterbringung in Lagern und schließ-
lich Respekt der Verantwortlichen in 
Ausländerbehörden, Landratsämtern 
und dem Innenministerium gegenüber 
Flüchtlingen. Am Wochenende gin-
gen die Flüchtlinge auf die Straße, 
um diesen Forderungen Nachdruck zu 
verleihen und ein sichtbares Zeichen 
des Widerstands gegen die bayerische 
Flüchtlingspolitik zu zeigen. Aus die-
sen Gründen wurden die Augsburger 
Stadträte durch die Demo noch ein-
mal nachdrücklich aufgefordert, in 
einer parteiübergreifenden Resolution 
von der Regierung die Schließung der 
menschenunwürdigen Lager in Augs-
burg zu verlangen und entschieden eine 
private Wohnungsnahme aller Flücht-
linge zu unterstützen. Hierzu sind die 
Vertreter der Linken, der Grünen und 
der SPD bereits am 31.März bei einer 
Beratung im Lager in der Schülestraße 
aufgefordert worden. 
� http://de.indymedia.org

Für endgültigen Stopp der 
Vorratsdatenspeicherung
Berlin. Über 40 Organisationen und 
Verbände haben Bundesjustizministe-
rin Leutheusser-Schnarrenberger am 
19. April 2010 in einem gemeinsamen 
Brief aufgefordert, „sich auf europä-
ischer Ebene klar für eine Abschaffung 
der EU-Mindestvorgaben zur Vorrats-
datenspeicherung einzusetzen“. Zur 
Begründung schreiben die Verbände, 
der EU-Zwang zur Speicherung al-
ler Verbindungsdaten setze vertrau-

liche Tätigkeiten und Kontakte etwa 
zu Journalisten, Beratungsstellen und 
Geschäftspartnern dem ständigen Ri-
siko eines Bekanntwerdens durch Da-
tenpannen und -missbrauch aus, ziehe 
unvertretbare Kosten nach sich und 
behindere die Kommunikationsfreiheit 
unzumutbar. Zu den 48 Unterzeichnern 
des Schreibens zählen Bürgerrechts-, 
Datenschutz- und Menschenrechtsor-
ganisationen ebenso wie Telefonseel-
sorge- und Notrufvereine, Berufsver-
bände etwa von Journalisten, Juristen 
und Ärzten, Gewerkschaften wie Ver-
di, der Verbraucherzentrale-Bundes-
verband und der Wirtschaftsverband 
eco. Am 2. März 2010 hat das Bundes-
verfassungsgericht auf die Beschwer-
den von über 34.000 Bürgerinnen und 
Bürgern die deutschen Vorschriften 
zur Vorratsspeicherung aller Verbin-
dungsdaten für verfassungswidrig und 
nichtig erklärt. Eine EU-Richtlinie aus 
dem Jahr 2006 schreibt jedoch europa-
weit eine Vorratsdatenspeicherung vor 
und zwingt Deutschland dadurch zur 
Wiedereinführung der verdachtslosen 
Vorratsdatensammlung. Die EU-Kom-
mission prüft derzeit eine Änderung 
dieser Richtlinie. Die Bundesjustizmi-
nisterin als Vertreterin Deutschlands 
im EU-Rat hat sich bislang noch nicht 
klar für ein Ende des EU-Speicher-
zwangs eingesetzt.
�  www.vorratsdatenspeicherung.de 

Keine Hilfe für die  
„Reichsbahn“-Opfer
Berlin. Die letzten Überlebenden der 
„Reichsbahn“-Deportationen können 
auf keine schnelle Hilfe hoffen. Dies 
teilt die Bürgerinitiative „Zug der Er-
innerung“ mit, die ehemalige Depor-
tierte aus Deutschland und mehreren 
osteuropäischen Staaten unterstützt. 
Demnach lässt Bundesverkehrsminis-
ter Ramsauer (CSU) an ihn gerichte-
te Schreiben seit November vergan-
genen Jahres unbeantwortet. Auch 
der Vorstand der DB AG schweige zu 
mehrmaligen Aufforderungen, sich 
der „Reichsbahn“-Opfer anzunehmen. 
„Wir hatten gehofft, Sie würden das 

Aktion für Finanztransaktionssteuer 
vor Frankfurter Börse. Frankfurt a.M. 
Die Einführung einer Finanztransak-
tionssteuer haben Aktivistinnen und 
Aktivisten von Attac und Oxfam am 
21. April 2010 mit einem gemeinsamen 
Foto-Stunt vor der Börse in Frank-
furt gefordert. Anlass für die Aktion 
im Rahmen der Kampagne „Steuer 
gegen Armut“ war das bevorstehende 
Treffen der Finanzminister der G20-
Staaten in Washington. Wie bekannt 
geworden ist, rät der Internationale 
Währungsfonds IWF in seinem Be-
richt an die G20 von der Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer ab. 

Stattdessen diskutierten die Finanz-
minister über eine Bankenabgabe, die 
nach den Vorstellungen von Bundes-
finanzminister Wolfgang Schäuble 
nur etwa eine Milliarde Euro jährlich 
einbrächte. Das Kampagnenbündnis 
„Steuer gegen Armut“ setzt sich für 
die Einführung einer Finanztransak-
tionssteuer ein und wird von 57 Nicht-
regierungsorganisationen, kirchlichen 
und gewerkschaftlichen Gruppen ge-
tragen, unter ihnen auch Attac und 
Oxfam. Die Forderung nach einer Fi-
nanztransaktionssteuer haben bislang 
europaweit mehr als 160.000 Menschen 
unterschrieben. � www.attac.de
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Alter der Überlebenden berücksich-
tigen, deren Leiden weder moralisch 
noch materiell abgegolten sind“, heißt 
es in einem Brief der Bürgerinitiati-
ve an die DB AG vom 20. April. „Mit 
der notwendigen Unterstützung weiter 
zu warten und die angebotenen Ge-
spräche dilatorisch zu behandeln, kann 
nur bedeuten, auf den Tod der Opfer zu 
setzen.“ Da sämtliche Bitten und Appel-
le unberücksichtigt blieben, sehe man 
sich veranlasst, „nunmehr die deutsche 
und internationale Öffentlichkeit über 
das Scheitern unserer Bemühungen zu 
unterrichten.“ 21 Opferverbände aus 
fünf Staaten hatten angekündigt, not-
falls gerichtlich vorzugehen, sollte die 
Deutsche Bahn AG eine humanitäre 
Geste für die letzten Überlebenden ver-
weigern. Sie waren im Kindesalter mit 
Zügen der „Deutschen Reichsbahn“ in 
die NS-Zwangs- und Vernichtungsla-
ger deportiert worden. Die Gesamtzahl 
der von der „Reichsbahn“ verschlepp-
ten Menschen, die zu Tausenden in den 
Güterwagen starben, wird auf über drei 
Millionen geschätzt. Dabei nahm das 
staatliche Bahnunternehmen nach vor-
sichtigen Berechnungen 455 Millionen 
Euro heutiger Währung ein. Juristi-
sche und historische Erben der „Reichs-
bahn“ sind das deutsche Verkehrsmi-
nisterium und die DB AG. Anläßlich des 
65. Jahrestages ihrer Befreiung wollen 
Überlebende der „Reichsbahn“-Depor-
tationen den „Zug der Erinnerung“ bei 
seiner Einfahrt nach Berlin am 8. Mai 
begleiten. Die DB AG hat angekündi-
gt, Gleise zu sperren (Berlin-Spandau) 
und lässt offen, ob sie das Gedenken an 
die „Reichsbahn“-Opfer auch auf dem 
früheren Deportationsbahnhof Berlin-
Grunewald verhindern will. 

Klima-Allianz startet Unterschriften-
sammlung statt Volksbegehren 
Düsseldorf. Die Klima-Allianz hat in 
Nordrhein-Westfalen eine Kampagne 

für mehr Klimaschutz gestartet. Obwohl 
die Koalition aus Umweltverbänden, 
Gewerkschaften, Kirchen und anderen 
Organisationen auch gerne ein Volks-
begehren für ein Klimaschutzgesetz ins 
Rollen gebracht hätte, verzichten die 
Träger der Kampagne angesichts un-
überwindbarer Hürden hierauf. Statt-
dessen werden Unterschriften für einen 
Appell gesammelt, aus dem sich für den 
Landtag aber keinerlei zwingende Kon-
sequenzen ergeben. „Wir hätten für un-
sere Forderung gerne ein Volksbegeh-
ren gestartet, aber die Anforderungen 
hierfür sind einfach zu restriktiv“, be-
dauert Dirk Jansen, Geschäftsleiter des 
Bundes für Umwelt- und Naturschutz 
(BUND) in NRW. Ein Volksbegehren 
muss binnen acht Wochen von mehr als 
einer Million Bürger unterschrieben 
werden. Die Eintragung ist dabei nur 
in den Rathäusern möglich. „Dass sich 
in NRW selbst mitgliederstarke Orga-
nisationen wie die Umweltverbände ein 
Volksbegehren nicht zutrauen, sollte 
den Landtag zum Nachdenken brin-
gen“, meint Slonka, Landesgeschäfts-
führer von Mehr Demokratie.
�  http://demokratie.mine.nu

Die kickHIV! Aktionstage im Mai 2010
Berlin. Vom 28. bis 30. Mai 2010 wer-
den deutschlandweit die kickHIV! 
Aktionstage der Hilfsorganisation Go 
Ahead! stattfinden. An diesen Tagen 
werden in ganz Deutschland durch ge-
meinnützige Aktionen Spenden für ein 
Aids-Aufklärungsprojekt in Südafri-
ka gesammelt. Die Organisation will 
die erhöhte Aufmerksamkeit für das 
südliche Afrika im Zuge der Fußball-
weltmeisterschaft nutzen, um auf die 
verheerende Aids-Problematik unter 
jungen Südafrikanern hinzuweisen. 
Mit den gesammelten Spenden wird ein 
lokales Projekt unterstützt, das Auf-
klärung und Sport verbindet. Bei kick-
HIV! ist jeder Bürger aufgerufen, sich 

mit einer kleinen oder großen 
Spendenaktion zu beteiligen. 
Prominente wie Philipp Lahm, 
Mesut Özil oder Cosma Shiva Ha-
gen begleiten die kickHIV! Aktionstage 
als Botschafter. Das Aktionswochen-
ende Ende Mai dient jedoch nur als 
Startschuss, auch während der gesam-
ten WM-Zeit bis Mitte Juli werden in 
Deutschland zahlreiche Aktionen un-
ter dem Motto „kickHIV!“ stattfinden. 
www.aids-kampagne.de

Studierende kritisieren Interpretation 
der 19. Sozialerhebung
Berlin. Am 23. April 2010 wurde die 19. 
Sozialerhebung durch das Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung 
und das Deutsche Studentenwerk vor-
gestellt. Die Sozialerhebung stellt die 
wichtigste Datenquelle über die soziale 
Situation von StudentInnen dar. „Es ist 
erstaunlich, wie das BMBF seine ein-
seitige Interpretation der Sozialerhe-
bung als Erfolg feiert“, stellt Florian 
Kaiser, Vorstandsmitglied im „freien 
zusammenschluss von studentInnen-
schaften“, verärgert fest. Die Sozialer-
hebung zeigt zwar, dass der Anteil der 
StudienanfängerInnen, die im eigenen 
Bundesland studieren, gleich geblieben 
ist, allerdings zieht es weniger Schul-
abgängerInnen aus anderen Bundes-
ländern in die Gebührenländer. „Die 
Sozialerhebung beweist, dass Studien-
gebühren eine Moblitätshürde sind“, er-
klärt Juliane Knörr, ebenfalls Mitglied 
im Vorstand des studentischen Dachver-
bandes, und erläutert: „Im Vergleich zu 
2006 ist der Anteil von StudentInnen, die 
in ein gebührenpflichtiges Bundesland 
wechseln, von 25% auf 22% gesunken. 
Erschreckend ist auch, dass bei den BA-
föG-EmpfängerInnen nur 2 bis 6% in 
einem anderen Bundesland ihr Studium 
aufnehmen. Offensichtlich reicht das 
BAföG zur Sicherung des Lebensunter-
halts nicht aus.“ �  www.fzs.de

Aktionen … 

Initiativen

Atomwaffenabzug: Politiker re­
den, Aktivisten steigen aufs Rad. 
Berlin. Während die Außenmi-
nister der NATO-Mitgliedsstaa-
ten über die verbliebenen Atom-
waffen in Europa streiten, stei-
gen in Deutschland bundesweit 
FriedensaktivistInnen auf ihre 
Fahrräder und treffen sich mit 
den BürgermeisterInnen für den 
Frieden. „Außenminister Hilla-
ry Clinton und NATO-General-
sekretär Rasmussen treten zwar 
in Tallinn beim Thema Abzug 
der US-Atomwaffen auf die Bremse, 
aber wir geben Vollgas. Wir wollen 
Deutschland endlich atomwaffenfrei 
machen!“, so Xanthe Hall, Spreche-
rin der Kampagne „unsere zukunft – 
atomwaffenfrei“. Mit der Aktion „next 
stop. New York 2010“ machen die Ak-

tivistInnen auf das Thema Atomwaffen 
und die Nichtverbreitungs-Konferenz 
aufmerksam. Vom 20. März bis 24. 
April haben sich unter diesem Motto 
überall in Deutschland kleine Grup-
pen von friedensbewegten Menschen 
an Fahrradtouren beteiligt und Un-
terschriften von BürgermeisterInnen 

„Für eine Zukunft ohne Atom-
waffen“ gesammelt. Zu den 50 
UnterzeichnerInnen gehören u.a. 
der Münchner Oberbürgermeister 
Christian Ude und der Berliner 
Bürgermeister Klaus Wowereit. 
Die Ortsschilder mit dem Namen 
der jeweiligen passierten Städten 
und Gemeinden und dem Auf-
druck „next stop. New York 2010“ 
werden in New York an Außen-
minister Westerwelle übergeben. 
Die unterzeichneten Appelle und 
die weltweit gesammelten Unter-

schriften nimmt am 4. Mai in New York 
der UN-Generalsekretär Ban Ki-moon 
entgegen. Der Appell „Für eine Zu-
kunft ohne Atomwaffen“ ruft u.a. zu 
einem Abzug der letzten Atomwaffen 
aus Deutschland auf. 
� www.atomwaffenfrei.de
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Von Ulla Jelpke

Schwarze Blocks auf Demonstrationen, 
aggressiver Hip Hop und T-Shirts mit 
Bildern des Revolutionärs Che Guevara 
sind kein eindeutiges Zeichen linker 
Autonomer mehr. Seit einigen Jahren 
hat eine neue Strömung zumeist ju-
gendlicher Faschisten sich diese Sym-
bolik zu eigen gemacht, die sich sel-
ber als Autonome Nationalisten (AN) 
bezeichnen. Bundesweite Hochburgen 
dieser besonders gewalttätigen Nazis 
sind neben Bayern und Berlin auch 
Teile Nordrhein-Westfalens. 

Die Wurzeln der AN liegen in den 
„freien Kräften“ der 90er Jahre. Nach-
dem eine Reihe neofaschistischer Or-
ganisationen verboten wurden, gingen 
Neonazis dazu über, sich in örtlichen 
„Kameradschaften“ zu organisie-
ren, die untereinander in einem losen 
Netzwerk verbunden waren. Im Unter-
schied zur NPD mussten die Kamerad-
schaften weder Rücksicht auf bürger-
liche Wählerschichten noch drohende 
Parteiverbote nehmen und konnten 
sich offen zu ihrer neonazistischen Ge-
sinnung bekennen. Kopierten die Ka-
meradschaften das Organisationskon-
zept der autonomen Linken, so gingen 
jugendliche Aktivisten ab 2003 offen 
dazu über, auch Symbolik, Kleidung 
und Demonstrationsauftritte der auto-
nomen Linken zu übernehmen. Selbst 

die von Neonazis gewöhnlich völlig 
verpönten Anglizismen wie „Fight the 
System“ und Graffiti-Stil bei Trans-
parenten und Aufklebern gehören zum 
Erscheinungsbild der AN, die bei ihren 
Demos auch die anarchistischen Lieder 
von „Ton, Steine, Scherben“ spielen. 
Die Herausbildung der AN war einer-
seits eine Reaktion auf die versuchte 
Einbindung eines Teils der Kamerad-
schaftsszene in NPD-Strukturen, was 
von den AN als opportunistische An-
passung an das „System“ abgelehnt 
wurde. Andererseits verstehen sich 
die AN als eine Modernisierungsbewe-
gung innerhalb der Neonaziszene, die 
jenseits von Bomberjacke und Glatze 
die Einflüsse unterschiedlichster Ju-
gendkulturen bis hin zum Hip Hop 
für sich nutzen will. Entsprechend ge-
spannt ist damit auch das Verhältnis 
zur NPD, die sich mit Beschlüssen wie 
„Unsere Fahnen sind schwarz – unsere 
Blocke nicht“ von den AN abzugrenzen 
versuchte. 

„Nie wieder Krieg – nach unserem Sieg“

Mit anderen Faschisten teilen die AN 
ihr rassistisches, völkisches Menschen-
bild. Doch von den Hitler-Nostalgikern 
unterscheiden sie sich durch eine stär-
kere Orientierung am nationalrevolu-
tionären Flügels der NS-Bewegung um 
die Gebrüder Strasser oder SA-Führer 
Ernst Röhm, den Hitler 1934 mit dem 
Segen des Großkapitals blutig nieder-

metzeln ließ. Mit verbalrevolutionären, 
scheinbar kapitalismuskritischen und 
pseudo-antiimperialistischen Slo-
gans versuchen die AN, klassische 
linke Themenfelder zu besetzen. So 
mobilisieren die AN zu Aufmärschen 
am 1. Mai als „Tag der deutschen Ar-
beit“ und seit mehreren Jahren auch 
zum „Nationalen Antikriegstag“ nach 
Dortmund. „Nie wieder Krieg – nach 
unserem Sieg“ – schon diese Parole 
zeigt in ihrem Zynismus deutlich, was 
vom Antiimperialismus der AN zu hal-
ten ist.

Zwar sind auch die Anhänger der tra-
ditionellen Kameradschaftsszene und 
viele NPD-Mitglieder gewaltbereit 
und eine Vielzahl brutaler Überfälle 
auf Migranten, Linke und Andersden-
kende geht auf ihr Konto. Doch bei 
den AN kommt eine gezielte Aggres-
sivität dazu, die sich nicht nur gegen 
Migranten oder Linke richtet, sondern 
auch die Polizei zum Gegner hat. Dies 
ist ein relativ neues Phänomen, da sonst 
Faschisten auf disziplinierte Demons-
trationen und ein eher gutes Verhältnis 
zu Polizei bedacht sind, von der sie 
schließlich oft genug vor antifaschis-
tischen Protesten geschützt werden. 
Schon am 1. Mai 2007 griffen AN in 
Dortmund Polizeiketten an. Im April 
2008 durchbrachen im rheinländischen 
Stolberg hunderte AN die aufmar-
schierten Polizeieinheiten und wenig 
später randalierten ebenfalls hunderte 
AN am 1. Mai 2008 in Hamburg-Barm-
bek. Schwerpunkt der Aktivitäten der 
AN ist die sogenannten Anti-Antifa, 
also das Terrorisieren von demokra-
tisch und antifaschistisch gesinnten 
Menschen. Im Internet werden Bilder 
bis hin zu örtlichen Politikern der Lin-
ken, Grünen und SPD veröffentlicht, 
Drohbriefe werden verschickt und 
Hassparolen an die Wohnungen von 
Antifaschisten gesprüht. 2009 wurde 
so eine ganze Familie aktiver Anti-
faschisten, die lange Jahre in Dort-
mund lebte, aus der Stadt vertrieben, 
nachdem ihre Wohnung und ihr Auto 
mehrfach von der Anti-Antifa atta-
ckiert und ihre Bilder auf öffentlichen 
Steckbriefen plakatiert wurden. 

Linke Symbolik und Antisemitismus

Dass sich Faschisten in punkto Sym-
bolik gerade auch bei Linken bedie-
nen, ist nichts neues. Schon die Nazi-
partei hatte eine rote Fahne und die 
SA kopierte die Schalmaienzüge des 
kommunistischen Rotfrontkämpfer-
bundes. Deutlicher als etwa die NPD 
attackieren die AN in Worten den 

Schwarze Blöcke, brauner Ungeist – Wer sind 
die Autonomen Nationalisten?

Mehrere zehntausend Menschen demonstrierten am 1. Mai gegen Naziaufmärsche in Berlin, 
Erfurt, Hamburg, Rostock, Schweinfurt, Solingen (s. Bild) und Zwickau, darunter alleine in 
Berlin und in Schweinfurt jeweils 10.000. In Berlin und in Rostock konnten die faschistischen 
Aufmärsche verhindert werden, normal durchgeführt werden konnten sie nirgends so richtig. 
An ihnen beteiligten sich insgesamt rund 3.800 Nazis.
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In der Sitzung am 13.4. hat der Rat der 
Stadt Köln beschlossen, dem Bürgerbe-
gehren „Rettet das Schauspielhaus“ zu 
entsprechen. Damit ist der Abriss des 
Schaupielhauses abgesagt. Oper und 
Schauspielhaus werden saniert wer-
den. Die Stimmung in der Ratssitzung 
am 13.4. war deutlich anders als am 17. 
Dezember 2009. Damals schon hatten 
Die Linke, KBB und Deine Freunde 
das Bürgerbegeh-
ren unterstützt. 
Nun aber waren 
auch die CDU und 
die Grünen umge-
schwenkt. Entspre-
chend versuchten 
die Befürworter des 
Abrisses des Schau-
spielhauses, noch zu 
retten, was zu retten 
war. SPD und FDP 
stellten sich nun als 
große Befürworter 
direkter Demokra-
tie dar. Offenbar 
hofften sie darauf, 
dass ein Bürgerentscheid nicht die not-
wendigen 150.000 Stimmen erreichen 
würde. Das Umdenken ist vor allem 
dem bürgerschaftlichen Engagement 
und dem mutigen Auftreten der Schau-
spielintendantin, Karin Beier, zu ver-
danken. Sie hat die Meinung in der 
Stadt wesentlich geprägt, weil sie mit 
ihrer Auffassung, „Inhalt vor Fassa-
de“ ein wesentliches Argument in der 
Auseinandersetzung entwickelt hat. 
Der Neubau des Schauspielhauses am 
Offenbachplatz hätte nicht „nur“ 295 
Millionen Euro und damit 40 Millionen 
Euro mehr an Baukosten verursacht 
als eine Sanierung, auch die Folge-

kosten für einen wesentlich größeren 
Bau wären viel teurer geworden, und 
dass bei leeren Kassen und sinkendem 
Kulturetat. Die Sanierung des Schau-
spiels ist ein Garant dafür, dass Oper 
(die ebenfalls generalsaniert wird) 
und Schauspiel ein Betrieb bleiben. 
Durch den gemeinsamen Betrieb von 
Oper und Schauspiel können Einspar
effekte erzielt werden. Die Sanierung 

ist aber nicht nur ef-
fektiver und kosten-
günstiger, durch den 
Beschluss ist auch der 
Denkmalschutz für 
das Areal am Offen-
bachplatz gewahrt. 
Ein Rechtsstreit mit 
den Erben des Ar-
chitekten Riphan ist 
nicht mehr zu erwar-
ten. Die Stadt Köln hat 
mit diesem Beschluss 
die Möglichkeit, einen 
seriösen und angemes-
senen Kulturbetrieb 
am Offenbachplatz zu 

verwirklichen.
Köln ist keine Hauptstadt wie Berlin 

oder Paris, die entsprechende Förder-
mittel bekommen. Köln ist eine bunte 
Metropole, die Kultur für alle Men-
schen anbieten muss. Bereits jetzt er-
halten die Städtischen Bühnen einen 
Betriebskostenzuschuss von 48 Mio. 
Euro im Jahr. Viele Kölnerinnen und 
Kölner waren erschrocken, frustriert 
und sauer. Mehr Bescheidenheit und 
Transparenz über große und wichtige 
Bauprojekte ist eine wichtige zentrale 
Forderung die die Stadtgesellschaft 
wachgerüttelt hat.
(WK, MW, jöd, aus Lokalberichte Köln) 

Die Kölner Bevölkerung setzt sich durch: Das 
Schauspielhaus wird saniert und nicht abgerissen

Kapitalismus, „das System“ und die 
Globalisierung. Auch das ist nichts 
Neues. Auch die NSDAP nannte sich 
„sozialistisch“ und „Arbeiterpartei“, 
um so Teile der Lohnabhängigen über 
ihre wahren Ziele zu täuschen und 
diese für sich zu gewinnen. Soziale 
Demagogie dient Neonazis weiterhin 
als Einstiegsdroge. Zusammen mit ihr 
werden Nationalismus und Rassismus 
verabreicht und zur faschistischen Ide-
ologie verschmolzen. Kern einer sol-
chen völkischen Kapitalismuskritik 
ist die in völliger Unkenntnis ökono-
mischer Zusammenhänge vorgenom-
mene Trennung zwischen heimischen 
„schaffenden Kapital“ und interna-
tional spekulierendem „raffendem 
Kapital“. Letzteres setzen Faschisten 
wie die AN häufig mit „jüdischem 
Kapital“ gleich. In Wirklichkeit hat 
jedes – auch das in der Produktion 
investierte Kapital – die Profitmaxi-
mierung zum Ziel und eine Trennung 
zwischen produktivem und spekula-
tivem Kapital ist unwissenschaftlich 
und willkürlich. Während Globalisie-
rung der Wirtschaft – im Unterschied 
zur neoliberalen Politik – ein quasi 
naturwüchsiger ökonomischer Prozess 
ist, sehen Faschisten die kapitalisti-
sche Globalisierung als Verschwörung 
einer Gruppe von (jüdischen) US-Ka-
pitalisten an der US-Ostküste. Mig-
ration nach Deutschland wird in die-
sem Zusammenhang von Faschisten 
sowohl als Lohndrückerei als auch als 
Zersetzung von „völkischem“ Wider-
standspotential gegen Globalisierung 
verstanden. Rassistische Pogrome er-
scheinen dann als unmittelbare An-
tiglobalisierungspolitik. Da sich nach 
Meinung der Faschisten die Ausbeu-
tung durch Spekulation und Zinsnah-
me vollzieht, kritisieren sie nicht die 
Ausbeutung der Arbeitskraft durch 
Lohnraub in den Betrieben. Der „Na-
tionale Sozialismus“ der Autonomen 
Nationalisten bedeutet eine nach ras-
sistischen Kriterien strukturierte, hi-
erarchisch nach dem Führerprinzip 
aufgebaute Volksgemeinschaft. Arbei-
terrechte und unabhängige Gewerk-
schaften hätten hier keinen Platz und 
würden zerschlagen werden wie im 
Mai 1933. Einen Vorgeschmack dafür 
lieferten die Autonomen Nationalisten 
am 1. Mai 2009, als sie die Kundgebung 
des Dortmunder DGB angriffen und 
mehrere Gewerkschafter verletzten.

Schon jetzt mobilisieren die AN zu 
ihrem nächsten „Nationalen Anti-
kriegstag“ am 4. September 2010 in 
Dortmund. 

Das aus einer Vielzahl antifaschis-
tischer Organisationen, Parteien und 
Verbände einschließlich der Partei Die 
Linke gebildete „Bündnis Dortmund 
stellt sich quer“ ruft dazu auf, diesem 
Aufmarsch wie in den vergangenen 
Jahren mit massenhaften Blockaden 
entgegenzutreten. 

„…. die Bürgerinitiative „Mut zur 
Kultur“ hat Enormes geleistet. Da 
sind nicht nur die 50.000 Unter-
schriften, sondern die konkreten 
und kenntnisreichen Sanierungs-
vorschläge und das offene und 
kooperative Umgehen mit Politik, 
Verwaltung und Kultur. Dafür herz-
lichen Dank! …“
Aus der Rede von Jörg Detjen im Rat der 
Stadt Köln, Fraktionssprecher der Linken
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Schwarz-Grün-Gelb verteidigt den 
Einsatz von Bundeswehroffizieren 
an Schulen: Frankfurt a.M. Zur Er-
klärung von Bürgermeistern Jutta 
Ebeling (Grüne) bei der Debatte der 
Stadtverordnetenversammlung über 
die Werbemaßnahmen der Bundes-
wehr in Frankfurter Schulen, die 
Anwesenheit von Bundeswehroffizie-
ren an Frankfurter Schulen sei wün-
schenswert, erklärt Lothar Reininger, 
Vorsitzender der Fraktion Die Linke. 
im Römer: „Der lang anhaltende fre-
netische Applaus von CDU und FDP 
für die bundeswehrfreundlichen Po-
sitionen der Grünen ist erschreckend. 
Der enge Schulterschluss zwischen 
dem grünen Stadtverordneten Uwe 
Paulsen und Reserve-Oberst Stein von 
der FDP wäre noch vor wenigen Jah-
ren völlig undenkbar gewesen. Die 
Grünen haben sich offensichtlich mit 
der dumpfen Kalte-Krieger-Menta-
lität von CDU und FDP ausgesöhnt. 
Die Linke bleibt dabei: Krieg ist kein 
Mittel der Politik. Die Bundeswehr 
hat an Schulen, Universität und bei 
Berufsbildungsmessen nichts zu su-
chen.“ � www.dielinke-im-roemer.de

Steuerzahler schonen, Banken in 
die Pflicht nehmen: Frankfurt a.M. 
Dringlicher Antrag der Linken ge-
mäß § 17 (3) GOS: Die Stadtverordne-
tenversammlung möge beschließen: 
Finanzinstitute müssen für die Be-
wältigung der gegenwärtigen Krise in 
Euroländern in die Verantwortung ge-
nommen werden. Die Stadt Frankfurt 
am Main setzt sich über den Deutschen 
Städtetag und die hessische Landes-
regierung dafür ein, dass Finanzins-
titute sich an der Bereitstellung von 
Rettungsfonds für Griechenland be-
teiligen und den Großteil von Aus-
fallrisiken übernehmen. Begründung: 
Die derzeitige Finanzkrise in Grie-
chenland und anderen Euroländern 
beschäftigt seit Wochen die Öffent-
lichkeit. Von drohendem Staatsbank-
rott ist die Rede. So haben der Interna-
tionale Währungsfonds (IWF) und die 
Europäische Union ein Rettungspaket 
für Griechenland in Aussicht gestellt. 
Aus Politik und Wissenschaft wur-
de der Vorschlag gemacht, dass sich 
Banken und andere Finanzinstitute 
am Rettungspaket beteiligen. Nach 
der Finanz- und Bankenkrise haben 
die Mitgliedstaaten der EU für die 
Rettung von Banken über 3,6 Billionen 
Euro Beihilfen gewährt. Diese Bei-
hilfen wurden mit der „Systemrele-
vanz“ von Banken begründet. Diesel-
be Begründung muss umso mehr für 
ganze Länder innerhalb der Eurozone 
gelten. Ein Staatsbankrott Griechen-
lands hätte noch fatalere Folgen für 
Deutschland als die Insolvenz einer 
Bank. Darüber hinaus darf nicht ver-

gessen werden, dass von den hohen 
Zinsen griechischer Staatsanleihen 
vor allem Banken und andere Finan-
zinstitute profitieren und profitiert 
haben. Schließlich haben die maßlose 
Renditegier und die Spekulation auf 
den Finanzmärkten zu der derzeitigen 
Situation geführt. Deshalb ist es nur 
konsequent, dass die Profiteure und 
Mitverursacher der Krise in die Pflicht 
genommen werden. 
� www. dielinke-im-roemer.de

Moonlightshopping: Bessere Umsät-
ze für den Handel? Hamburg. Das 
scheinen die Geschäftsleute und die 
meisten Abgeordneten der Bezirks-
versammlung Harburg zu glauben. In 
der Bezirksversammlung wurde der 
Antrag auf Ladenöffnungszeiten am 
Abend vor dem 1. Mai bis 24 Uhr, 
abgeschwächt und nur eine Erlaubnis 
bis 22 Uhr erteilt. Elisabeth Baum, 
wirtschaftspolitische Sprecherin der 
Fraktion Die Linke, begrüßt das aus-
drücklich: „Die Bezirke sollten sich 
überlegen, solche „Events“ generell 
bis 22 Uhr zu begrenzen und vor 
Sonn- und Feiertagen die Ladenöff-
nung bis höchstens 20 Uhr zuzulas-

sen. Für die Beschäftigten im Ein-
zelhandel bedeuten diese momentan 
modernen langen Arbeitszeiten vor 
Sonn- und Feiertagen eine große Be-
lastung. Wenn man erst um 24 Uhr 
den Heimweg antreten kann, muss der 
nächste Tag doppelt für die Erholung 
genutzt werden. Da bleibt dann we-
nig Zeit für die Familie.“ Nur wenige 
Menschen sind auf so lange Ladenöff-
nungszeiten angewiesen. Daher liegt 
der Verdacht nahe, dass es sich hier um 
die Freizeitbeschäftigung einiger we-
niger Menschen handelt. Das trägt nur 
zur Wettbewerbsverzerrung im Ein-
zelhandel bei. Die Beschäftigten im 
Einzelhandel sind die Leidtragenden, 
auf deren Rücken derartige Markt-
kämpfe ausgetragen werden. Weil die 
Arbeitsbedingungen und Bezahlung 
für die Beschäftigten im Einzelhan-
del insgesamt beklagenswert schlecht 
sind, stellen die unverbindlichen La-
denschlusszeiten besonders belas-
tend. Die Regel sind leider sechs Tage 
Arbeit in der Woche, an denen 10 bis 
14 Stunden gearbeitet werden muss. 
Und das in Betrieben meistens ohne 
Mitarbeitervertretung und zum Teil 
ohne Tarifbindung. Es fallen oft Über-
stunden und Mehrarbeit an, die häufig 
nicht bezahlt werden. Die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter wehren sich 

nicht, weil sie befürchten dann ihren 
Arbeitsplatz zu verlieren. Das führt 
zu weiterem Arbeitsplatzabbau und zu 
mehr prekärer Beschäftigung." 
� www.die-linke-hh.de/

Linke.OL für neues Ferienpass-Kon-
zept: Oldenburg. Ein neues Konzept 
für den Ferienpass muss her. Ange-
sichts des erfreulicherweise hohen Be-
darfs an Ferienpässen muss ein System 
erarbeitet werden, das möglichst allen 
interessierten Kindern einen breiten 
Zugang zu diesem Angebot ermögli-
cht. Die Linke Oldenburg fordert die 
Verwaltung und alle politischen Kräf-
te der Stadt auf, für 2011 gemeinsam 
ein solches Konzept zu erarbeiten. Das 
bisherige Konzept, eine limitierte An-
zahl von Ferienpässen zur Verfügung 
zu stellen, ist offensichtlich unzurei-
chend. Es entsteht in den Sommer-
ferien eine Situation in der Stadt, in 
der viele Kinder von den Angeboten 
des Ferienpasses ausgeschlossen sind 
und sich gegenüber anderen Kindern 
benachteiligt fühlen. Die pädagogisch 
und sozialpolitisch sinnvolle Idee des 
Ferienpasses wird konterkariert, 
wenn eine beträchtliche Anzahl von 

Kindern keinen Ferienpass bekom-
men kann. Wir fordern die Verwal-
tung auf, in diesem Jahr die maximale 
Kapazität für die Ferienpassaktionen 
auszuschöpfen, also mit den verschie-
denen Akteuren zu prüfen, wieviele 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
möglich sind und das Angebot ent-
sprechend aufzustocken.
�  www.fraktion-dielinke.kdo.de

Ehrenamt und Grundsicherung: 
Stuttgart. Ein Stuttgarter Bürger, 
der neben einer Erwerbsunfähigkeits-
rente Leistungen der Grundsicherung 
erhält und ehrenamtlich in einem Ver-
ein tätig ist, hat sich als Petent an 
den Petitionsausschuss des Landtags 
gewandt. Er bat um die Prüfung einer 
Auskunft des Stuttgarter Sozialamts, 
wonach die steuerfreie Übungsleiter-
pauschale auf die Leistungsansprüche 
der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung (SGB XII) anzu-
rechnen ist. Das Sozialamt rechnet 
ihm demzufolge 70 Prozent der Pau-
schale auf die Grundsicherung an; nur 
30 Prozent werden nicht angerechet. 
Bei SGB-II-Bezug erfolgt diese An-
rechnung nicht. Zur Entscheidung des 
Petitionsausschusses ist in Drucksa-
che 14/5282 zu lesen: „Der Vorsitzende 
sprach sich dafür aus, den Vorschlag 

Ein Schwerpunkt in unserer nächsten Ausgabe 
Pro und Contra Optionskommune
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des Berichterstatters aufzugreifen 
und die Petition der Landesregie-
rung als Material zu überweisen mit 
der Anregung, hier etwas zu ändern. 
Er richtete darüber hinaus die Bitte 
an den Berichterstatter, sich im Ge-
meinderat der Stadt Stuttgart weiter-
führende Gedanken zu dieser Sache 
zu machen. Diesem Antrag stimmte 
der Petitionsausschuss einstimmig 
zu.“ Mit dem Beschluss wurde die 
Landesregierung aufgefordert, auf 
eine Rechtsänderung hinzuwirken. 
Die Fraktionsgemeinschaft SÖS und 
Linke teilt das Anliegen und die Auf-
fassung des Petenten, dass diese An-
rechnung unterbleiben soll  und dass 
es gesellschaftspolitisch wünschens-
wert ist, dass sich jemand für andere 
einsetzt und etwas für das Gemein-
wohl tut. 
� www.domino1.stuttgart.de

Atomtransporte über Kölner Stadtge-
biet: Köln. Anfrage der Linken. „Köln 
liegt auf den Routen zwischen einer 
Reihe von Orten mit Kernenergie-
anlagen, zwischen denen strahlendes 
Material transportiert wird. Das sind 
zum Beispiel das Forschungszentrum 
Jülich GmbH – FZJ, das gleichzeitig 
Landessammelstelle für Niedersach-
sen ist, das Brennelement-Zwischen-
lager Ahaus GmbH, das Forschungs-
zentrum in Karlsruhe, das auch als 
Zwischenlager und Landessammel-
stelle dient, und die Wiederaufberei-
tungsanlage in Pierrelatte in Frank-
reich. (…) 
Die kürzesten Routen per Bahn oder 
auch per Lastwagen zwischen den 
oben genannten Orten laufen in vie-
len Fällen über Köln. Das Gefahren-
potential derartiger Transporte ist 
erheblich. So stellte die Polizei in 
Bremen am 8. März 2010 an einem 
Sattelzug „extrem starke Durchros-
tungen an tragenden Bauteilen“ fest 
und zog diesen aus dem Verkehr. Die 
Ladung war UF6 (Uranhexafluorid) 
und war auf dem Weg vom Hamburger 
Hafen zur Urananreicherungsanlage 
in Gronau. UF6 reagiert mit Wasser zu 
hochgiftiger Flusssäure. Dazu reicht 
bereits die Luftfeuchtigkeit aus. Soll-
te ein solcher Transport leckschlagen, 
kann das verheerende Auswirkungen 
auf die Gesundheit der Bevölkerung 
haben. 
In Anbetracht der obigen Tatsachen 
und der baldigen Erwartung der 
Atomtransporte aus Jülich hat die 
Fraktion Die Linke die folgenden 
Fragen: 
Erfährt es die Stadt Köln, wenn 
Atomtransporte über Kölner Stadt-
gebiet geplant sind oder durchgeführt 
werden? 
Falls ja, in welchem Zeitrahmen vor 
einem solchen Transport wird die 

Stadt informiert? 
Falls nein, welche Maßnah-
men kann die Stadt Köln 
ergreifen, um Informationen 
über solche Transporte in Erfahrung 
zu bringen? 
Werden anstehende Atomtransporte 
aus Jülich, aus Karlsruhe und von 
beziehungsweise nach Pierrelatte (F) 
per LKW oder Zug über das Kölner 
Stadtgebiet führen und über welche 
Stadtteile wird dies auf welcher Route 
und zu welcher Zeit geschehen? 
Wie sind die Stadtverwaltung, Ka-
tastrophenschutz, Feuerwehr und die 
Zivilbevölkerung auf mögliche Un-
fälle von radioaktiven und anderen 
Gefahrentransporten im Stadtgebiet 
vorbereitet und sind entsprechende 
Katastrophenschutzeinrichtungen 
und Rettungswege vorhanden und 
bekannt gemacht? 
Welcher so genannte größte anzu-
nehmende Unfall könnte mit welchen 
Folgen für die Bevölkerung bei den 
Transporten eintreten und wo sind 
die gefährlichsten Stellen im Stadt-
gebiet? 
Werden Bevölkerung und Politik über 
die anstehenden Atomtransporte in 
geeigneter Weise informiert werden 
und wie wird das geschehen bezie-
hungsweise wenn nicht, warum wird 
dies nicht geschehen?“ 
� http://www.linksfraktion-koeln.de

Konzessionsverträge: Neue Wege für 
kommunale Unternehmen. Verband 
Kommunaler Unternehmen (VKU). 
Um die Bevölkerung mit Energie zu 
versorgen, werden Netze für Wärme 
und Strom im öffentlichen Raum ver-
legt. So genannte Konzessionsverträ-
ge regeln die Nutzung dieser öffent-
lichen Energieversorgungswege auf 
kommunaler Ebene. In den nächsten 
beiden Jahren laufen rund 2.000 die-
ser Verträge aus. Für die kommunalen 
Unternehmen eröffnen sich daraus 
interessante kommunalpolitische 
Optionen. Der Verband kommunaler 
Unternehmen (VKU) hat zusammen 
mit dem Deutschen Städtetag (DST) 
und dem Deutschen Städte- und Ge-
meindebund (DStGB) eine Broschüre 
zu diesem Thema veröffentlicht. Die 
Broschüre „Stadtwerk der Zukunft IV 
– Konzessionsverträge – Handlungs-
optionen für Kommunen und Stadt-
werke“ soll eine Orientierungshilfe 
für die Übernahme von Netzkonzessi-
onen bieten. Praxisbeispiele schildern 
bereits gemachte Erfahrungen vor 
Ort. Als Konzessionsinhaber können 
kommunale Unternehmen nicht nur 
einen wichtigen Beitrag zum Klima-
schutz leisten, sondern auch der loka-
len Wirtschaft in schwierigen Zeiten 
neue Impulse geben. � www.vku.de/

� (Zusammenstellung: ulj)

Projekt LohnSpiegel:

Auswirkungen der  
Wirtschaftskrise auf die 
Beschäftigten 
Auf die Wirtschaftskrise reagie  ren 
viele Betriebe mit Personalabbau, Kurz-
arbeit und Abstrichen bei Lohn und 
Gehalt. Zwischen den Branchen und 
Beschäftigtengruppen bestehen aber 
deutliche Unterschiede. Zu diesem Er-
gebnis kommt eine Online-Erhebung 
des Projekts LohnSpiegel, die vom Ta-
rifarchiv des Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftlichenInstituts (WSI) 
in der Hans-Böckler-Stiftung durch-
geführt wurde. Befragt wurden rund 
10.000 Beschäftigte. Im Folgenden wird 
aus dieser Untersuchung zitiert:
… Im Schnitt geben 38 % aller Be-
fragten an, dass es ihrem Betriebe zum 
Befragungszeitpunkt schlechter ging 
als Anfang 2009. 44 % registrieren kei-
ne Veränderung, während immerhin ein 
knappes Fünftel (18 %) sogar eine bes-
sere wirtschaftliche Situation berichtet. 
… Am stärksten von der Krise betroffen 
ist die Metallindustrie. Hier schätzten 
65 % der Beschäftigten die Lage ihres 
Betriebes schlechter ein (im Bereich Ma-
schinenbau sogar 68 %). Ebenfalls stark 
betroffen war auch die chemische Indus-
trie, wo es 43 % der Betriebe schlechter 
ging. Dort überwiegt allerdings der An-
teil derer, die die Lage für gleich oder 
besser als zu Jahresbeginn einschätzen. 
Interessant sind die Finanzdienstleis-
tungen: Hier wird lediglich bei einem 
guten Viertel der Betriebe (28 %) eine 
Verschlechterung der ökonomischen 
Lage konstatiert, ungefähr die Hälfte 
befindet sich in einer unveränderten Si-
tuation, während das restliche Viertel 
(26 %) bereits wieder eine bessere wirt-
schaftliche Lage verzeichnet. Vergleich-
bar günstig schätzen auch die Beschäf-
tigten im Baugewerbe die Lage ihrer 
Betriebe ein. Hier sind möglicherweise 
positive Effekte der Konjunkturpro-
gramme zu bemerken …

Fazit 
–   Beschäftigungsentwicklung: Sie 

korrespondiert mit der wirtschaftlichen 
Lage. 41 % geben an, dass in ihrem Be-
trieb die Beschäftigung zurückgegan-
gen ist … 

–   Personalabbaumaßnahmen: Die Be-
triebe greifen vorrangig zu „weichen“ 
Maßnahmen wie die Nichtwiederbeset-
zung von freien Stellen, das Auslau-
fen befristeter Arbeitsverhältnisse und 
die Entlassung von Leiharbeitskräften. 
19 % nutzen die Kurzarbeit (19 %) und 
immerhin 18 % kündigen auch Stamm-
beschäftigten …

–   Einkommen: Besonders häufig wer-
den Sonderzahlungen wie Ergebnisbe-
teiligung und Boni gekürzt (14 %). 11 % 
der Beschäftigten geben an, dass ihr 

Kommunale 

Politik
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Monatseinkommen gekürzt wurde, hin-
zu kommen Abstriche bei Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld sowie bei Zulagen und 
Zuschläge …

–    Arbeitsbedingungen: Sie haben sich 
in der Krise durchweg verschlechtert. 
Vor allem der Leistungsdruck hat zuge-
nommen (65 %) und das Betriebsklima 
hat sich verschlechtert (57 …

–   Gender: In der Krisenbetroffenheit 
gibt es keine eindeutigen Unterschiede 
zwischen Frauen und Männern … 
http://www.boeckler.de/show_product_wsi.
html?productfile=HBS-004669.xml

Betriebsratswahlen Daimler Untertürkheim: 

IG Metall und Alterna-
tive geeint; Faschisten 
erreichen zwei Sitze
Der alte und neue Betriebsratsvorsit-
zende kommentiert die Betriebsrats-
wahl bei Daimler Untertürkheim: 
Fünf Wochen liegt die Betriebsrats-
wahl im Werk Untertürkheim und der 
Entwicklung PKW zurück. Bei dieser 
Wahl haben über 75 Prozent der Wäh-
ler den Kandidaten und Betriebsräten 
der IG Metall das Vertrauen ausgespro-
chen. Damit ist die IG Metall wie in 
der Vergangenheit die größte Frakti-
on. Dabei geht es mir überhaupt nicht 
um die Größe an sich, sondern viel-
mehr darum, dass ein in viele Gruppie-
rungen zersplitterter und zerstrittener 
Betriebsrat niemals ein erfolgreiches 
Gegengewicht zur Unternehmensseite 
sein kann. Insofern ist dieses Ergebnis 
auch für die Unternehmensleitung ein 
Zeichen, dass die Kolleginnen und Kol-
legen in unserem Betrieb auf eine starke 
IG Metall in der Interessenvertretung 
setzen. Das Wahlergebnis drückt auch 
die Akzeptanz vieler Kolleginnen und 
Kollegen aus, dass die IG Metall und 
die ehemalige Fraktion „alternative“ 
gemeinsam als IG Metaller am Standort 
die Interessen der Beschäftigten ver-
treten. Diesen Weg werden wir auch in 
Zukunft weitergehen. Darüber hinaus 
bestätigt das Ergebnis der Betriebsrats-
wahl auch, dass unser Weg durch die 
Krise vom Großteil der Beschäftigten 
als verantwortungsvoll und richtig an-
gesehen wird. Wir haben alles daran 
gesetzt, dass es in Deutschland nicht zu 
Entlassungen kommt. Zum 30. Juni 2010 
werden die Arbeitszeitverkürzung und 
damit auch die finanziellen Einbußen 
für unsere Belegschaft beendet sein. Die 
sich abzeichnende Entwicklung an den 
Absatzmärkten lässt hoffen, dass wir 
den schwierigsten Teil der Krise bereits 
hinter uns haben. Verloren hat bei dieser 
Wahl insbesondere die Christliche Ge-
werkschaft Metall (CGM). Schon in der 
letzten Amtsperiode des Betriebsrates 
hat sich die CGM nicht von dem Rechts-

extremisten Oliver Hilburger eindeutig 
distanziert. Erst viel zu spät hat sich die 
CGM von Hilburgers rechtsradikalem 
Treiben in der Neonaziband „Noie 
Werte“ distanziert. Angesichts des po-
litischen Konzeptes seiner Gruppierung 
„Zentrum“ ist es mehr als verwunder-
lich, dass Hilburger einen Großteil der 
früheren Wählerstimmen der CGM zu 
„Zentrum“ gezogen hat. Andererseits 
sollte man jetzt nicht gleich jeden Wäh-
ler in eine politische Ecke stellen. Wir 
werden jedenfalls sehr genau auf die 
Parolen von Extremisten im Betrieb 
achten und diese wo notwendig auch 
öffentlich machen. Nationalistische 
und ausländerfeindliche Gesinnungen 
haben in einem globalen Unternehmen 
mit Beschäftigten unterschiedlichster 
Nationalitäten keinen Platz. 
Mit herzlichen Grüßen, Wolfgang Nieke, 
Betriebsratsvorsitzender
aus Scheibenwischer, Betriebsztg. d. IG Metall

Betriebsratswahlen bei Daimler Berlin: 

Listen gegen die IG Metall
Schon immer traten bei Betriebsrats-
wahlen auch gegnerische Kreise und 
Listen gegen die IG Metall an. Dennoch 
war es bislang den Betriebsräten bei 
Daimler-Marienfelde in Berlin stets ge-
lungen, mit einer einheitlichen IG Me-
tall-Liste anzutreten und somit der Be-
legschaft zu ermöglichen, sich in einer 
Persönlichkeitswahl jene Personen zu 
wählen, denen sie vertraute. Damit ist 
es nun allerdings vorbei.

Schon seit Monaten hat eine dreiköp-
fige Minderheitsfraktion im Betriebsrat 
keinen Hehl daraus gemacht, bei der 
diesjährigen Wahl mit einer eigenen 
Liste antreten zu wollen. Weder der Be-
schluss des IG-Metall-Ortsvorstandes 

in Berlin im Vorfeld, grundsätzlich nur 
eine und nicht mehrere IG-Metall-Lis-
ten in den Betrieben zuzulassen, sowie 
diverse Vertrauensleuteversammlungen 
und gewerkschaftliche Mitgliederver-
sammlungen bei Daimler haben die 
Minderheitenfraktion im Betriebsrat 
nicht umstimmen können. Listenfüh-
rer Mustafa Effe, obwohl selbst Mitglied 
bei der IG Metall, wollte unbedingt mit 
einer eigenen Liste „Alternative“ antre-
ten. Auf der entsprechend eingerichte-
ten Internetplattform „Alternative Ber-
lin“ und den entsprechenden Zeitungen 
der „alternativen Metaller“ bei Daimler 
erklärt Mustafa Effe und seine Mitstrei-
ter auch unverblümt, warum. Die Lis-
tenwahl würde ihnen mehr Chancen 
auf Betriebsratsmandate und vor allem 
auch auf ein „Freistellungsmandat“, d. 
h. Freistellung von der Arbeit, ermögli-
chen. Die Persönlichkeitswahl, erklären 
die „alternativen Metaller“, bevorzuge 
hingegen die bekannte und langjährige 
Betriebsratsführung.

Mustafa Effe und seine Mitstreiter ha-
ben ihr Ziel erreicht. Jetzt wird gefeiert. 
Die Liste Alternative errang fünf von 21 
Betriebsratsmandaten und für den Lis-
tenführer Mustafa Effe die Freistellung 
von der Arbeit. 15 Mandate gingen an die 
IG-Metall-Liste, ein weiteres Mandat an 
eine weitere „neue“ Liste, während die 
vierte Liste leer ausging. Der Schritt 
von Mustafa Effe und seine Mitstreiter 
hat offenbar auch andere beflügelt, mit 
eigenen Listen gegen die IG Metall an-
zutreten. 

Nun hat auf Antrag des Daimler-
Vertrauensleutekörpers der IG-Me-
tall-Ortsvorstand Berlin beschlossen, 
ein Prüfungsverfahren einzuleiten, 
in dem geprüft werden soll, ob in die-
sem Fall „gewerkschaftsschädigendes 
Verhalten“ vorliegt. Wird dies im Ver-
fahren festgestellt, kann u.a. auch ein 
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Deutsche Wirtschaft hat 
Nachwuchssorgen. FAZ, 
Frei. 9.4.10. Der demogra-
phische Wandel und die man-
gelnde Ausbildungsreife vieler 
Jugendlicher sind laut Umfrage des 
Deutschen Industrie- und Handels-
kammertages (DIHK) bei 15 300 
Unternehmen Gründe für Nach-
wuchssorgen der deutschen Wirt-
schaft. Jeder fünfte Betrieb könne 
seine Ausbildungsplätze nicht aus-
reichend besetzen, das seien rund 50 
000 Auszubildende zu wenig. Vor drei 
Jahren seien es nur 12 % zu wenig ge-
wesen. Die Schulabgängerzahl sinke 
2010 um 3 % in ganz Deutschland, 
so DIHK-Präsident M. Wansleben. 
Der wichtigste Grund für einen frei 
bleibenden Ausbildungsplatz sei al-
lerdings die unzureichende Quali-
fikation der Bewerber. Mehr als die 
Hälfte der befragten Betriebe bie-
tet den Auszubildenden Nachhilfe 
in der Firma an, um das schulische 
Basiswissen zu verbessern. Ne-
ben mangelnden Mathematik- und 
Deutschkenntnissen bemängeln die 
Unternehmen auch mangelnde Leis-
tungsbereitschaft. 

BDA schlägt neues Krankenversiche­
rungsmodell vor. FAZ, Die. 20.4.10. 
Die Umstellung der gesetzlichen 
Krankenversicherung auf Pauscha-
len wäre nach Berechnungen der Ar-
beitgeber möglich, ohne den Steuer-
zuschuss über das geplante Maß von 
14 Milliarden Euro anzuheben. Der 
Beitrag für die KV bliebe bei ca. 15 % 
des individuellen Haushaltseinkom-
mens. Die Durchschnittsprämie liege 
bei 245 Euro. Allerdings müssten 
Leistungen von 10 Milliarden Euro 
aus dem Katalog der Kassen gestri-
chen und die Familienmitversiche-
rung beschränkt werden auf Kinder 
und erziehende Ehegatten. 

Wirtschaft bietet Kürzung der Sub­
ventionen an. FAZ, Die. 27.4.10. 
DIHK-Chef H. Driftmann und 
O. Kentzler, Präsident des Zen-
tralverbandes des Deutschen Hand-
werks zeigen sich bereit, auf Subven-
tionen zu verzichten, um die Kon-
solidierung des deutschen Staats-
haushalts zu unterstützen, auch 
wenn dies zu ihren Lasten gehen 
sollte. Allerdings streben sie an, die 
Staatsquote von ca. 50 auf ein wachs-
tumsförderliches Maß von 40 % zu 
senken. Die Konsolidierung könne 
nur mit Steuervereinfachung und 
niedrigen Steuersätzen sowie Sub-
ventionsabbau gelingen. Die Positi-
onen des DIHK beinhalten auch das 
Umsteuern der Staatsausgaben auf 
zukunftsorientierte Investitionen 
und Bildungsausgaben. 

� Zusammenstellung: rst 

Wirtschafts-

presse
Ausschluss aus der IG Metall verhängt 
werden. Wenn das Verfahren so aus-
geht, hat Mustafa Effe allerdings erneut 
Grund zum Feiern. Auf der Internet-
plattform „Alternative Berlin“ lässt sich 
dies jedenfalls erahnen und der Tenor 
spricht schon jetzt Bände. Etliche Soli-
daritätstelegramme von SAV-Gruppen 
und -Einzelpersonen aus anderen Städ-
ten geben Aufschluss über die geplante 
Geburt neuer „Helden der Arbeiterbe-
wegung“. Es bliebe der IG Metall und 
den Akteuren im Prüfungsverfahren zu 
wünschen, dass sie nicht den „Alterna-
tiven“ auf den Leim gehen und sie aus 
der IG Metall ausschließen. Die mindes-
tens peinliche Rundreise des Listenfüh-
rers durch die Republik wäre in diesem 
Fall wohl unvermeidbar. Ein Auftrag 
hingegen an die streitenden IG-Metall-
Parteien bei Daimler, den Dialog und die 
Diskussion im Interesse der Belegschaft 
neu zu suchen, wäre angemessen.� (brr)

Chemische Industrie 

Tarifabschluß in der  
chemischen Industrie
Aus der Erklärung der Industriegewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie
Auf dieses Tarifabkommen haben sich 
IG BCE und Chemie-Arbeitgeber nach 
zweitägigen Verhandlungen am Mitt-
woch (21. April) in Würzburg geeinigt. 
Die Tarifverträge der chemischen In-
dustrie gelten für rund 1.900 Betriebe 
mit 550.000 Beschäftigen.

… Die Beschäftigten erhalten eine 
Einmalzahlung. Diese Einmalzahlung 
orientiert sich in ihrer Höhe an den un-
terschiedlichen Belastungen einzelner 
Arbeitnehmergruppen. Sie beträgt für 
	 Arbeitnehmer:
–	 in vollkontinuierlicher  

Schicharbeit� 715 Euro.
–	 in teilkontinuierlicher  

Schicharbeit� 611 Euro
–	 in Normalschicht � 550 Euro
–	 Auszubildende generell� 150 Euro
Zusätzlich zur Einmalzahlung erhal-
ten die Beschäftigten einen Konjunk-
turbonus von bis zu 260 Euro … Die 
Laufzeit des neuen Tarifvertrags be-
trägt elf Monate.

Ausbildungsplätze

IG BCE und Chemie-Arbeitgeber ha-
ben den bis Ende 2010 geltenden Tarif-
vertrag „Zukunft durch Ausbildung“ 
fortgeschrieben. Von 2011 bis 2013 ist 
ein hohes Ausbildungsniveau von 9.000 
Plätzen pro Jahr garantiert …

Übernahme nach der Ausbildung / „1000 
für 1000“

IG BCE und Chemie-Arbeitgeber ha-
ben vereinbart, die Übernahme nach 
der Ausbildung massiv zu fördern und 
dazu den neuen Tarifvertrag „Brücke 

in Beschäftigung“ abgeschlossen. Alle 
1.900 Betriebe der chemischen Industrie 
zahlen in einen Fonds ein – insgesamt 
rund 25 Millionen Euro.

Mit Fondsmitteln werden Betriebe 
unterstützt, die trotz einer schwierigen 
wirtschaftlichen Lage Ausgelernte 
übernehmen. Für jede Übernahme gibt 
es einen monatlichen Entgeltzuschuss 
von bis zu 1000 Euro, befristet auf ein 
Jahr. Auf diese Weise können 2010 und 
2011 mindestens jeweils 1000 Übernah-
men gefördert werden. (Zur Einord-
nung: Ein Chemikant der Entgeltgruppe 
6 im Tarifbezirk Nordrhein bekommt im 
ersten Berufsjahr monatlich 2.460 Euro 
ohne Zuschläge.)

Beschäftigungssicherung

IG BCE und Chemie-Arbeitgeber wollen 
weiter eine aktive Politik zur Beschäfti-
gungssicherung betreiben. Betriebsbe-
dingte Kündigungen bleiben die Ultima 
Ratio. Ehe es zu Entlassungen kommt, 
müssen sämtliche arbeitsmarkt- und 
tarifpolitischen Möglichkeiten ausge-
reizt sein. Dazu zählen beispielswei-
se Kurzarbeit, Teilzeitarbeit, Nutzung 
des Arbeitszeitkorridors sowie Quali-
fizierungs- und Weiterbildungsmaß-
nahmen.
http://www.igbce.de/portal/site/igbce/XIV_07_
chemie_tarif_2010/

Banken

Tarifrunde beginnt
Erstmals am 16. April trafen sich Vertre-
ter von Finanzdienstleistungsgewerk-
schaften aus Großbritannien, Frank-
reich, Italien, Belgien und Deutschland 
zu einer Kundgebung vor der Europä-
ischen Zentralbank in Frankfurt/Main. 
Die Bankangestellten wollen nicht ge-
zwungen werden, Produkte zu verkau-
fen, die nicht im Interesse des Kunden 
stehen. Statt enger und oft täglich über-
prüfter Zielvorgaben fordern sie mehr 
Zeit für gute Beratung und Spielräume 
für die Berater. Insbesondere soll der 
Verkauf einzelner Produkte nicht durch 
Verkaufsprämien angeheizt, sondern 
ein festes Monatsgehalt unabhängig 
vom Umsatz gezahlt werden. 

In der ersten Tarifverhandlung der 
öffentlichen und privaten Banken am 
19.4. zeigten sich die Arbeitgeber unbe-
eindruckt. Sie lehnen tarifliche Regeln 
ab, die über die gesetzliche Regulierung 
zum Verbraucherschutz hinaus gehen. 
Für die Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen und der variablen Zahlungen 
wollen sie ebenfalls keine tariflichen 
Vorgaben, sondern verweisen auf die 
Mitbestimmung der Betriebs- und Per-
sonalräte. Samstagsarbeit und Lang-
zeitkonten soll Verdi aber tariflich er-
leichtern. 

Die Verhandlungen werden am 17. Mai 
in Frankfurt/Main fortgesetzt. � gs
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 Buchbesprechung

Theorie der 
Gesundheitspolitik
Hält mit dem Minister Philipp Rösler von 
der FDP nun der Marktradikalismus Einzug 
in der Gesundheitspolitik? Wahrschein-
lich genauso wenig wie diese Branche so-
zialistisch wurde, als die Ministerin Ulla 
Schmidt hieß. In den heißen Streitereien 
um „Kopfpauschale“ und anderes lohnt es 
sich, die theoretischen Hintergründe dieses 
bedeutenden Wirtschaftszweiges anzuse-
hen. Brauchbar dafür ist zum Beispiel das 
„Kompendium der Wirtschaftstheorie und 
Wirtschaftspolitik“, das im zweiten Band 
einen Aufsatz von Prof. Dr. Notburga Ott (Uni 
Bochum) zur Sozialpolitik in der Bundesre-
publik enthält. Gegenüber sehr spezialisier-
ten Lehrbüchern über Marktversagen und 
Wirtschaftspolitik hat dieser Aufsatz den 
Vorteil, dass er mit knappem Umfang relativ 
leicht verständlich und vermutlich in vielen 
öffentlichen Bibliotheken erhältlich ist.

In allen modernen Wirtschaftslehr-
büchern wird das Gesundheitswesen 
unter der Rubrik „Marktversagen“ 
abgehandelt, wodurch eine staatli-
che Einflussnahme zu begründen sei. 
Selbst in stark marktwirtschaftlich or-
ganisierten Gesundheitssystemen wie 
den USA geht es nicht ohne staatliche 
Aufsicht und Regulierung. 

In dem Aufsatz von Frau Ott wer-
den zunächst die „Grundprobleme 
des Gesundheitswesens“ beschrieben. 
Die Notwendigkeit für eine „Gesund-
heitspolitik“ rühre daher, dass erstens 
nur eine eingeschränkte „Konsumen-
tensouveränität“ vorliege: Wer krank 
wird, besonders bei akuten und le-
bensbedrohlichen Situationen, kann 
sich keinen Anbieter aussuchen. Die 
Schwäche des Nachfragers kann vom 
Leistungsanbieter ausgenutzt werden. 
Ähnlich wirken Informationsdefizite: 
Der Patient kann die Leistung nicht 
angemessen beurteilen, weil er (hof-
fentlich) nur selten und unregelmäßig 
die Leistungen nachfragt und auch der 
Zusammenhang zwischen Behandlung 
und Gesundheitszustand nicht eindeu-
tig ist. Daher kann der Leistungsanbie-
ter Umfang und Art der medizinischen 
Leistung überwiegend bestimmen. 
Also sind Regelungen für die Quali-
tätssicherung und Vergütungssysteme, 
die auch den Behandlungserfolg be-
rücksichtigen, erforderlich.

Ein weiterer Grund, warum es eine 
Gesundheitspolitik gibt: Auch die Ge-
sunden profitieren („positive Exter-
nalitäten“ ist der Fachbegriff). Imp-
fungen und Seuchenbekämpfung sind 
Beispiele; aber auch das Mitgefühl, 
niemand soll leiden, führt bei allen zu 
einem besseren Empfinden. Das sind 
Gründe für eine Versicherungspflicht.

Schließlich haben medizinische 

Leistungen den Charakter eines „Op-
tionsgutes“: der „Bedarf ist nicht vor-
hersehbar, hat aber bei Eintritt häu-
fig eine hohe Dringlichkeit. Insofern 
ist zur Absicherung gesundheitlicher 
Risiken eine gewisse Reservehaltung 
von Kapazitäten notwendig.“ Die da-
für nötige Finanzierung könnte zwar 
über eine Versicherung erfolgen, weil 
für eine Vorratshaltung eine gewisse 
Zahlungsbereitschaft besteht. Aber 
wenn aus moralischen Gründen nie-
mand von der Nutzung ausgeschlossen 
werden soll, erhält diese Reservekapa-
zität den Charakter eines öffentlichen 
Gutes, muss also die Finanzierung über 
Steuern oder eine Pflichtversicherung 
erfolgen.

Das sind „Gutseigenschaften“, die 
eine staatliche Regulierung begrün-
den, so Frau Ott. Daneben erfordern 
aber „Marktmängel des Versiche-
rungsmarktes“ ebenfalls staatliche 
Eingriffe. Zu den klassischen Infor-
mationsmängeln bei Versicherungen 
im Gesundheitssektor gehören:

Der Versicherer kennt den Gesund-
heitszustand des Versicherten nur un-
zureichend. Das kann zur sogenann-
ten „adversen Selektion“ führen. Für 
die schlechten Risiken werden so hohe 
Prämien angesetzt, dass sie sich nicht 
versichern usw. Daher sei ein Kontra-
hierungszwang erforderlich.

Zum zweiten existiert das Problem 
des „Moral Hazard“: eben weil man 
versichert ist, lässt die Risikovorsorge 
nach (weil eine Brandschutzversiche-
rung vorhanden ist, werden Benzinka-
nister im Keller gelagert). Hier setzen 
viele Reformen an: der Versicherte 
kann das Erkrankungsrisiko durch 
seine Lebensweise und Vorbeugung 
stark beeinflussen. Ebenso spielt das 
Verhalten eines Patienten im Krank-
heitsfall für die entstehenden Kosten 
eine Rolle. Beliebt sind daher neben 
moralischen Kampagnen Selbstbetei-
ligungsregelungen, die finanziellen 
Druck ausüben sollen. Frau Ott weist 
allerdings darauf hin, dass da keine 
Wunder zu erwarten sind: durch die 
physischen und psychischen Krank-
heitskosten existiere sowieso schon ein 
gewisses Maß an Selbstbeteiligung. 

Schließlich gibt es noch das „Tritt-
brettfahrerverhalten“ durch fehlende 
freiwillige Versicherung. Zwangsver-
sicherung mit Zuschüssen oder Kosten-
übernahme für Einkommensschwache 
seien hier die Lösung.

Fazit von Frau Ott: „Insofern ist ge-
rade im Gesundheitsbereich eine so-
ziale Ausgestaltung der Versicherung 
als Zwangsversicherung mit Einheits-
prämie (hier ist nicht gemeint „Kopf-
pauschale“, sondern unabhängig vom 
Gesundheitszustand des Versicherten, 
a.k.) im Sinne einer Versicherung unter 
dem Schleier des Nichtwissens ange-
bracht.“ Der Schleier des Nichtwissens 
bezieht sich auf die Gerechtigkeits-

theorie von J. Rawls. Rawls hat die 
gedankliche Konstruktion entwickelt, 
dass gerechte Regeln solche sind, denen 
alle vorab zustimmen, weil sie nicht 
wissen, in welcher zukünftigen ge-
sellschaftlichen Lage sie sich befinden 
werden; ihnen ihre konkrete Zukunft 
also unter einem „Schleier des Nicht-
wissens“ verborgen ist.

Unter diesen Voraussetzungen haben 
sich im Kern drei Typen von Gesund-
heitswesen historisch herausgebildet:

– Nationale Gesundheitsdienste (z.B. 
Großbritannien), die überwiegend aus 
Steuermitteln finanziert werden. Leis-
tungen und Preise werden staatlich 
festgelegt. Das Angebot steht allen 
Bürgern offen; die Arztwahl ist al-
lerdings eingeschränkt. Vorteil: gilt 
als kosteneffektiv; Nachteil: das Leis-
tungsspektrum ist auf eine Grundver-
sorgung beschränkt; neben dem staat-
lichen Sektor existiert ein privater 
Gesundheitsmarkt.

– Sozialversicherungssysteme (z.B. 
Frankreich, Deutschland) mit obliga-
torischer Versicherung und Beiträgen 
auf Lohneinkommen. Die Leistungs-
anbieter sind im ambulanten Bereich 
überwiegend privat; im stationären 
Bereich überwiegend öffentlich. Das 
Leistungsangebot ist überwiegend 
gesetzlich festgelegt (umfassendes 
Spektrum medizinischer Leistungen); 
die Preise werden zwischen Versiche-
rungen und Leistungsanbietern kol-
lektiv ausgehandelt.

– Marktwirtschaftlich organisierte 
Gesundheitssysteme (z.B. USA) mit 
wenig staatlichem Einfluss. Keine 
Versicherungspflicht. Leistungsanbie-
ter private oder Non-Profit-Organisa-
tionen. Finanzierung direkt durch die 
Konsumenten oder Versicherungen, 
die Verträge abschließen. Außerdem 
gibt es Organisationen, die Versiche-
rer und Anbieter in einem sind, mit 
Ärzten als Angestellten oder Eigentü-
mern. Vorteile: effizient und innovativ. 
Nachteile: starke Ungleichverteilung 
der Gesundheitsversorgung der Bür-
ger.

Die konkrete Beschreibung der Ge-
sundheitspolitik in Deutschland leidet 
dann natürlich unter der mangelnden 
Aktualität (mir lag die 8. Auflage von 
2002 vor; aber auch die inzwischen er-
schienene 9. Auflage von 2007 dürfte da 
zum Teil schon wieder überholt sein). 
Interessant sind dennoch die Hinwei-
se auf systemimmanente Fehlsteue-
rungen, die verständlich machen, war-
um es in der Gesundheitspolitik immer 
wieder Anpassungen geben muss.

Eine Tatsache ist die Vielzahl von 
gesetzlichen Versicherungsträgern, 
die daher rührt, dass die Kassen nach 
Berufsgruppen entstanden sind (aller-
dings nimmt die Zahl der gesetzlichen 
Kassen auf politischen Druck stark ab, 
ak.). Da sowohl Beitragshöhe als auch 
Leistungsumfang der gesetzlichen Kas-
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Hamburg, 8.4.2010 Die Verbraucherzentrale 
Hamburg hatte eine Klage beim Landgericht 
Heilbronn gegen Lidl wegen unlauteren Wett-
bewerbs eingereicht. Sie wurde dabei von der 
Kampagne für Saubere Kleidung (CCC) und dem 
European Center for Constitutional and Human 
Rights (ECCHR) unterstützt. Das Bündnis fordert 
Lidl auf, Verbraucher nicht mit „Social Washing“ 
über die unmenschlichen Arbeitsbedingungen 
bei ihren Zulieferern zu täuschen.

In einem Werbeprospekt von Lidl vom 
Januar 2010 heißt es, „Lidl setzt sich 
weltweit für faire Arbeitsbedingungen 
ein“. Und weiter: „Wir bei Lidl vergeben 
deshalb unsere Non-Food-Aufträge nur 
an ausgewählte Lieferanten und Produ-
zenten, die bereit sind und nachweisen 
können, soziale Verantwortung aktiv zu 
übernehmen.“ Das Unternehmen Lidl 
weist in der Öffentlichkeit immer wieder 
darauf hin, dass es Mitglied bei der Busi-
ness Social Compliance Initiative (BSCI) 
ist. Diese internationale Initiative des 
Einzelhandels hat zum Ziel, bestimmte 
Sozialstandards bei den Lieferanten zu 
erreichen. Der BSCI-Verhaltenskodex 
enthält unter anderem Regelungen zur 
Arbeitszeit, zu Löhnen, gegen Diskrimi-
nierung und zu Gewerkschaftsfreiheit 
gemäß den Vorschriften der Internati-
onalen Arbeitsorganisation (ILO-Kon-
ventionen). Eine Verpflichtung, wonach 
Mitglieder Sozialstandards gewährleis-
ten müssen, enthält der BSCI-Verhaltens-
kodex allerdings nicht.

Dennoch erfreut sich die BSCI zuneh-
mender Beliebtheit bei den Unterneh-
men: Die Mitgliederzahl steigt stetig und 
liegt derzeit bei 475 (2003 waren es nur 60 
Firmen). Denn die Mitgliedschaft verleiht 
den Unternehmen den Anschein fairer 
Arbeitsbedingungen in ihren Zuliefer-
betrieben, und auch Lidl nutzt dies, um 
in der Öffentlichkeit einen solchen Ein-
druck zu erwecken.

Eine von dem European Center for 
Constitutional Rights (ECCHR) und der 
Kampagne für Saubere Kleidung (CCC) 
in Auftrag gegebene Untersuchung (www.
saubere-kleidung.de) beschäftigt sich mit 
den Arbeitsverhältnissen in Lidls Zulie-
ferbetrieben. Die Recherche konzentriert 
sich auf vier Firmen in Bangladesch, in 
denen Näherinnen befragt wurden. Sie 
berichten von unmenschlichen Arbeits-
bedingungen: Überlange Arbeitszeiten, 
Lohnabzüge als Strafmaßnahmen, man-
gelnde und intransparente Vergütung 
von Überstunden, Verhinderung von Ge-
werkschaftsarbeit und Diskriminierung 
von weiblichen Beschäftigten. Das sind 
eindeutige Verstöße gegen die ILO-Kon-
ventionen, gegen den Verhaltenskodex 
von BSCI und gegen die Selbstverpflich-
tung Lidls.

Miriam Saage-Maaß vom ECCHR ist 
empört: „Es besteht ein krasser Wider-

spruch zwischen der öffentlichen Dar-
stellung Lidls und den tatsächlichen 
Verhältnissen in den Produktionsstätten 
der Lidl-Lieferanten.“ Günter Hörmann 
von der Verbraucherzentrale Hamburg 
ist der Meinung: „Lidl täuscht mit seiner 
Werbung die Verbraucher. Daher haben 
wir jetzt Klage wegen der irreführenden 
Werbung eingereicht.“ Gisela Burckhardt 
von der Kampagne für Saubere Kleidung 
hebt hervor: „Lidl betreibt Schönfärbe-
rei, mit dem BSCI-Kodex wollen sich 
Discounter ein Sozialmäntelchen um-
hängen, aber die Lage der Arbeiterinnen 
verbessert sich nicht.“

Die am 6. April eingereichte Klage der 
Verbraucherzentrale Hamburg gegen Lidl 
wegen unlauteren Wettbewerbs führte 
schnell zum Erfolg. Lidl verpflichtete 
sich jetzt in einer Unterlassungserklä-
rung gegenüber der Verbraucherzentrale, 
das beanstandete Werbeversprechen mit 
Bezug auf weltweit faire Arbeitsbedin-
gungen zurückzuziehen. Lidl darf jetzt 
nicht mehr in Werbeprospekten behaup-
ten: „Wir handeln fair! Jedes Produkt 
hat eine Geschichte. … Lidl setzt sich 
weltweit für faire Arbeitsbedingungen 
ein. Wir bei Lidl vergeben deshalb unsere 
Non-Food-Aufträge nur an ausgewählte 
Lieferanten und Produzenten, die bereit 
sind und nachweisen können, soziale Ver-
antwortung aktiv zu übernehmen. Wir 
lehnen grundsätzlich jegliche Form von 
Kinderarbeit oder Menschen- und Ar-
beitsrechtsverletzungen in den Produkti-
onsstätten unserer Waren ab. Wir sichern 
diese Standards nachhaltig“.

Zudem darf Lidl in Werbeprospekten 
nicht mehr auf die Mitgliedschaft in der 
Business Social Compliance Initiative 
(BSCI) hinweisen. „Der Fall Lidl beweist: 
Es ist riskant für Unternehmen, sich ein 
Sozialmäntelchen umzuhängen. Damit 
künftig die Konzerne nicht nur in ihrer 
Werbung geschickter werden, fordern 
wir die Bundesregierung auf, Unterneh-
men zu verpflichten, Sozialstandards in 
der Lieferkette einzuhalten. Freiwillig-
keit hat bisher nicht zum Erfolg geführt“, 
sagt Gisela Burckhardt von der Kampag-
ne für Saubere Kleidung (CCC).

„Wir meinen: Lidl ist auch rechtlich 
verpflichtet, für die versprochenen fairen 
Arbeitsbedingungen zu sorgen. Es bleibt 
unhaltbar, dass die von unwürdigen Ar-
beitsbedingungen betroffenen Arbeite-
rinnen in den Zulieferbetrieben deutscher 
Unternehmen diese weltweit agierenden 
Unternehmen nicht in Deutschland ver-
klagen können“, kritisiert Miriam Saage-
Maaß (ECCHR). Lidl hat seinen Kritikern 
Gespräche angeboten. Verbraucherzent-
rale, CCC und ECCHR werden das Ge-
sprächsangebot annehmen. (bee)
Quelle: Presseerklärungen von Verbraucherzent-
rale Hamburg, Kampagne für Saubere Kleidung 
(CCC), ECCHR . 08.94. und 21.04.2010

Rechtssprechung: Klage wegen Verbrauchertäuschung hat Erfolg

Lidl muss Werbung zurückziehen
sen weitgehend feststehen, besteht das 
Problem, wie Unterschiede in der Ver-
sichertenstruktur (Alter, Geschlecht, 
Gesundheitszustand) zwischen den 
Kassen ausgeglichen werden.

Familienangehörige (nichterwerbs-
tätige Ehepartner und Kinder) sind in 
der gesetzlichen Kasse mitversichert. 
Das ist ein Anreiz für besserverdienen-
de Arbeitnehmer mit Familie in der ge-
setzlichen Kasse zu bleiben, während 
Kinderlose in die Privatversicherung 
wechseln.

Ein Schaubild (hier aus Platzgründen 
nicht abgedruckt) zeigt die Leistungs- 
und Finanzierungsströme. Beteilig-
te Gruppen sind: Kassenmitglieder, 
Krankenkassen, Kassenärztliche Ver-
einigungen, Ärzte, Hersteller medizi-
nischer Geräte, Krankenhäuser, Arz-
neimittelindustrie, Apotheken. Zwi-
schen ihnen gibt es direkte Geldflüsse 
oder indirekte über die Vermittlung 
von Ansprüchen auf Zahlungen (Ver-
sichertenkarte, Überweisungen von 
Arzt zu Arzt oder zur Klinik). Au-
ßerdem finden Dienstleistungen und 
Warenlieferungen statt. Kommentar 
von Frau Ott: „Die Leistungs- und Fi-
nanzierungsströme sind vielfach nicht 
direkt gegenseitig aufeinander bezo-
gen, sondern über mehrere Instanzen 
verteilt. Solche Strukturen beinhalten 
oft vielfache Moral-Hazard-Anreize.“ 
(Man möchte aus aktuellem Anlass 
ergänzen: weswegen noch jeder Ge-
sundheitsminister versucht, publi-
kumswirksam eine Anbietergruppe 
sich vorzuknöpfen.)

Die Ärztevergütung über die Kassen-
ärztliche Vereinigung setzt ebenfalls 
falsche Anreize (hohe Anzahl von Ein-
zelleistungen sind vorteilhaft).

Während Frau Ott noch die Fallpau-
schalen als künftiges Mittel stärkerer 
Leistungsorientierung bei den Kran-
kenhäusern in Betracht zieht, zeigt die 
Praxis, dass auch hier Gestaltungsge-
bräuche einreißen, die eher die wirt-
schaftliche Optimierung des Anbieters 
als die medizinische Optimierung für 
den Patienten im Blickfeld haben.

Die Schlussfolgerung der Autorin 
hat noch immer Geltung: „Nach wie 
vor muss von erheblichen Ineffizienzen 
durch falsch gesetzte Anreize ausge-
gangen werden. Manch vielverspre-
chende Reformansätze wurden in der 
Vergangenheit aufgrund des Einflusses 
der Interessenverbände nicht konse-
quent genug umgesetzt.“

Die Schlussfolgerungen sind für sie 
allerdings kein Systemwechsel, son-
dern Verbesserungen in Richtung Qua-
litätssicherung, Orientierung der Ver-
gütungen am Behandlungserfolg, mehr 
Information für Patienten und Anreize 
zur Wirtschaftlichkeitsprüfung.

�A lfred Küstler
Vahlens Kompendium der Wirtschaftstheo-
rie und Wirtschaftspolitik, Band 2, 8. Aufla-
ge; Verlag Franz Vahlen, 30 Euro 
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*Luis Recasens Siches (1903-1977) spanisch-mexikanischer Rechtsphilosoph. 
Er begann seine Lehrtätigkeit 1927 an der Universität von Santiago de Com-

postela, und setzte sie an den Universitäten von Salamanca (1930), 
Valladolid (1930-1932) und Madrid (1932-1936) fort. Er war Abge-
ordneter der Cortes in der Zweiten Spanischen Republik. Bei Aus-
bruch des Bürgerkriegs ging er nach Mexiko ins Exil, wo er an der 
Universidad Nacional Autónoma lehrte. 
Werke u.a.:Nueva filosofía de la interpretación del Derecho, Mexico 
1956, Tratado de filosofía del Derecho, Mexico 1959 

„Experiencia jurídica, naturaleza de la 
cosa y Lógica „razonable“ ist der Titel, 
den Luis Recaséns Siches* einem der 
wichtigsten Werke zur Logik verlieh, 
das mir bekannt ist.

Der Titel lässt es an Klarheit nicht 
fehlen: Gleich zu Beginn wird das Ge-
biet definiert, das man betritt, wenn es 
um Recht geht. Lógica razonable (Lo-
gik der Vernunft), nicht Lógica formal 
(formale Logik), denn hier betritt man 
die reale Welt, in der „der Satz vom 
ausgeschlossenen Dritten“ gilt und die 
Dinge, die Natur der Sache, also nicht 
nur richtig oder falsch sind, sondern 
eine Menge von Werten und Möglich-
keiten aufweisen.

Lo razonable (das Vernünftige) hat 
zumindest zwei Bedeutungen. Es hat 
etwas mit der Vernunft zu tun, denn sei-
ne Entfaltung verlangt, Rechenschaft 
und Begründung über das Vorgehen 
abzulegen, d.h. so weit wie möglich 
Rechenschaft im Sinn des Vernunft-
prinzips nach Leibniz abzulegen, aber 

selbst wenn das so ist, bewegt sich die 
Überlegung im Reich der Fehlbarkeit, 
denn das Prinzip der ausreichenden 
Vernunft ist kein logisches Prinzip, 
sondern ein onthologisches, das Prin-
zip des Faktischen und der Welt der 
nicht auf der Vernunft, sondern auf 
Fakten basierenden Wahrheiten. 

Bei der anderen Bedeutung, die der 
Welt der Fakten angehört, handelt es 
sich um nichts anderes als den gesun-
den Menschenverstand. Hier ist der 
gesunde Menschenverstand, obwohl 
nach Hegel der am wenigsten gesunde 
der Sinne, dennoch das Grundgesetz, 
auf das sich die Menschheit beruft, 
(carta magna referencia humana, denn 
der gesunde Menschenverstand gesteht 
allen Menschen Vernunft und das Ver-
nünftige zu: Hier siedelte der große 
Heraklit das Beste des Menschen an, 
weil er dort den besten Bestrebungen 
seiner Natur folgt  und nicht wie ein 
Idiot handelt. Das Gemeine, das allen 
Gemeine, (lo comun, lo de todos) dieser 

Augusto Serrano Lopez

Wie lässt sich das ertragen?
(Das ist nicht zum Aushalten! Das ist unerträglich! )

Sancho Panza de la Mancha

Rang und dieser Raum, der in Spanien 
weiterhin so unklar formuliert ist.

Auch bei längerem Nachdenken finde 
ich keinen ausreichenden Grund, den 
Prozess zu rechtfertigen und zu legi-
timieren, den man gegen den Richter 
Garzón anstrengen möchte, weil er den 
Forderungen der Familienangehörigen 
der bei dem Staatsstreich und unter 
der Franco- Diktatur Ermordeten und 
Verschwundenen nachkommen wollte. 
Der vielen, die diese Welt verließen, 
ohne sich je verteidigen zu können, 
und in irgendeinem Straßengraben 
verscharrt wurden. 

Es mag sein, dass Garzón das Amne-
stiegesetz der so genannten Transition 
(Übergang zur Demokratie) in einer 
besonderen Weise interpretiert hat, es 
steht jedoch fest, dass man dieses Ge-
setz auf verschiedene Weise interpre-
tieren kann und dass keine unangreif-
bare mathematische Formel existiert, 
von der sich die allein selig machende 
Wahrheit ableiten ließe. Wir befinden 
uns also in einem offenen Bereich, in 
dem die Vernunft regiert, aber wir 
sprechen hier von einer Vernunft, die 
Diskussionen und Erwägungen vom 
Standpunkt des gesunden Menschen-
verstandes erlaubt, der neben vielen 
anderen Dimensionen diejenige bein-
haltet, auf der in dubio pro reo be-
ruht, dass man niemand Böses zufügen, 
nicht töten soll usw., weil es besser ist 
in Frieden zu leben anstatt im Krieg 
und es menschlicher ist, Vorschläge 
zu machen, zu argumentieren und zu 
überzeugen als Gewalt anzuwenden. 
Jene „vernünftige“ Logik, die ich selbst 
so weise und klug als Herrscher über 
die Insel Barataría anwandte: „Und für 
eueren Brückengänger ist ebensoviel 
Grund vorhanden zu sterben als zu 
leben und über die Brücke zu gehen; 
denn wenn die Wahrheit ihn errettet, so 

Der folgende, mit dem Pseudonym 
Sancho Panza gezeichnete Arti-

kel, stammt von dem Spanier Augus-
to Serrano López (geb. 1975), der an 
der Universität Nacional Autónoma in 
Honduras als Professor für Philoso-
phie tätig ist.
Mit der Wahl des Pseudonyms Sancho 
Panza wählt er die berühmte Figur 
aus dem Don Quijote de la Mancha von 
Miguel de Cervantes zu seinem Spre-
cher. Also die Stimme des gemeinen 
Mannes, der Don Quijote bei seinen 
Abenteuern begleitet. 
Bei einem Mummenschanz wird San-
cho Panza zum Gouverneur über die 
Ebroinsel Barataria ernannt. Sancho 
Panza erweist sich dieser neuen Situa-
tion durchaus gewachsen, indem er sich 
die unvergessenen Reden seines Herrn 
Don Quijote zum Gesetz macht. Zur 
Verantwortung über fremde Geschicke 
aufgerufen erweist er auf verblüffende 
Weise Eignung zu weiser Regierung. 

Wenn hier Sancho Panza die Partei 
des spanischen Untersuchungsrichters 
Baltasar Garzón (geb. 1955) ergreift, 
tritt er als Vertreter des spanischen 
Volkes auf, das nach Meinung von Cer-
vantes die Eignung zur Selbstregie-
rung besitzt. Serrano / alias Sancho 
Panza wendet sich gegen eine von der 
politischen Rechten beeinflusste Jus-
tiz, die mit formalen Argumenten ge-
gen eine auf der Vernunft basierenden 
Rechtsauffassung vorgeht.
Diese wird von Baltasar Garzón ver-
treten, der zu wiederholten Malen be-
wiesen hat, dass er in Spanien wie 
im Ausland unerschrocken für seine 
Rechtsauffassung eintritt (s.o.). 
Der inzwischen auch international be-
kannte Richter Garzón hat den Dikta-
tor Augusto Pinochet wegen Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit ange-
klagt, ist gegen die Aktivitäten der 
terroristischen ETA, den Staatsterror 
der von der PSOE gesteuerten Todes-

schwadrone gegen ETA-Mitglieder 
und gegen Korruption innerhalb der 
Oppositionspartei PP gerichtlich vor-
gegangen. 
Im September 2008 eröffnete er ein 
Verfahren gegen die Verbrechen des 
Franco-Regimes. Die Anordnung, 
Massengräber aus der Zeit der Fran-
cozeit zu öffnen, wurde vom Plenum 
der Audiencia Nacional gestoppt. 
Garzón wurde vorgeworfen, Kompe-
tenzen überschritten zu haben. Man 
wirft ihm auch vor, bei der Untersu-
chung des Korruptionsverdachts ge-
gen PP-Mitglieder illegal Telefonge-
spräche abgehört zu haben. 
Das im April 2010 eingeleitete Haupt-
verfahren könnte gegebenenfalls mit 
einem Berufsverbot für Garzón enden. 
Der Prozess gegen Garzón wird nicht 
nur von Hinterbliebenen der Opfer der 
Franco-Diktatur als ungerecht und 
beschämend empfunden. 
� Ursula Varchmin
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verurteilt ihn die Lüge gleichermaßen; 
und …da in betreff der Gründe, ihn zu 
verurteilen oder ihn freizusprechen, 
das Zünglein der Waage mitten inne 
steht, sollen sie ihn freilassen, sinte-
mal Gutes tun mehr als Böses geprie-
sen wird“ (Don Quijote de la Mancha, 
Zweites Buch, Kap. 51).

Die Welt des Rechts, der Bereich der 
Rechtsprechung, ist vom wissenschaft-
lichen Standpunkt betrachtet keine ge-
schlossene Welt (umso besser!), und 
das gilt auch für die formale Logik, 
sondern eine Welt, die wir nach und 
nach errichtet haben in dem Maße, wie 
sich die Menschen zu humanen Wesen 
entwickelt und den Weg des friedlichen 
Zusammenlebens eingeschlagen ha-
ben, der uns das Überleben ermögli-
cht. Der Richter, der ein Urteil fällt 
und richtig handeln will, soll nicht nur 
Daten, Fakten und Gesetze beachten, 
sondern auch die individuellen und 
sozialen Konsequenzen seiner letzten 
Entscheidung bedenken. 

Er kann das Gesetz nicht richtig an-
wenden, wenn diese Auslegung für die 
Allgemeinheit unakzeptabel ist, weil 
bereits verschiedene Interpretationen 
des Tatbestands vorliegen und in einer 
so unklaren Situation keine Entschei-
dungen getroffen werden sollten. Der 
Satz „fiat lex, pereat mundus“ hat da-
her keine Gültigkeit, denn das Gesetz 
ist dazu da zu verhindern, dass die Welt 
untergeht, folglich ist der Richter, der 
mit solcher Sturheit und Strenge han-
delt, im besten Fall ein Verrückter, im 
schlimmsten Fall aber ein Verbrecher. 

Der Schaden, den er der Allgemein-
heit zufügt, ist zu groß, um einen 
solchen Frevel zu dulden. Unter un-
endlichem Leiden hat die Menschheit 
diese kleinen Freiräume der Solidar-
gemeinschaft und Menschlichkeit er-
rungen. Die Familie, die Schule und 
die modernen Staaten, haben versucht, 
durch nicht wenige Instanzen, die Le-
gislative eingeschlossen, zu erreichen, 
dass jeder von uns verinnerlicht, dass 
das Allgemeinwohl über Egoismus und 
Parteilichkeit steht, aber in Spanien 
nehmen wir nicht wahr, dass, wer sich 
an Staatsvermögen vergreift, alle be-
raubt; wer auf dem Land der Gemeinde 

baut, alle beraubt uns, wenn ein Richter 
jemand verurteilt, weil er Gerechtig-
keit üben will, er uns alle verurteilt. 

Die spanische Rechte, die sich gegen 
die Republik erhob, den Krieg gewann, 
Hunderttausende in die Verbannung 
trieb, fälschlich verurteilte, ermorde-
te, verschwinden ließ, die scheinbar 
ohne Feinde regierte, weil sie alle eli-
miniert hatte, die ökonomisch wuchs 
und gedieh und einen Justizapparat 
nach ihren Maßstäben aufbaute, kann 
jetzt nicht zulassen, dass jene, die sie 
als Verlierer betrachten und noch am 
Leben sind (diese Roten!) ihre Toten 

ausgraben wollen, Tote, die für die 
Rechte in Spanien, ein für alle mal tot 
sind, weil sie es so und nicht anders 
verdient haben. 

Aber ein junger Richter setzte sich 
über all das hinweg und kam auf die 
Idee, auf die Bitten einiger Menschen 
zu reagieren, die nicht Rache forder-
ten, sondern die Erlaubnis ihre Toten 
anständig zu begraben. In Spanien, 
wo nach Meinung einiger die Transi-
tion geglückt ist, weil es gelungen ist, 
das Geschehene auszulöschen und die 
Erinnerungen daran fest verschnürt 
dem Vergessen zu überlassen, bekam 
der Richter die ganze Macht der Herr-
schenden, die immer noch dieselben 
sind wie vor der Transition, zu spüren. 

Und gerade das richtet Spanien zu-
grunde, gerade das bedeutet Rückkehr 
in die Vergangenheit, weil sie uns den 
winzigen Spielraum nehmen wollen, 
der für die Allgemeinheit erreicht wor-
den ist. Der Prozess gegen Garzón ist 
ein Prozess gegen die Transition und 
gegen alles, was wir glaubten erreicht 
zu haben. Sie stellen uns alle vor Ge-
richt und das Unglück ist, dass wir uns 
nicht verteidigen können. 

Folgt diese Art der Gerechtigkeit der 
Logik der Vernunft? 

�Ü bersetzung: Ursula Varmin

Don Quijote und Sancho Panza, Pablo Picasso, 1955

Blick in die Presse: „Ausge-
rechnet drei ultrarechte Organi-
sationen haben Garzón verklagt 
– viele Menschen in Spanien 
wollen das nicht hinnehmen. Vor 
dem Obersten Gerichtshof pro-
testieren sie gegen die drohende 
Absetzung des populären Unter-
suchungsrichters. „Universelle 
Gerechtigkeit“ und „Mehr Rich-
ter wie Garzón“ fordern diese 
Frauen.“
http://www.spiegel.de/	

fotostrecke/fotostrecke-	

54091-2.html, 24.4.10
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Unsere Erfahrungen mit der Tolerierung 
einer SPD-geführten Landesregierung 
in den 90er Jahren in Sachsen-Anhalt, 
mit den Regierungsbeteiligungen in 
Mecklenburg-Vorpommern und in Ber-
lin sowie mit den jetzt sichtbaren Wei-
chenstellungen und Entscheidungen 
von Rot-Rot in Brandenburg zeigen:

Die Beteiligung von Linken an Lan-
desregierungen führt zu wichtigen Wei-
chenstellungen für mehr soziale Ge-
rechtigkeit, für einen zukunftsfähiges 
Bildungssystem, für mehr Nachhaltig-
keit, für eine solide Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik als Basis sozialer Stabilität, 
für mehr Demokratie und Bürgerrechte, 
für eine offenere politische Kultur.

Im Entwurf für das Parteiprogramm 
der Linken heißt es: „Entscheidend für 
die Durchsetzung eines Politikwechsels 
ist … die bundespolitische Ebene. Hier 
liegen die meisten Kompetenzen, die 
dafür notwendig sind, hier erfolgen die 
meisten Weichenstellungen.“

Diese Erfahrung kennen wir aus dem 
politischen Alltag. Aber wir wollen den 
Verweis auf bundespolitische Hemm-
nisse und Gegenkräfte nicht als Ausrede 
dafür verstanden wissen, dass wir unse-
re Vorhaben nur begrenzt, manche gar 
nicht umsetzen können. Wir betrachten 
die Bundespolitik als Herausforderung 
– an uns selbst, an die Handlungsfähig-
keit unserer Landesregierung, an die 
Mobilisierungsfähigkeit unseres Lan-
desverbandes wie auch an die politische 
Schlagkraft der Bundespartei und der 
Bundestagsfraktion. Nur gemeinsam, 
Seite an Seite, können wir hier zunächst 
die nötige Aufmerksamkeit für notwen-
dige Veränderungen, schließlich wach-
senden politischen Druck und am Ende 
tatsächliche Veränderungen auch auf 
Bundesebene erreichen.

Derzeit brennt uns folgendes beson-
ders auf den Nägeln:

1. Die Einführung eines bundeswei­
ten einheitlichen gesetzlichen Mindest­
lohnes. Das Minimum, das Menschen 
zur Sicherung ihrer Existenz und zur 
kulturellen Teilhabe brauchen, ist un-
abhängig von der Branche, in der sie 
arbeiten, und alles in allem auch von 
der Region, in der sie leben. Der Min-
destlohn kann kein Stückwerk sein 
– auch nicht durch Länderregelungen. 
Wir wollen mehr als nur Mindestlöhne 

bei öffentlichen Aufträgen und wir wol-
len Mindestlöhne nicht nur in einzel-
nen Ländern – wir brauchen dazu eine 
bundesgesetzliche Regelung. Je eher, je 
besser. Neue Mehrheiten auch im Bund, 
die dies ermöglichen, müssen unser al-
ler Ziel sein!

2. In Brandenburg wie in Berlin kann 
der ÖBS nur unter restriktiven finan­
ziellen und arbeitsmarktpolitischen 
Bedingungen aufgebaut werden. Die 
Kapitalisierung der Mittel, die ohnehin 
für die Finanzierung von Arbeitslosig-
keit ausgegeben werden, verweigert die 
Bundesregierung nach wie vor. Statt-
dessen schränkt sie die Nutzbarkeit 
des vorhandenen arbeitsmarktpoli-
tischen Instrumentariums für Lang-
zeitarbeitslose weiter ein. Programme 
verschwinden, andere zielen eindeutig 
auf den Einsatz als Niedriglohninstru-
ment in der privaten Wirtschaft. Wir 
aber brauchen arbeitsmarktpolitische 
Programme, die als Instrumente für 
den ÖBS eingesetzt werden können. 
Brandenburg und Berlin werden da-
für kämpfen – künftige rot-rote oder 
rot-rot-grüne Landesregierungen, die 
wir uns bei den nächsten Wahlen wün-
schen, werden diese Front verstärken. 
Zu prüfen wäre eine gemeinsame Bun-
desratsinitiative „Arbeit statt Arbeits-
losigkeit finanzieren“: Schaffung der 
notwendigen gesetzlichen und haus-
halterischen Voraussetzungen, um die 
Mittel, die jetzt zur Finanzierung von 
Langzeitarbeitslosigkeit ohnehin aus-
gegeben werden, zu bündeln und für 
die Grundfinanzierung von ÖBS-Stel-
len einzusetzen.

Wir stützen uns auf eine starke Lin-
ke Bundestagsfraktion. Aber auch hier 
geht es um neue Mehrheiten im Bun-
destag. Die SPD in Berlin und Bran-
denburg hat sich die Idee eines ÖBS 
zu eigen gemacht – in der Bundes-SPD 
gibt es Ansätze, die mglw. in eine ähn-
liche Richtung weisen. Wir wollen, dass 
sich die Sozialdemokraten hier auch 
im Bund stellen – und dass Gemein-
samkeiten ausgelotet werden, die eine 
künftige andere Bundespolitik tragen 
könnten.

3. In den Jahren vor der Landtags­
wahl 2009 haben die Brandenburger 
Genossinnen und Genossen sich in einer 
Volksinitiative „Keine neuen Tagebaue 

Kirchenkrise

Auch Nachwuchs fehlt …
Die Zahl der jungen Männer, die ka-
tholischer Pfarrer werden wollen, geht 
immer weiter zurück. In den 27 Diöze-
sen in Deutschland bereiten sich derzeit 
nur 842 junge Männer auf den Priester-
beruf vor. Dies sei ein neuer Tiefstand, 
vermerkte die Deutsche Regenten-
konferenz, der Zusammenschluss der 
Leiter der Priesterseminare. Vor zehn 
Jahren waren es noch 1.122. Die Zahl 
der Neueintritte sank mit 161 ebenfalls 
bis unter das bisher niedrigste Niveau, 
das 2004 erreicht worden war. Damit 
verstärkt sich der schon jahrelang an-
haltende Priestermangel künftig noch 
weiter. Bundesweit sind derzeit rund 
10.500 katholische Priester im aktiven 
Dienst – 20 Prozent weniger als vor zehn 
Jahren. Den Grund für die geringe Zahl 
der Priesteramtskandidaten sehen die 
„Regenten“ der Priesterseminare nicht 
nur im demografischen Wandel, son-
dern auch in der abnehmenden Kirch-
lichkeit. Es gebe in der Gesellschaft we-
niger Leidenschaft und Begeisterung 
für den Glauben.

Die „KirchenVolksBewegung – Wir 
sind Kirche“, ein Zusammenschluss 
von Laien innerhalb der Katholischen 
Kirche, berichtete in diesem Zusam-
menhang, dass der Augsburger Bischof 
Mixa, inzwischen reichlich bekannt ge-
worden wegen Korruptionsvorwürfen, 
das Leitungspersonal eines Priester-
seminars feuerte, um so den Priester-
nachwuchs quantitativ zu heben. Wie es 
hieß, erfolgte die Ablösung des Leiters 
und seines Stellvertreters deshalb, weil 
es zu unterschiedlichen Bewertungen 
von Kandidaten gekommen sei. Dass 
der Bischof alle Kandidaten aufnimmt, 
die ihm „vor die Flinte kommen“ ist seit 
seiner Eichstätter Bischofszeit bekannt, 
so schreibt die KirchenVolksBewegung 
und verweist kritisch darauf, dass Mixa 
jeder recht war, wenn er nur Priester 
werden wollte. Die Folgen dieser Vor-
gehensweise haben zu den öffentlichen 
Skandalen in der Katholischen Kirche 
geführt.

Diese Stellungsnahme der Laienbe-
wegung liegt ganz auf der Linie des 
„Offenen Briefes an die Bischöfe“ von 
Hans Küng vom 15. April 2010: „Seit 
Jahrzehnten werden die Gründe für 
den Priestermangel ignoriert. Die Bot-
schaft Gottes zu den Menschen braucht 
Boten – unabhängig vom Geschlecht 
oder der gewählten Lebensform. Das 
Lamento über den Priestermangel ist 
so lange unglaubwürdig, wie nach bi-
blisch unbegründeten Kriterien aus-
gegrenzt wird.“ Von der Signalwirkung 
des Weltjugendtages in Köln mit Papst 
Benedikt 2005 und dem mit Vorschuss-
lorbeeren bedachten „Jahr der Beru-
fung 2010“ spreche heute ohnehin nie-
mand mehr.�K arl-Helmut Lechner

Der in dieser Entwicklung entwickelte Kurs markiert Punkte, die bei einer Mehr-
heitsbildung links von der Mitte von der Linken durchgesetzt werden könnten. 
Diese Erklärung bietet die Chance, von Farbspielereien wegzukommen und zur 
Diskussion von Punkte eines umfassenden Reformprogrammes überzugehen.

Mit aller Kraft für den Politikwechsel in  
Ländern und Bund
Bad Saarower Erklärung der Vorsitzenden von Landtagsfraktionen der Linken 
mit Erfahrungen aus Tolerierung oder Regierungsbeteiligungen
Kerstin Kaiser (Brandenburg), Wulf Gallert (Sachsen-Anhalt), Helmut Holter (Meck-
lenburg-Vorpommern) und Udo Wolf (Berlin)
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– für eine zukunftsfähige Energiepoli­
tik!“ engagiert. Mit der Koalitionsver­
einbarung ist es gelungen, die ersten 
Schritte zu einer solchen zukunftsfä­
higen Energiepolitik zu verankern: den 
Vorrang für die Erneuerbaren Energien 
auch im „Kohleland“ Brandenburg; die 
Einordnung der Braunkohle-Verstro-
mung nur noch als Brückentechnologie; 
hohe Sicherheits- und Genehmigungs-
hürden für die CCS- Technologie als 
„Retter“ der Braunkohle-Verstromung. 
Um den von der Volksinitiative vor-
gelegten Gesetzentwurf jedoch durch-
setzen zu können, der den Aufschluss 
neuer Tagebaue verbieten sollte, fehlen 
derzeit noch wichtige bundesrechtliche 
Voraussetzungen. Deswegen beabsich-
tigt Brandenburg eine Bundesrats-In-
itiative zur Ergänzung der Rohstoffsi-
cherungsklausel im Bundesberggesetz 
um ökologische und soziale Kriterien. 
Nur so würde der notwendige gesetz-
liche Spielraum für die Verhinderung 
weiterer Tagebaue entstehen. Wir hof-
fen natürlich auf weitere rot-rote bzw. 
rot-rot-grüne Landesregierungen, die 
dieses Anliegen im Bundesrat unter-
stützen. Wir wissen, dass wir in dieser 
Frage eine starke Bundestagsfraktion 
hinter uns haben. Dennoch sind wir 
auch im günstigsten Fall hier noch weit 
von solchen Mehrheiten entfernt, die 
die notwendige Änderung des Bundes-
bergrechts ermöglichen. Noch ist die 
Dynamik der Klimaschädigung durch 
den CO2-Ausstoß in der Lausitz stärker 
als die Dynamik, die angesichts einer 
schwächelnden schwarz¬gelben Bun-
desregierung auf eine rot-rot-grüne 
Alternative im Bund hin wirkt. Dieser 
Teufelskreis aber muss durchbrochen 
werden!

4. Die neue Landesregierung in Bran­
denburg ist von der Absicht getragen, die 
menschenverachtende Residenzpflicht 
für Asylbewerberinnen und -bewerber 
aufzuheben. Schon vier Wochen nach 
Amtsantritt der rot-roten Regierung 
war es Flüchtlingen aus Brandenburg 
erlaubt, zu Gottesdiensten nach Berlin 
zu fahren. Dies war möglich gewesen, 
weil die Religionsausübung durch das 
Grundgesetz geschützt ist. Dann wird 
die Beschränkung auf die Landkreise 
aufgehoben. Die nächste Frage ist, ob 
Berlin einbezogen werden kann oder 
ob dagegen das Bundesrecht steht. 
Schließlich wird Brandenburg eine 
Bundesratsinitiative zur Aufhebung der 
Residenzpflicht ergreifen. Wir hoffen 
hier auf einen Erfolg, weil sogar CDU-
geführte Bundesländer grundsätzliche 
Bedenken gegen die Residenzpflicht 
hegen. Aber wirklich ändern werden 
sich voraussichtlich auch hier die Kräf-
teverhältnisse erst dann, wenn Rot-Rot 
in Brandenburg und Berlin nicht mehr 
allein steht und wenn sich im Bundestag 
neue Mehrheiten finden.

5. Mit Sorge blicken wir auf die Ent­
wicklung der Landes- und Kommunalfi­

nanzen in den nächsten Jahren. 20 Jahre 
nach dem Beitritt der DDR zur Bundes-
republik beginnt die Rückführung der 
vereinigungsbedingten Sondertrans-
fers nach Ostdeutschland; 2019 werden 
sie ausgelaufen sein. Auch die EU-För-
derung wird umgestellt. Die Zeit der 
Sonderbehandlung Ostdeutschlands 
geht zu Ende und die Uhr kann nicht 
zurück gedreht werden. Darauf muss 
man sich einstellen – auch wenn wir 
gemeinsam mit unseren EU-Parlamen-
tariern und der Interessenvertretung 
unseres Landes in Brüssel Einfluss auf 
die Ausrichtung der Förderpolitik der 
EU auch nach 2013 nehmen wollen und 
müssen.

Was hingegen nicht zu akzeptieren 
ist, ist der bundespolitische Spagat zwi-
schen Einführung der Schuldenbremse 
einerseits und schwarz-gelben Steu-
ersenkungsplänen andererseits. Eine 
Entsolidarisierung der Länder, wie sie 
mit einer möglichen Klage der Geber-
länder auf vorzeitiges Auslaufen des So-
lidarpaktes droht, ist kein akzeptabler 
Ausweg. Es sind die bundespolitischen 
Verabredungen und Steuerpläne, die 
– gerade angesichts der gewaltigen 
Ausgaben zur Bekämpfung der Finanz- 
und Wirtschaftskrise – die finanziellen 
Handlungsspielräume aller Bundeslän-
der wie auch der Gemeinden strangulie-
ren. Dieser Entwicklung muss Einhalt 
geboten werden – nicht irgendwann, 
sondern so schnell wie möglich.

Wir gehen davon aus, dass die Lin-
ke in Land und Bund hier intensiv an 
einem breitestmöglichen politischen 
Bündnis arbeitet. Es ist politisch kon-
traproduktiv, rot-rot regierte Länder 
zu verurteilen, weil sie mit dem von 
ihnen nicht beeinflussbaren Rückgang 
der finanziellen Handlungsräume fer-
tig werden müssen. Gemeinsam müssen 
wir nicht nur gegen die Schuldenbremse 
und gegen die schwarz-gelben Steuer-
senkungsvorhaben, sondern für eine so-
zial gerechte, verantwortungsbewusste 
Steuerreform und eine Neugestaltung 
der Kommunalfinanzierung kämpfen, 
die dann auch eine bessere Finanzie-
rung der öffentlichen Daseinsvorsorge 
ermöglicht.

6. Die weltweite Finanz- und Wirt­
schaftskrise ist – trotz gigantischer fi­
nanzieller Aufwendungen – noch nicht 
vorüber. Doch schon jetzt beginnt an 
den internationalen Finanzmärkten 
und in den Bankzentralen jenes Spiel 
aufs Neue, das die Krise erst herauf 
beschworen hat. Der internationalen 
Politik, auch den führenden Wirt-
schaftsmächten, hat – so zeigt sich – die 
Kraft gefehlt, zum richtigen Zeitpunkt 
energische Maßnahmen zu ergreifen, 
die Spekulation zu stoppen und die 
Finanzmärkte einer strengen Regulie-
rung zu unterwerfen. Brandenburg hat 
seinerseits Zeichen für die Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer sowie 
für ein Verbot des außerbörslichen Han-

dels mit hochspekulativen 
Verbriefungen und Opti-
onen gesetzt. Aber auch hier 
sind rot-rot regierte Länder 
allein Rufer in der Wüste. Auch 
die Protestbewegung auf den Stra-
ßen war bislang nicht stark genug, um 
ein Umsteuern zu erzwingen. Dennoch 
dürfen die Anstrengungen nicht nach-
lassen. Es gilt sowohl, die richtigen 
Forderungen immer wieder lautstark 
und präzise zu stellen, als auch breite, 
schließlich gestaltungsmächtige poli-
tische Bündnisse dafür zu schmieden.

7. Wir unterstützen das Bekenntnis 
der Linken, sich auf Bundesebene nicht 
an einer Regierung zu beteiligen, die 
Kriege führt und Kampfeinsätze der 
Bundeswehr im Ausland zulässt. Wir 
verstehen es als die erklärte Absicht, 
im Fall einer eigenen Regierungsbetei-
ligung keine Kriegseintritte Deutsch-
lands zuzulassen, Kampfeinsätze der 
Bundeswehr zu unterbinden und lau-
fende Einsätze dieser Art zu beenden. 
Es ermutigt uns in dieser Hinsicht, 
dass z. B. die langjährige Forderung 
der Linken „Raus aus Afghanistan!“ 
nicht nur die Vorstellungen der Mehr-
heit der Deutschen trifft, sondern zu-
nehmend auch die politischen Debatten 
bestimmt.

Wir werden unsere politischen Ziele 
um so erfolgreicher umsetzen können, 
je stärker und politisch wirksamer die 
gesamte Partei Die Linke ist – in den 
Bundesländern wie auf Bundesebene.

Die Linke ist eine Realität und eine 
große Hoffnung. Sie ist mit einem be-
trächtlichen Vertrauensvorschuss von 
Millionen von Wählerinnen und Wäh-
lern ausgestattet. Sie lebt vom Engage-
ment ihrer vielen Mitglieder in Ost und 
West, die – aus ganz unterschiedlichen 
Erfahrungswelten kommend – ihre 
Kräfte in der neuen Linkspartei gebün-
delt haben. Jetzt muss und kann der Weg 
zu einem produktiven Pluralismus ge-
gangen werden. Zu viele Konflikte sind 
in der Gründungsphase auch zurück 
gestellt oder taktisch geregelt worden. 
Jetzt müssen und wollen wir einander 
mehr abverlangen als das bloße Ertra-
gen divergierender Positionen in der 
eigenen Partei. Versuche, einander zu 
übervorteilen, führen nur in eine Rich-
tung – ins Leere.

Jetzt müssen und werden wir es schaf-
fen, von der Gründungsphase zur poli-
tischen und organisatorischen Konsoli-
dierung als Programm- und Mitglieder-
partei zu kommen. War die Gründungs-
phase vor allem von Personen und sym-
bolträchtigen, integrierenden Projekten 
geprägt, so wird die Programm- und 
Mitgliederpartei in der Breite zeigen, 
dass sie sich gleichermaßen in Oppo-
sition und Widerstand, in gestaltender 
Politik wie in der Eröffnung von demo-
kratischen, sozialen und ökologischen 
Perspektiven bewährt, die über die heu-
tigen Zustände hinaus weisen.

In & bei der 
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Die nächste Ausgabe der Politischen 
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